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Abhandlungen 


Die internationale Rechtsordnung der Rheinſchiffahrt. 


Von Amtsgerichtsrat Leo Sternberg, Rüdesheim a. Rh. 


Soweit internationale Flüſſe ein „gleißender Teil“ des 
Landes ſind, ſtehen ſie zwar im Eigentum und unter der 
beſonderen Gebietshoheit der Staaten, die ſie in ihrem 
Laufe berühren. Sie würden jedoch ihrer natürlichen Be- 
ſtimmung, die Nationen zu verbinden, entzogen, wenn 
jene ausſchließliche Gebietshoheit nicht mit Rückſicht auf 
die Derfehrsgemeinfchaft ſoweit eingeſchränkt würde, daß 
nicht jeder Staat willkürlich fremden Schiffen ſeine Binnen⸗ 
gewäſſer ſperren oder den Seeverkehr abſchneiden kann. 
Daher bedarf die Schiffahrt auf ihnen völkerrechtlicher 
Regelung. Ein alter Ders lautet: 

Der König und der Bifchof teilen 

und Burg und Stadt und Stift und Dom. 
Mehr Sölle ſind am Rhein als Meilen 
und Pfaff und Ritter ſperrt den Strom. 

Obwohl der Rhein bei dem Fehlen guter Landſtraßen 
im ganzen Mittelalter die wichtigſte europäiſche Handels- 
ſtraße war, hemmten 82 Sollſtätten auf ihm den Verkehr. 
Sie bildeten nicht das einzige Hindernis, das ſich einer 
großſtaatlichen Rechtsbildung entgegenſtellte. Hinzu kam 
jene Unzahl von Umfchlags- und Stapelrechten, nach 
denen Berg- wie Talſchiffe gezwungen waren, in den 
Häfen der Stapelorte vor Anker zu gehen, die Ladung in 
dem Kaufhaufe der Stadt drei Tage zum Derfauf zu 
ſtellen und fie zur Weiterfahrt in die Flotte der Hafen- 
ſtadt umzuladen. Erſt die franzöſiſche Revolu⸗ 
tion verſchaffte dem Gedanken der Freiheit der Binnen— 
ſchiffahrt Geltung mit dem Dekret vom 16. November 1292, 
nach dem keine Nation das Recht beanſpruchen kann, die 
Fahrrinne eines Fluſſes ausſchließlich zu benutzen und 
die Nachbarn und Anlieger des Oberlaufs von den Dor- 
zugsrechten fernzuhalten, die fie ſelbſt genießen. Die Ok— 
troikonvention vom Jahre 1805, der Pariſer Frieden vom 
50. 5. 1814 und der Wiener Kongreß führten den Ge— 
danken weiter, bis die von Wilhelm von Humboldt ins 
Leben gerufene Sentralkommiſſion in der Mannhei⸗ 
mer Rheinſchiffahrtsakte vom 17. 10. 1868 


Net, 


der Rheinſchiffahrt das Geſetz gab. Danach iſt die Schiff— 
fahrt auf dem Rhein und feinen Vebenflüſſen einſchließ— 
lich des Leck und Waal, die als Teile des Rheins be— 
trachtet werden, von Baſel bis in das offene Meer für 
die Schiffe aller Nationen frei. 

Da der Vertrag von Derfailles die Mann⸗ 
heimer Akte als eine unkündbare Dölfervereinbarung mit 
Ausnahme weniger, wenn auch einfchneidender Ande— 
rungen aufrecht erhalten hat, ftellt fie noch heute die für 
die Rheinſchiffahrt gültige Rechtsordnung dar. Allerdings 
wird ſie dem Friedensvertrag zufolge gegenwärtig einer 
Reviſion unterzogen. 

Wenn Keynes, der engliſche Delegierte von Derſailles, 
erklärt: „Ein Krieg, der zur Verteidigung internationaler 
Verträge geführt worden iſt, hat mit dem Bruch der hei— 
ligſten Derfprechungen der Sieger geendet“, fo trifft dieſer 
Ausſpruch inſonderheit auf die Eingriffe des Friedens- 
diktats in das Gefüge der Rheinſchiffahrtsakte zu. Obwohl 
Frankreich auf der Verkehrskonferenz von Barcelona ſei— 
nerſeits den Gedanken einer Internationaliſierung der 
Rhone mit aller Entſchiedenheit zurückwies, wird durch 
die Neugliederung der Sentralkommiſſion der Derſuch 
unternommen, ein im Geſamtintereſſe der Uferſtaaten- 
gemeinſchaft eingeſetztes Organ unter dem Vorwand er— 
weiterter Internationaliſierung als Machtinſtrument aus- 
zurüſten, um im deutſchen Flußſpſtem Deutſchlands 
Mitbeſtimmung möglichſt zu entziehen. Während nämlich 
die Kommiffion, die heute im Palais du Rhin, dem 
früheren Kaiſerpalaſt zu Straßburg, ihren Sitz hat, bisher 
ſich nur aus den Bevollmächtigten der Uferſtaaten zu— 
ſammenſetzte, deren Kreis durch die Schweiz und Frank- 
reich erweitert worden iſt, lenken jetzt auch die Vicht⸗ 
uferſtaaten Belgien, Großbritannien und Italien die Ge— 
ſchicke des Rheinſtroms mit — eine Strukturveränderung, 
zu der keinerlei Veranlaſſung vorlag, wenn man bedenkt, 
daß der Rhein unter der alten rechtlichen Ordnung dank 
dem Suſtand der Siviliſation, dem Derantwortungs— 
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bewußtſein und der techniſchen Leiſtungsfähigkeit der 
Uferſtaaten zur verkehrsreichſten Binnenwaſſerſtraße der 
Erde geworden iſt. Überdies iſt aber auch der Grundſatz, 
daß die Kommiſſion der 4 deutſchen Uferſtaaten, Hollands 
und Frankreichs mit je einer Stimme ihre Länder ver— 
treten, zugunſten folgender Stimmenverteilung verlaſſen 
worden: 

Die Niederlande 

Die Schweiz . 

Die deutſchen Wferftaaten 

Frankreich 

Großbritannien . 

Italien 

Belgien 


0 n 0 GO 


Dazu kommt, daß der Präſident der Kommiffion als 
das 20. Mitglied von Frankreich geſtellt, der Sitz der 
Kommiffion von Mannheim mitten in das franzöſiſche 
Intereſſengebiet nach Straßburg verlegt wird, daß die 
Hauptbeamten des Generalſekretariats ein Franzoſe und 
ein Belgier find, daß die Sprache franzöſiſch iſt und ſämt— 
liche Druckſchriften in franzöſiſcher Sprache (wenn auch 
mit deutſcher Überſetzung) erſcheinen. Man vergegen- 
wärtige ſich demgegenüber, daß bei einer Geſamtufer— 
länge des deutſchen Stromanteils von 1342 km und einer 
ſolchen der franzöſiſchen von nur 184 km Frankreich über 
dieſelbe Stimmenzahl verfügt wie Deutſchland; oder daß 
den Nichtuferſtaaten England, Belgien und Italien eben— 
ſoviele Stimmen zugebilligt ſind wie den beiden größten 
Rheinuferſtaaten Deutſchland und der Schweiz mit ihrem 
Uferanteil von 1555 km! Berückſichtigt man ferner die 
Stromarbeiten, die Deutſchland im Laufe der Jahrzehnte 
im Intereſſe der Geſamtheit ausgeführt, die Zahl und 
Bedeutung feiner Häfen, ſeines Schiffsparks, feiner von 
der Rheinſchiffahrt geſpeiſten Induſtrie und in der Welt— 
wirtſchaft kreiſenden Durchgangstransporte, fo ſcheint da— 
mit feine gegenwärtige Vertretung in der Sentralkommiſ— 
ſion ſchwer vereinbar. Soweit ihm danach überhaupt noch 
ein Einfluß verblieben iſt, wird ihm ſelbſt dieſer in allen 
Fällen entzogen, in denen das Derfailler Diktat im vor— 
aus vorſchreibt, daß Deutſchland ſeine Zuſtimmung zu 
erteilen hat, wie z. B. zu dem Entwurf der vorgeſehenen 
neuen Rheinſchiffahrtsakte. 


In demſelben Geiſt iſt auch die Zuftändigfeit der Kom- 
miſſion erweitert worden. Und zwar in der Weiſe, daß 
ihr eine ganze Reihe ſchwerwiegender Aufgaben zuge— 
wieſen worden iſt, die ſie ohne auf die beteiligten Staaten 
Rüdfiht zu nehmen in eigener Entſcheidungsbefugnis 
durch Majoritätsbeſchlüſſe zu erledigen hat, während die 
Durchführbarkeit ihrer Beſchlüſſe ſonſt allgemein von der 
Ratifikation durch ihre Regierungen abhängig war. Dazu 
gehört unter anderem die Entſcheidung über den Bau des 
Grand Canal d' Alſace, über die Regulierung der Strom— 
ſtrecke von Baſel bis zum Bodenſee ſowie die Ausarbei— 
tung des Entwurfs für die Reviſion der Mannheimer 
Akte. Die Sentralkommiſſion hat ſowohl das elſäſſiſche 
Seitenkanalprojekt wie das der ſchweizeriſchen Strom— 
regulierung angenommen. Freilich iſt damit das letzte 
Wort noch nicht geſprochen, da der grand canal, der den 
Schiffsverkehr auf dem Rhein oberhalb Straßburgs unter— 
binden oder vollſtändig franzöſiſcher Kontrolle unterwerfen 
würde, nur gebaut werden darf, wenn er nicht etwa nur 
den Intereſſen der Kraftgewinnung dient, ſondern der 
Schiffahrt die gleichen Vorteile bietet, wie der Rhein. 
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Immerhin ſieht ſich die Sentralkommiſſion vor höchſt ver- 
antwortungsvolle Fragen geſtellt, die vielleicht über die 
Zukunft der Rheinſchiffahrt und damit über ein Kapitel 
europäiſcher Wirtſchaftsgeſchichte oder mehr entſcheiden. 

Auch die Reviſion der Mannheimer Akte iſt in Angriff 
genommen. Don deutjcher, holländiſcher, franzöſiſcher und 
belgiſcher Seite find Entwürfe im Palais du Rhin ein- 
gegangen. Zum Abſchluß der Verhandlungen iſt es jedoch 
noch nicht gekommen. Sur Richtſchnur ſollen bei ihnen 
die in der Barcelona-Akte vom Jahre 1921 niedergelegten 
Grundſätze dienen, die als Fortſetzung der Wiener-Kon- 
greß⸗Akte gedacht iſt. Wenn dieſe europäiſches Schiffs- 
recht ſchaffen wollte, jo will das Barcelona-Abkommen 
allerdings die Völker des ganzen Erdballs zur Anerfen- 
nung ſeiner Grundſätze verpflichten. Es läßt ſich jedoch 
nicht behaupten, daß die Huſammenarbeit der 44 Staaten, 
die unter den Auſpizien des Völkerbundes an der Der- 
kehrskonferenz von Barcelona teilgenommen haben, zu 
einem auf neuen Rechtsgedanken beruhenden befriedigen- 
den Ergebnis geführt hätte. Man hat ſogar den Grundſatz 
von der Freiheit der Schiffahrt durch die Beſtimmungen 
über die Cabotage (den Verkehr von Hafen zu Hafen) und 
die Möglichkeit der Wiedereinführung von Schiffahrts- 
abgaben eingeſchränkt und auch den Strombau unter einen 
die Staatshoheit ſchmälernden Zwang geſtellt, der dem 
Siviliſationsſtand der rheiniſchen Länder wenig Rechnung 
trägt. 

Einen breiten Raum in den Reviſionsberatungen des 
Palais du Rhin wird die Rheinſchiffahrtsgerichtsbarkeit 
einnehmen. Es unterliegt keinem Sweifel, daß ihr Grund— 
gedanke, Havarieprozeffe und Strompolizeiübertretungen 
durch orts- und ſachkundige Sondergerichte entſcheiden zu 
laſſen, ſich während ihres hundertjährigen Beſtehens be— 
währt hat. Da die Derfehrsverhältniffe auf dem Rhein, 
ſeit der erſte eiſerne Schleppfahn den Strom befuhr, fich 
jedoch von Grund auf verändert haben, erſcheint die Zu— 
ſammenlegung der 60 auf der Strecke von Baſel bis 
Emmerich beſtehenden Bheinſchiffahrtsgerichte, deren 
große Sahl auf eine nicht durchgehende Schiffahrt ab— 
geſtellt iſt, allerdings ein zeitgemäßes Erfordernis zu ſein. 
Die meiſten Schiffahrtsunfälle ereignen ſich in den großen 
Häfen und auf der ſchwierigen Gebirgsſtrecke von Rüdes⸗ 
heim bis St. Goar, wo der Rhein plötzlich feinen Cha— 
rakter ändert und mit reißender Gewalt und beſtändig 
wechſelndem Stromfall über ſtark zerklüfteter Flußſohle, 
von Bänken und Klippen durchwachſen, katarraktähnlich 
ſich zwiſchen ſteilen Felswänden durchwindet. Wenn 
irgendwo, jo müſſen hier die Rheinſchiffahrtsgerichte be- 
ſtehen bleiben. Denn nirgend ſonſt als in den Brenn— 
punkten und Gefahrzonen des Schiffahrtsverkehrs kann 
der Richter Einblick in die beſondere Welt der Rhein— 
ſchiffahrtsverhältniſſe gewinnen. 

Bei der wechſelvollen Vergangenheit und jahrhunderte— 
alten ftaatlichen Zerriſſenheit der Rheinlande vermag auch 
nur der mit Örtlichkeit, Landſchaft und Volkstum ver— 
traute Rheinſchiffahrtsrichter durch das Labprinth ge— 
ſchichtlicher Wirrnis in die für die Schiffahrt eines be⸗ 
ſtimmten Stromabſchnitts geltenden Rechtsgewohnheiten 
einzudringen, die häufig ſeiner Entſcheidung unterliegen. 

Man ſieht, daß das Vorbild Frankreichs, wenn dort 
nur Straßburg und Mühlhauſen als Rheinſchiffahrts⸗ 
gerichte aufrechterhalten werden, keine Nachahmung ver⸗ 
dient. Die franzöſiſche Neigung zur Sentraliſation würde 
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die Dielgejtaltigfeit des deutſchen, inſonderheit des rhei- 
niſchen Lebens, das ſo fließend und buntfarbig iſt wie 
der Strom ſelbſt, nicht gerecht. Die Gerichtsbarkeit der 
großen Binnenhäfen muß vielmehr auch künftig durch 
die Rheinſchiffahrtsgerichte der Gebirgsſtrecke ihre recht- 
liche Ergänzung finden, wie es bei den anders gearteten 
techniſchen, nautiſchen und kulturellen Tatbeſtänden ſchon 
ſtofflich der Fall iſt. 

Die ſchwierigſte Aufgabe der Sentralkommiſſion bleibt 
jedoch die Reviſion des Rheinregimes ſelbſt. Deſſen Or- 
ganiſation kann nicht als etwas Fertiges und Abgeſchloſ— 
ſenes gelten. Sie muß deshalb ihrer gegenwärtigen macht— 
politiſchen Struktur wieder entkleidet werden. Der Ar— 
tikel 377 des Derjailler Vertrags bietet inſofern die 
Handhabe dazu, als danach der Völkerbund jederzeit die 
Nachprüfung derjenigen Vorſchriften anregen kann, die 
ſich auf ein dauerndes Dertragsverhältnis beziehen. Don 
dem Ergebnis dieſer Prüfung wird es abhängen, ob der 
Schöpfung Humboldts ihr geſchichtlicher Charakter als 
einer vorbereitenden und beratenden Inſtanz der beteilig— 
ten Staaten in Rheinfragen belaſſen oder ob ſie in eine 
ſelbſtändig entſcheidende Derwaltungsinftanz für den 
Rhein umgewandelt wird. Was aber ſpräche entſchie— 
dener gegen die Ausdehnung ihrer Suſtändigkeit, als die 
Tatſache, daß die Mannheimer Akte, unter deren Herr- 
ſchaft die Rheinſchiffahrt die ſegensreichſte Entwicklung 
genommen hat, zu dem freiheitlichſten Derkehrsinftrument 
für die Welt geworden iſt. Hier werden wohl die Würfel 
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über die ganze Zukunft des internationalen Rheinregimes 
fallen. 

Wir brauchen die Hoffnung nicht aufzugeben, daß der 
Gedanke der Stromgemeinſchaft, den die gegenwärtige 
Regelung jeder Vernunft entkleidet hat, dabei wieder 
ſeinen alten, mit den nationalen Intereſſen der Ufer— 
ſtaaten vereinbaren Inhalt empfängt. Je größer nämlich 
der deutſche Anteil an der Erzeugung ſo ungeheuerer 
Kräfte iſt, die dem Güteraustauſch zwiſchen der Nordſee, 
dem Schwarzen Meer und dem Mittelmeer dienen und 
Ruhrkohlen wie Eiſen nach allen Ländern der Welt tragen, 
um ſo ſinnloſer erſcheint die Folgerung: weil der Rhein 
Leben und Gedeihen in die Adern Europas entſendet, 
müſſe er einer europäiſchen Kontrolle unterſtellt werden! 
Freilich iſt den Nichtuferſtaaten das Mitbeſtimmungs⸗ 
recht nicht nur deshalb abzuſprechen, weil ſie in den Welt⸗ 
wirtſchaftsbau der rheiniſchen Länder nichts inveſtiert 
haben. Sie haben auch in die rheiniſche Schickſalsgeſchichte 
nichts inveſtiert: Weder Gut noch Blut. Nicht Träume, 
noch Tränen. Was ſagt es dem Engländer oder Italiener, 
daß an dieſem Strom die Nibelungen ſaßen, daß hier des 
„Reiches Straße“ war, daß nach den Weisſagungen der 
Myſtik am Rhein jene Kirche gebaut werden ſoll, an der 
alle Völker bauen werden. Der Deutſche aber hat den 
Rhein geſchaffen, wie der Rhein ihn geſchaffen hat. Und 
wer anders ſollte berufen ſein, an der neuen Magna 
Carta des Stromes mitzuarbeiten als diejenigen, deren 
Schickſal des Stromes Schickſal iſt! 


Sonderbare Vorſchläge. 


Don Landgerichtspräſident Dr. Wagner, Leipzig. 


Nach Mitteilungen der Preſſe hat ein unter dem Dor- 
ſitz eines Univerſitätsprofeſſors tagender Berliner Aus- 
ſchuß zur Erörterung von Maßnahmen gegen die Über- 
füllung der akademiſchen Berufe, dem auch andere Ber— 
liner Univerſitätsprofeſſoren angehören, in einer Denf- 
ſchrift vorgeſchlagen, die Dienſtaltersgrenze für Beamte 
auf das 60. Lebensjahr herabzuſetzen und die Aufrückung 
der Beamten in höhere Gehaltsſtufen zu ſperren. Es iſt 
mir wirklich unverſtändlich, wie ein Ausſchuß unter 
Mitwirkung von Univerſitätsprofeſſo⸗ 
ren einen ſolchen Dorfchlag machen kann. 

Sunächſt find es gerade preußiſche Univerſitätsprofeſſo⸗ 
ren geweſen, die eine höhere Altersgrenze als die übrigen 
Beamten erſtrebt und auch erhalten haben. Auch nach 
Erreichung des 68. Lebensjahres wird ihnen öfters auf 
Anſuchen ihrer Fakultät noch das weitere Verbleiben in 
ihrer Stellung bis zum 20. Lebensjahr eingeräumt. Als 
die ihnen beſonders günſtigen „Emeritierungs“⸗-Beſtimmun⸗ 
gen durch Notverordnung der Regelung bei den übrigen 
Beamten angeglichen wurden, erhoben ſie Klage beim 
Staatsgerichtshof und hatten Erfolg. Selbſtverſtändlich 
müßten aber bei einer jo erheblichen Berabſetzung der 
Dienſtaltersgrenze auf 60 Jahre dann auch die Univerfitäts- 
profeſſoren und diejenigen Beamten einbezogen werden, 


die jetzt ſogar eine höhere Altersgrenze als das 65. Lebens⸗ 


jahr haben. 

Auch die Sperre für die Aufrückung der Beamten in 
höhere Gehaltsklaſſen iſt bei den bereits erheblichen 
Kürzungen aller Beamtengehälter mit Entſchiedenheit zu 
bekämpfen. Wenn in den letzten zwei Jahren unter den 
Folgen der allgemeinen Krifis die Grundlagen des Be- 


rufsbeamtentums durch Notverordnungen erſchüttert wor— 
den ſind, ſo ſollte man gerade in den Beamtenkreiſen ſelbſt 
ſich davor hüten, weitere Beeinträchtigungen der Beamten⸗ 
rechte in Dorfchlag zu bringen. Dies bewirkt ein weiteres 
Hinabgleiten auf der ſchiefen Ebene. Nur das geſchloſſene 
Suſammentreten des ganzen Beamtentums in allen Gat— 
tungen kann vor weiteren nachteiligen Maßnahmen 
ſchützen. Gegen dieſe Geſchloſſenheit wird aber verſtoßen, 
wenn man glaubt, auf Kojten der bisherigen älteren, aber 
noch voll dienſtfähigen Beamten irgendwelche Dorteile 
für den Nachwuchs zu erlangen. 

Es iſt ſchon ethiſch nicht zu billigen, wenn man 
arbeitsfreudigen Menſchen, die ſich dem Staatsdienſt in 
jahrzehntelanger Arbeit gewidmet haben, noch bei voller 
Dienſtfähigkeit ihre Stellen nimmt. In jetziger Seit iſt 
noch zu beachten, daß die wirtſchaftliche Not mit den ein- 
ſchneidenden Gehaltskürzungen die älteren Beamten genau 
ſo trifft wie die jüngeren und mittleren. Die höheren 
Beamten find vermöge ihrer viel längeren Ausbildung 
erſt ſpäter dazu gelangt, zu heiraten. So haben fie auch 
noch im Alter zumeiſt für Kinder zu ſorgen, und zwar 
handelt es ſich hierbei ſogar in der Regel um die koſt⸗ 
ſpieligſte Periode der Ausbildung. Der Nachwuchs 
dieſer älteren höheren Beamten hat auch ein Recht auf 
Berückſichtigung. Dieſer Nachwuchs müßte die begonnene 
Ausbildung unterbrechen, wenn die Altersgrenze herab- 
geſetzt würde. 

Es verſtößt gegen die einfachſten Grundſätze der Billig- 
keit und der Moral, wenn man die Notlage des afademi- 
ſchen Nachwuchſes dadurch mindern will, daß man die 
Not in die Familien der älteren Beamten trägt oder 
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ſteigert nach dem Grundſatz: „Ote-toi de la, que je m, y 
mette.“ 

Dabei iſt vom Standpunkt des Staates aus auch zu be— 
achten, daß dieſer ohne Nachteil auf die Erfahrung und 
die abgeklärte Lebensauffaſſung gerade der älteren höhe— 
ren Beamten nicht verzichten kann. So macht z. B. bei 
dem Richter die Altersreife, die ausgeglichene Ruhe, die 
Fülle der Lebenserfahrung ihn zum Dorbild und Leiter 
der jüngeren und zum berufenſten Dorfigenden in Kam— 
mern und Senaten. 

Die Rückſicht auf den Nachwuchs als Grundlage für 
Altersgrenzen iſt in Wirklichkeit auch ein Trugſchluß. Die 
Hilfe würde nur eine ſehr geringe ſein und nur vorüber— 
gehend eintreten. Die Verkürzung der Schaffensmöglich— 
keit trifft im Ergebnis die jungen genau ſo wie die alten 
Beamten. Außerdem iſt der Gedanke abzulehnen, als wenn 
der Staat verpflichtet wäre, auf Koſten ſeiner bisherigen 
verdienten Beamten für die zu große Sahl des akademi— 
ſchen Nachwuchſes Plätze frei zu machen. 

Wer ſich für einen Beruf entſcheidet, übernimmt die 
Gefahr, ob er in dieſem Beruf dann auch tatſächlich vor— 
wärts kommt. Trotz aller Warnungen hat ſeit Jahren ein 
alles vernünftige Maß überſteigender Andrang zu den 
Hochſchulen eingeſetzt. Auch wenn wir nicht in der großen 
Wirtſchaftskriſis lebten, wären für die vorhandenen Be— 
‚amtenftellen viel zu viel Anwärter vorhanden. Dabei hat 
ſich ergeben, daß auch viele mäßig oder nur unzulänglich 
für das Studium Begabte der Hochfchule ſich zugewendet 
haben. Mit Recht hat der ſcheidende Rektor der Univerſität 
Leipzig, Prof. Dr. Litt, am 51. Oktober 1952 in ſeinem 
Jahresbericht erklärt: 

„Es iſt die äußerlich ſchwierigſte und koſtſpieligſte, die inner- 
lich ungeſundeſte Form der Erwerbsloſenbeſchäftigung, die ſich 
in Geſtalt dieſer Bochſchulüberfüllung verwirklicht.“ 

Den Folgen einer Überfüllung eines Berufs kann wirk— 
ſam nur dadurch begegnet werden, daß ſich beträchtlich 
weniger und nur innerlich dazu Berufene dieſem Fach 
zuwenden, und auf dieſe Weiſe allmählich der normale 
Zuſtand eintritt. Es wäre ein gefährlicher Anreiz, einen 
ſchon überfüllten Beruf auch in Sukunft zu ergreifen, 
wollte man künſtlich auf Koſten der bisherigen Beamten 


Im Auguſt 1926 — noch als Referendar — fuhr ich 
kurz entſchloſſen nach Paris, nachdem ich eine Relation 
vor Ablauf der geſetzten Friſt abgegeben hatte. Die Rela— 
tion war denn auch danach und auch eine Poſtkarte an 
den Senat konnte den ſchlechten Eindruck nicht verbeſſern. 
Aber Paris war herrlich. Auch dort waren Gerichts— 
ferien. Es herrſchte Ruhe im Palais de Juſtice, bis auf 
die chambre correctionelles (Bagatellſachen). Das Ge— 
richt, bei deſſen Eintritt ſich alles erhob, beſtand aus einem 
Präſidenten und zwei Beiſitzern. Der Vorſitzende — ein 
juge eminent, wie mir ein Anwalt verficherte —, machte 
einen ausgezeichneten Eindruck. Er war der Dorſitzende 
einer chambre civile, der nur während der Ferien hier 
vorſaß. Die Beiſitzer wirkten wie Karrikaturen von Dau— 
mier. Der eine ſchien zu ſchlafen. Nur wenn der Präſi— 
dent ſich ihnen zuwandte, nickten fie beiſtimmend. Die Der- 
handlung wickelte ſich mit unheimlicher Geſchwindigkeit 
ab. Seugen wurden faſt keine gehört. Ein paar kurze 
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Stellen frei machen, um für den zu ſtarken Nachwuchs zu 
ſorgen. Selbſtverſtändlich ſoll damit nicht geſagt ſein, 
dem in Not befindlichen Nachwuchs wie allen in gleicher 
Lage befindlichen Staatsbürgern die Hilfe zu verſagen. 
Nach Kräften muß auch ihm, aber auf anderen Wegen, 
Fürſorge zuteil werden. 

Dazu kommt, daß die Herabſetzung der Allende. die 
Penſionslaſten in einem für den Staat Inerträg- 
lichen Maße ſteigern würde. Der Staat könnte das nur 
tun unter einer weiteren Kürzung nicht nur der Pen— 
ſionen, ſondern auch der Gehälter aller Beamten. In 
Wirklichkeit ſind aber dieſe Gehälter und Penſionen be— 
reits derart niedrig, daß viele Beamte verſchuldet ſind. 
Von weiteren Kürzungen würde auch die allgemeine Wirt— 
ſchaft nur Nachteile haben. 

Was die Richter anlangt, fo hat das RG. (RGS. Bd. 104 
S. 62) ausdrücklich feſtgeſtellt, daß unter den in Art. 104 
RD. beſtimmten „Altersgrenzen“ nur ſolche Grenzen ge— 
meint ſind, die auf der Anſchauung beruhen, daß nach den 
allgemeinen Erfahrungen des Lebens die Beamten regel— 
mäßig mit dem Eintritt eines gewiſſen Lebensalters nicht 
mehr voll dienftfähig find, ihre Dienſtunfähigkeit alſo zu 
unterſtellen iſt. Die Beſtimmung dieſes Lebensalters muß 
der allgemeinen Lebenserfahrung angepaßt ſein, wann bei 
den meiſten Beamten eine Unfähigkeit zur Erfüllung ihrer 
Amtspflichten infolge Nachlaſſens ihrer körperlichen oder 
geiſtigen Kräfte einzutreten pflegt. Rüdfichten auf den 
Nachwuchs ſcheiden dabei vollkommen aus. 

Nun hat das Reich für ſeine Richter das 68. Lebensjahr 
feſtgeſetzt, Bayern dasſelbe und einzelne andere Länder 
ſogar das 70. Lebensjahr. Man hat aber noch nicht ge— 


hört, daß dieſe Altersgrenzen zu hoch wären. Wenn daher 


Preußen und Sachſen für feine Richter die Dienſtalters— 
grenze auf 65 Jahre beſtimmt hat, ſo iſt das ſchon als die 
niedrigſte Grenze anzuſehen, bei der die Dienſt— 
unfähigkeit der Richter im allgemeinen überhaupt unter— 
ſtellt werden kann. Eine weitere Herabjegung könnte nur 
durch ein verfaſſungsänderndes Reichsgeſetz erfolgen. 

Es muß aber auch ſonſt dringend vor weiterem Ab— 
bruch der Beamtenrechte im allgemeinen Intereſſe ge— 
warnt werden. 


Reiſeeindrücke von ausländiſchen Gerichten. 


Don Gerichtsaſſeſſor Dr. Seibert, Berlin. 


cFragen an den Angeklagten, ein Blick nach den Beiſitzern 
und ſchon wurde das Urteil verkündet. Der Angeklagte 
wurde abgeführt und ſchon wurde wieder einer durch eine 
hinter der Anklagebank gelegene Tür eingelaſſen. Die 
Reihe der Angeklagten rückte einen rauf. Sozuſagen Der- 
urteilung am laufenden Band. Der Staatsanwalt be— 
arbeitete Dezernat und plädierte nur in Sachen von Be⸗ 
deutung. Ein einziger Derteidiger trat an dem Morgen 
auf. Diesmal zog ſich das Gericht zur Beratung zurück. 
Dann kurze Begründung und Freiſpruch mit einem ein- 
zigen Wort: „Acquittè“. Im Publikum immer lautloſe 
Stille. Don der Achtung vor dem Gericht ſcheint der 
Franzoſe ſehr durchdrungen zu fein. Dieſes Vertrauen 
wurde wohl nur einmal — während der Dreyfus— 
affaire — ins Wanken gebracht, aber durch die endgültige 
Entſcheidung der cour de cassation — deren Derhand- 
lungen ein zweibändiges Werk von ca. 1500 Seiten 
füllen — wiederhergeftellt. Der Plenarſaal des höchſten 
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Gerichts ift ſehenswert. Die Dede iſt mit Fresken aus⸗ 
geſchmückt, die berühmte Juriſten (in Robe!) darſtellen. 

In Rom hingegen hat man die berühmten Rechtsgelehr— 
ten auf dem Innenhof des Juſtizpalaſtes in Form von 
Marmorſtatuen untergebracht. Paulus, Labeo, Papinian 
thronten da in unnahbarer Majeſtät und weckten Erinne— 
rungen an die Pandefteneregefe im Referendarexamen. 
Der Inſtanzenzug iſt in dieſem Juſtizgebäude ſehr an— 
ſchaulich dargeſtellt. Unten die erſte Inſtanz und das 
Schwurgericht. Eine Treppe höher die corte di appela, 
und ganz oben die corte di cassatione. Im Schwur- 
gericht ſaß nur ein Richter, der überhaupt einen etwas 
kläglichen Eindruck machte. Die Angeklagten hinter hohen 
Gitterſtangen. Der Derteidiger ſtand — nach amerikani— 
ſcher Manier — dicht an der Geſchworenenbank. Er 
redete mit — bei dieſer Hitze — bewundernswertem 
Temperament auf ſie ein, und als er im Eifer des Ge— 
fechts die Robe verlor, ſchwang er ſie ſich mit der Ge— 
wandtheit eines Toreadors wieder um die Schultern. Den 
Richter, der ihn ſchüchtern um Mäßigung erſuchte, be— 
achtete er überhaupt nicht. In der Berufungskammer für 
Strafſachen war ein angenehmes Leben. Dauernd wurde 
ein Angeklagter aufgerufen. Der Wachtmeiſter — im 
roten Mäntelchen — rief ſeinen Namen draußen noch— 
mals auf und kehrte regelmäßig wieder mit der Meldung: 
Er antwortet nicht, Exzellenz. Darauf wurde die Be— 
rufung verworfen. Im Strafſenat der corte di cassatione 
kam ich gerade dazu, wie der etwas choleriſche Präſident 
einen Verteidiger ganz koloſſal heruntermachte. Der An— 
walt ſagte nichts. Auch eine Art ausgleichender Gerech— 
tigkeit gegenüber dem Schwurgericht. Im Plenarſaal war 
eine Sitzung der Dereinigten Sivilſenate anberaumt. 
Solche Sitzungen kommen dort häufiger vor, da die unte— 
ren Inſtanzen an Entſcheidungen des höchſten Gerichts 
nicht gebunden ſind. Weichen ſie von ihnen ab, ſo iſt eine 
Plenarentſcheidung herbeizuführen. Alſo kein horror 
pleni wie bei uns. Der Eindruck war impoſant. 15 Richter 
in ihren ſchwarzen, goldverzierten Talaren. Auf jeder 
Seite der Parteien zwei Anwälte und der Generalſtaats— 
anwalt. Dieſer ſchien eine weſentliche Rolle zu ſpielen. 
Als er mit altersſchwacher Stimme ſprach, lehnten ſich 
die Anwälte weit über ihren Tiſch, um nur ja jedes Wort 
zu verſtehen. Als bei der nächſten Sache nur noch ſieben 
Richter ſaßen, hatte man direkt den Eindruck, als wenn 
der Senat nicht voll beſetzt ſei. 

Der corte di cassatione war übrigens einmal im Der- 
fahren betr. Dollſtreckbarkeitserklärung eines deutſchen 
Urteils ein verhängnisvoller Fehler unterlaufen, der ſo— 
gar einen diplomatiſchen Notenwechſel zur Folge hatte. 
Der höchſte Gerichtshof hatte den 8 199 1 SPO. mißver- 
ſtanden. Das dort behandelte Erſuchen „der zuſtändigen 
Behörde des fremden Staates“ war in dem einzig vor— 
handenen Exemplar einer Deutſchen ZPO. in italieni- 
ſcher Überſetzung genitiviſch ausgedrückt („dell' autorita 
competente“). Daß es ſich um ein Erſuchen an die zu⸗ 
ſtändige Behörde handeln ſoll, wollte man nicht einfehen 
(Quandoque bonus dormitat Homerus). Frankenſtein 
hat dann die ZPO. neu überſetzt. Der italienifche Straf- 
prozeß wird übrigens weſentlich von der Verhandlungs- 
marime beherrſcht. Die Möglichkeit eines Vergleichs iſt 
ihm nicht fremd, wie ich damals ſelbſt erfahren ſollte. Ich 
hatte mich auf der Polizei über einen Gaſtwirt beſchwert, 
der mir 5 Lire für % Wein abgenommen hatte. Der 
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Wirt wurde zitiert und machte ſchließlich den Dergleichs- 
vorſchlag, mir noch ein Viertel von ſeinem Wein um— 
ſonſt zu ſpendieren. Ich zog es aber vor, mich ohne An— 
träge zu entfernen. Wer weiß, was mir der gute Mann 
als Sühnetrunk da vorgeſetzt hätte. 

In London im alten Strafgerichtsgebäude (Old 
Bailey) ging es ungeheuer feierlich her. Der Richter 
wurde bei feinem Eintritt mit den Worten „God save 
the king and Mylord justice“ und mit einem Blumen⸗ 
ſtrauß (aus künſtlichen Blumen) begrüßt. Wie mir eine 
Engländerin ſagte, richtet ſich die Art und Zuſammen— 
ſtellung der Blumen nach Rang und Dienftalter des je- 
weils amtierenden Richters. Daß Lord Chief Juſtice nun 
Orchideen bekommen hätte, habe ich allerdings nicht feſt— 
ſtellen können. Die Verhandlung nahm ein überraſchend 
kurzes Ende dadurch, daß der Richter die jury auflöſte, 
weil ihm zu Ohren gekommen war, daß einer der Ge— 
ſchworenen am Tage vorher nach der Sitzung ſich mit dem 
Angeklagten unterhalten hatte. Die nächſte Sitzung mit 
neuer Jury wurde bereits auf den nächſten Tag angeſetzt! 
Im high court konnte man in jeder division einen 
alten Richter in Perücke und roter Robe ſitzen ſehen. Nur 
ein ganz alter Richter, dem es offenbar zu heiß war — es 
war der für London ungewöhnlich heiße Sommer 1929 — 
hatte keine Perücke auf. Sein graues Haupt benötigte 
auch eine Perücke nicht. 

Lord Chief Juſtice, der wie ein Prior ausſah, tagte mit 
zwei Beiſitzern. Der Präjudizienkult feierte Orgien. Die 
Anwälte zitierten Entſcheidungen. Die Entſcheidung 
wurde dem Lordoberrichter überreicht. Wenn er meinte, 
ſie ſei nicht einſchlägig, hatte der Anwalt ſofort eine neue 
zur Hand. Nur ſo läßt ſich es erklären, daß es einmal in 
Amerika vorgekommen ſein ſoll, daß ein Anwalt, um 
ſeinen Klienten freizubekommen, eine angebliche Entſchei— 
dung des supreme court ſelbſt angefertigt und in Druck 
gebracht und in den dem Gericht vorgelegten Entſchei— 
dungsband nach Entfernung einer anderen hatte einheften 
laſſen! 

Die Beratung der division des Lordoberrichters fand 
in Gegenwart der Parteien ſtatt. Die Beiſitzer traten 
hinter den Stuhl des Präſidenten und flüſterten lange 
mit ihm. Schließlich begann dieſer die Urteilsbegründung 
mit den einleitenden Worten: „It's a difficult case“. 
Von der nachfolgenden Rede habe ich dann nicht mehr 
allzuviel verſtanden. 

In Liſſabon waren wieder einmal Gerichtsferien. 
Man ſchien ſich dort überhaupt nicht gerade zu über— 
arbeiten, was bei einer Hitze von 65 Grad ja auch ver— 
ſtändlich war. Bei der Frage nach dem Juſtizpalaſt er— 
hielt man von den Einwohnern ausweichende Antworten, 
was ſich daraus erklärte, daß es ſich um ein baufälliges 
Gebäude handelt, das bald einem anderen Platz machen 
ſoll. Sitzungen waren an dem Tage nicht. Ein ſehr 
liebenswürdiger Richter ſagte mir, ich ſolle in einer 
Stunde wiederkommen. Als ich zur angegebenen Seit 
wieder erſchien, war auch der Richter nicht mehr da, nur 
ein alter Wachtmeiſter mit etwas feuchter und auch ſonſt 
unverſtändlicher Ausſprache. 

In Kopenhagen dagegen hatte man es beſſer. Im 
OGeſterlandsret war eine Sitzung der Ferienſtrafkammer. 
Ich ließ dem Präſidenten, der ſelbſt vorſaß, meine Karte 
hereinreichen. Ich bekam darauf einen Platz in der 
Fremdenloge angewieſen und wurde vom Präſidenten 
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perſönlich zu Beginn der Sitzung begrüßt. Er ließ mir 
ein Exemplar der Anklageſchrift überreichen — ein um⸗ 
fangreiches Elaborat, in welchem auch das Urteil 1. In⸗ 
ſtanz wörtlich aufgeführt war —. Der Staatsanwalt las 
es vor, und ich hatte Glück, per Zufall gerade die Stelle 
aufzuſchlagen, die er verlas. Es handelte ſich um einen 
jungen Angeklagten, der in der Neujahrsnacht einen 
Schutzmann „brolegger“ tituliert hatte. Brolegger heißt 
eigentlich Brückenbauer. Es muß ſich aber doch irgend— 
wie um einen Fall Crainquebille (nach Anatole France) 
gehandelt haben. Jedenfalls bezeichnete der Verteidiger 
das Strafmaß des J. Urteils als „drakonisk“. 


Die deutſchen Richter 


Von Arbeitsgerichtsdirektor Dr. 

Ganz deutlich macht ſich in der organiſchen Entwicklung 
der deutſchen Rechtspflege eine Entwicklung bemerkbar, 
die den Richter ſtärker zum dominus litis macht und von 
ihm die Anwendung der Inquifitionsmarime zur Er- 
forſchung „objektiver Wahrheit“ verlangt. Auf dem 
Lübecker Juriſtentage (Oktober 1951) habe ich gegenüber 
einer beiläufigen Bemerkung von Kann — „ceſtſtellung 
der objektiven Wahrheit ſei ja doch Zweck und Aufgabe 
aller deutſchen KRichterarbeit“ — die Frage geſtellt, ob 
denn dieſe Anſicht wirklich heute ſchon die herrſchende und 
die richtige Anſicht von den Aufgaben des Prozeßrichters 
wäre). Ich glaube nicht, daß man die Frage heute ſchon 
endgültig nach der einen oder anderen Seite abſchließend 
beantworten kann. Indeſſen ſcheint mir ſoviel ſicher zu 
ſein, daß die Entwicklung den Weg geht und daß dieſe 
Entwicklung nicht mehr aufgehalten werden kann. Über⸗ 
aus charakteriſtiſch iſt in dieſer Beziehung der Entw. für 
eine neue SPO. und die Ausführungen, die ſein Schöpfer, 
Min.⸗Dir. Dr. Volkmar, auf der letzten Tagung der 
Dereinig. Deutſcher SippProzLehrer ſoeben gemacht hat 
(vgl. Judizium 1952, Sp. 276/277). Mit Recht verweiſt 
er darauf, daß eine grundſätzl. Wende in den Auf- 
faſſungen ſchon eingetreten ſei, ſeit das RG. das 
Fragerecht des Richters zur Fragepflicht um- 
gedeutet hat. — Der Entw. geht vielleicht am weiteſten in 
der Richtung dort, wo er die Wahrheitspflicht 
der Parteien ſtipulieren will. Aber es deuten auch 


alle die Dorfchläge in derſelben Richtung, die den ordentl. . 


Proz. mehr als bisher dem Proz. vor den ArbGereh. 
annähern will. Denn es läßt ſich nicht leugnen, daß die 
Praxis der ArbG. dem reinen Inquiſitionsproz. erheblich 
näher ſteht, als dem reinen PartProz., vor allem der Arb— 
Proz. in der erſten Inſt. Leider kennen ſehr wenig Kol- 
legen dieſen Prozeß). 

Mit ſolchen Maßnahmen iſt ſelbſtverſtändlich ſehr viel 
mehr getan, als eine äußerliche, ledigl. methodiſche Ande— 
rung im Derfahren. Man gibt dem Richter eine objektive 
Verantwortung für das Ergebnis ſeiner Arbeit und 
zwingt ihn, in ganz anderem Maße als bisher, ſich 
Rechenſchaft über die praktiſchen Folgen feiner 
Arbeit am Tatbeſtand zu geben. 

Die Entwicklung wird nicht leicht und nicht einfach 
fein, und mag nun eine Reform des geltenden Verfahrens- 
rechts mehr oder weniger eingreifend kommen, es wird 


1) Verh. des 56. Dt. Jur.⸗Tages, II. Bd. (Sten. Ber.) S. 204, 705. 
Ebenda S. 698f, 205. 
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Im Stadtgericht (Byret) wurden Bagatellſachen ver- 
handelt. Die Verhandlung leitete ein ganz junger Richter, 
ohne Robe, der die Leute reden ließ und dann ziemlich 
ſcharfe Strafen verhängte. Aber Gemütlichkeit herrſchte 
doch. — Über den nightcourt habe ich bereits in 
DRZ. 51, 565 berichtet. 

Der Geſamteindruck iſt der, daß es die Richter im Aus⸗ 


lande beſſer haben als wir, ſchon weil die Achtung vor 


ihnen ungleich größer iſt als bei uns und die Preſſe nicht 
ſo gegen ſie hetzt. Aber irgendwie iſt man doch wieder 
froh und ſtolz darauf, an einem deutſchen Gericht tätig 
zu ſein. 


und die Rechtsfürſorge. 


Hannes Kaufmann, Bamburg. 


noch lange Seit brauchen, bis ſolche wirkl. grundſätzl. 
Umänderung der ſozialen Funktion des Gerichtsweſens 
durchgeführt werden könnte — geſetzt den Fall, man wolle 
und wünſche überhaupt eine ſolche grundſätzl. Umände— 
rung und ſei in der Lage, ſie in der Geſetzgebung und in 
der Praxis durchzuſetzen. Immerhin müſſen wir alle uns 
bewußt mit dieſen begonnenen Umſchichtungen vertraut 
machen und verſuchen, von einem außerhalb der tägl. 
Berufsarbeit gelegenen Standpunkt immer wieder zu be- 
trachten, wie eigentl. unſere Arbeit zwiſchen den uns an⸗ 
vertrauten Intereſſen und Intereſſenkonflikten unſerer 
arbeitenden und wirtſchaftenden Mitbürger funktioniert. 
Die entſcheidende Umwandlung ſcheint mir darin zu 
liegen, daß der deutſche Richter ſich auch heute ſchon nicht 
mehr darauf beſchränken kann, die Dinge an fich heran- 
tragen zu laſſen, um im freien Spiel der Kräfte dem 
Kampf ums Recht Raum zu geben. Immer mehr wird 
er gedrängt, die Dinge aktiv anzufaſſen und zu geſtalten 
und bei der Formung neuer Rechts- und Lebensgebilde, 
bei ihrer Umwandlung und ihrem Abbau, und vor allem 
bei der „Entſcheidung“ von anderweit nicht mehr zu 
reparierenden Intereſſenkonflikten aus dem wahren Tat- 
beſtand und ſeiner in den Normen des geltenden Rechts 
feſtgelegten Bewertung eine den Derhältniffen des Einzel⸗ 
falls angemeſſene, praktiſch verwertbare Form zu ge— 
ſtalten oder die Dinge jedenfalls ſolchem Siel näher zu 
bringen. Man kann dies alles mit einem gewiſſen Recht 
eine Dämmerung des liberalen Syjtems nennen und man 
wird ſich damit ſogleich der ungeheuren Gefahren bewußt 
ſein, die mit der grundſätzl. Anerkennung ſolcher Auf- 
gaben für den Richter auftreten. Alle viel beſprochenen 
Probleme der Vorbildung des Richters tauchen hier ſo— 
gleich auf und — indem man uns einen Abſchied von dem 
in unſerer ganzen Einſtellung zum Beruf zutiefſt ver— 
ankerten Nefpeft vor allen ſeit 1000 Jahren entwickelten 
Grundlehren der praktiſchen Jurisprudenz zumutet, wird 
ihr wahrer Wert deutlich und die unendl. Sicherheit, 
in der wir Richter in dem durch dieſe Grundſätze ge— 
ſchützten Raum bisher gelebt haben. Aber es iſt not⸗ 
wendig, einmal einen prüfenden Blick über die tatſächl. 
Funktion der uns anvertrauten Rechtspflegeorganiſation 
zu werfen und dabei wird man ganz ſicher eines feſtſtellen 
können: Unſere Rechtspflegeorganiſation geht von einer 
Fiktion eines vigilanten („Jus vigilantibus scriptum 
est“) Menſchen aus und ſolche fingierten Menſchen gibt 
es nicht, oder jedenfalls nur in einer praktiſch ganz un⸗ 
intereffanten Anzahl. Hierüber hat Entſcheidendes Rad- 
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bruch in feiner berühmten Heidelberger Antrittsvorleſung 
„Der Menſch und das Recht“ geſagt. Jenes römiſche 
Ideal, das ſeine heroiſche deutſche Form noch einmal bei 
Savignp gefunden hat, ift in der Praxis des Lebens 
nur dann erfüllt, wenn ein wirtſchaftender Menſch in 
engſter Verbundenheit mit einem durchaus erfahrenen 
Rechtsanwalt feine Geſchäfte führt und feine Konflikte 
durchkämpft. Und das gibt es wohl bei „juriſtiſchen Per⸗ 
ſonen“. Bei Menſchen — kaum. 

Unſere Rechtspflegeorganiſation tut aber ſo, als ob 
alle Menſchen mit einem ſiameſiſchen Zwillingsbruder- 
Rechtsanwalt geboren wären, und es iſt hierfür unend— 
lich charakteriſtiſch, daß die noch geltende SPO. das 
Verfahren im Anwaltsprozeß als erſtes behandelt 
und als Muſter voranſtellt. Ebenſo charakteriſtiſch wie- 
derum im Sinne der von mir behaupteten Entwidlungs- 
linie iſt, daß der Ent w. nun den AGproz. voranſtellen 
will, bei dem grundſätzl. nicht mehr darauf gerechnet wird 
und gerechnet werden kann, daß der arbeitende und wirt— 
ſchaftende Laie mit Anwaltsbeiſtand verſehen iſt. An 
anderer Stelle?) habe ich ſchon darauf verwieſen, daß hier 
eine echte Lücke im Syſtem unferer Sivilrechtspflege 
ſichtbar wird. Der nicht bemittelte Menſch, der ſich nicht 
ohne weiteres Anwaltsrat leiſten kann, iſt in allen Rechts⸗ 
angelegenheiten, die nicht in einem Prozeß vor 
einem Landgericht behandelt werden, ohne Hilfe 
und alſo gänzl. außerſtande, den von unſerem formellen 
und übrigens auch materiellen Recht fingierten Kämpfer- 
ſtandpunkt überhaupt nur einzunehmen. Was ſoll ein 
armer Menſch machen, der in zweifelhafter Sache ſich 
einem brutal erhobenen Anſpruch ausgeſetzt ſieht oder 
gar verklagt wird? — Was ſoll er bei Dertragsab- 
machungen, Erbſchaften, Schwierigkeiten in der Familie 
rechtlicher Art tund Er kann nur an den Türen wohl— 
meinender Anwaltsbüros betteln gehen (und die Anwalt⸗ 
ſchaft übt, wie viel zu wenig bekannt iſt und anerkannt 
wird, in einer unendl. Sahl von Fällen weitherzige 
Karitas), oder er muß fich an irgendwelche apokryphen 
Vereine, Verbände, Beratungsſtellen oder andere „Kur— 
pfuſcher“ wenden, bei denen er ſehr häufig ſehr ſchlecht 
(und im Ergebnis teuer!) bedient iſt. 

Gewerkſchaftl. orientierte Menſchen finden wenig da— 
bei. „Jeder ſei organiſiert“ iſt ihre Parole, und es läßt 
ſich nicht leugnen, daß die „Organiſation“ ſehr Dielen 
ſehr gut hilft. Es läßt ſich auch durchaus ein Syſtem 
denken, in dem das zweifelloſe Beratungsbedürfnis unter- 
halb der Sphäre notwendiger Anwaltstätigkeit durch der- 
artige Organiſationen reſtlos abgedeckt ſein würde“). Ich 
halte eine ſolche berufsſtändiſche Entwicklung indeſſen in 
ſolchem Ausmaß nicht für glückl., wenn ſie auch bis zu 
einem erhebl. Grade, 3.8. im Arbeitsrecht, heute ſchon 
praktiſch durchgeführt iſt, und zwar ſowohl von Arbeit- 
geber⸗ wie von Arbeitnehmerſeite. Vielmehr bin ich aller— 
dings der Anſicht, daß allgemeine Sinrich⸗ 
tungen notwendig ſind, deren Benutzung nicht an die 
Mitgliedſchaft bei irgendwelchen Organiſationen geknüpft 
iſt. Hierüber find mancherlei Vorſchläge gemacht worden, 
die aber in der breiten Juriſtenöffentlichkeit wenig Be⸗ 
achtung und Intereſſe gefunden haben. Der Grund hier— 


3) Mitteil. des (Hedemannſchen) Jenaer Seminars für Wirt- 
ſchaftsrecht Heft 20, Oktober 1950. 

) Man denke etwa an das ſogen. Genter Syſtem in der Lehre 
von der Arbeitsloſenfürſorge. 
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für liegt in einer Tatſache, die ich gern noch einmal mit 
allem Nachdruck unterſtreichen möchte, bevor ich dieſe 
Löſungsmöglichkeiten im einzelnen anführe und dazu 
Stellung nehme: Alles das, was in meinen obigen 
Ausführungen an ſcharfer Kritik enthalten tft, darf und 
kann ſelbſtverſtändl. nicht ſo verſtanden werden, als ob 
nun in der Praxis dieſe Schwierigkeiten ſo umfangreich 
wirkl. vorhanden und vor allem fühlbar wären, wie man 
nach dem theoretifchen Aufbau der in Frage kommenden 
Gerichts- und Behördenſtellen, ſowie der gemeinnützigen 
oder privaten Einrichtungen an und für ſich annehmen 
ſollte. Denn ſelbſtverſtändl. hat ſich das Leben praktiſch 
geholfen und insbeſ. am kleinen Gerichtsort wird dieſe 
Lücke in der Rechtspflegeorganiſation in einer meiſtens 
ſehr befriedigenden (und dort vielleicht für lange Dauer 
ausreichenden) Art und Weiſe dadurch gelöſt, daß der 
Richter und der Sekretär für fachliche Beratung von 
Minderbemittelten vollkommen zur Verfügung ſteht und 
dieſe in einem Maße ausübt, von der ſich Menſchen aus 
großſtädtiſchen Derhältniffen kaum eine richtige Doritel- 
lung machen. Auch die Inanſpruchnahme von Anwälten 
iſt an ſolchen Plätzen durch immer vorhandene perſönl. 
Beziehungen ſtark erleichtert und viel ſelbſtverſtändlicher, 
als in der Großſtadt, wo die Menſchen, ſoweit nicht eben 
die „Organiſation“ eingreift, in vollkommener Dereinze- 
lung leben. Auch in der Großſtadt wird aber natürl. in 
zahlreichen Fällen praktiſch eben doch vielfach geholfen. 
Aber gerade wenn man die praktiſche Entwicklung dieſer 
Dinge unter den wenigen Menſchen eines ganz kleinen 
Platzes kennt, dann weiß man, eine wie unendl. Sahl 
von Rechtsangelegenheiten auch bei den Minderbemittelten 
vorhanden iſt, die ungepflegt und unbefriedigt bleiben, 
und wo dann faſt immer der unrecht oder unmoraliſch 
Handelnde im Vorteil verbleibt. Deswegen ſcheint mir 
gerade aus der Tatſache, daß neben dem Geſetze ſo 
vielen geholfen werden muß und geholfen wird, ein un— 
widerlegliches Argument dafür zu ſein, daß die Dinge 
eben doch einer bewußten und überlegten Abhilfe und 
Regelung bedürfen. Wie ich in einer ſpyſtematiſchen 
Unterſuchung über „Außergerichtliches Armenrecht“ 
anderweits) ausgeführt habe, gibt es theoretiſch drei 
Möglichkeiten. 


Erſtens: Die Anmeldeſtuben der Gerichte 
werden ausgebaut zu Beratungsſtellen, 
die befugt und befähigt ſind, auch ſachlichen Rat 
zu geben und nicht nur „ſachdienliche Anträge“ für 
„Rechtsſtreitigkeiten“ (Prozeſſe) oder „Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit“ aufzunehmen. Es iſt 
viel zu wenig bekannt, daß die Büros der Gerichte 
nur letzteres dürfen! „Wie man aber von unbera— 
tenem Publikum überhaupt Anträge aufnehmen ſoll, 
ohne ihm das eine zu empfehlen und vom anderen 
abzuraten, iſt mir ein vollſtändiges Rätſel. Ich habe auch 
trotz häufiger Erörterung des Gegenſtandes mit Fach— 
genoſſen verſchiedenſter Stellung noch niemanden gefun— 
den, der es mir erklärt hätte, und in allen deutſchen Ge— 
ſchäftsſtellen übernehmen — Gott ſei Dank — verant⸗ 
wortungsfreudige Urkundsbeamte und oft auch Richter 
dieſe Verantwortung — ſtets praeter legem — ſehr oft 
contra legem. Es iſt das ein großes Ruhmesblatt der 


5) Stſchr. Die Rechtsauskunft 1951 (11. Jahrg.) Nr. 6/7 
S. 70. Hamburg, Verl. Ackermann & Wulff Vachflg. 
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Juſtizbeamten des mittleren Dienſtes.“) Will man diefen 
Suſtand legaliſieren, müßte man klare Richtlinien und 
Beſtimmungen ſchaffen für die erforderl. Beſetzung der 
Stellen mit ausgeſuchten Beamten und auch die organi— 
ſierte Mitwirkung von Richtern unter allen Umſtänden 
ſicherſtellen. Denn die ſachl. Beratung in den ungeheuer 
vielfältigen Fragen des praktiſchen Lebens, die irgendwie 
zum Suſammenſtoß mit Rechtsfragen gelangen, iſt eine 
Tätigkeit, die ganz ſicher erheblich ſchwerer iſt als die 
Verwaltung eines normalen Proz Dezernats. Es iſt eine 
Tätigkeit, die nur mit qualifizierter Anwaltstätigkeit 
gleichzuſetzen iſt, wenn ſie wirklich befriedigend und ohne 
Rückſchläge durchgeführt werden ſoll. Es handelt ſich 
eben nicht nur um reine „Auskunft“ bei Rechtsfragen. 
Denn ſolche Rechtsfragen kann erſt vorlegen, wer die 
juriſtiſche Problem ſtellung erfaßt hat und die juri— 
ſtiſche Problemſtellung ergibt ſich wiederum ledigl. aus 
der richtigen Erfaſſung und Bewertung der praktiſchen 
Situation. 

Ich ſelbſt bin Gegner dieſes Syſtems, wenn man es als 
einzige Löſung für den in Rede ſtehenden Aufgabenkreis 
anſehen will. Denn einmal ſcheint es mir faſt untragbar, 
daß Gerichtsbehörden Verantwortung für ſolche ſachliche 
Beratung übernehmen ſollen. Sie rücken dadurch ab von 
ihrer ganz unparteiiſchen Stellung zwiſchen den Partei— 
intereſſen. Es würde mir die Entwicklung zum Ingquiſi⸗ 
tionsbetrieb in einem ſachl. nicht erwünſchten Maß über— 
ſteigert ſcheinen, wollte man den Anmeldeſtuben der Ge— 
richte ſo weitgehende Sachberatung übertragen. Daß ich 
damit beſonders ſtarke Kritik am gegenwärtigen Zuftand 
übe und die dankenswerte verantwortungsbewußte Der- 
letzung der Dorfchr. durch alle gut arbeitenden Geſchäfts— 
ſtellen deutſcher Gerichte als ganz beſonders bedenkl. emp— 
finde, ergibt ſich aus dem vorher Geſagten. Aber wenn 
man dieſen Schritt auch tun wollte, ſo würde doch alles 
Außergerichtliche weiterhin völlig ungeſchützt und 
ungedeckt bleiben. Deshalb ſcheint es mir nicht richtig, 
dieſen Weg zu verfolgen. 

Die zweite Löſungsmöglichkeit beſteht im Ausbau der 
von den kommunalen Behörden oder gemeinnützigen Der- 
einen entwickelten Rechtsauskunftſtellen, die 
ja in großer Sahl in Deutſchland beſtehen, deren Netz 
aber viel zu weitmaſchig und deren Leiſtungsfähigkeit viel 
zu ungleich iſt, um in ihnen heute ſchon eine praktiſch 
durchgeführte Löſung der Schwierigkeiten zu erblicken. 
Das ergibt wiederum gerade die Betrachtung ſolcher 
Plätze, an denen dieſe Einrichtung befonders gut ent— 
wickelt iſt. Ich verweiſe nur auf das Beiſpiel von 
Hamburg. 

Hier beſteht eine vom Wohlfahrtsamt gemeinſchaftl. mit der 
Juſtizverw. eingerichtete Gffentliche Rechtsaus⸗ 
kunft⸗ und Güteſtelle, bei der von 3. S. 5 hauptamtl. 
angeſtellten Beratern, 55 Richtern, Staatsanwälten und Ver— 
waltungsjuriften und 27 Urkundsbeamten in einer Haupt- und 
zwölf in der Stadt dezentraliſierten Nebenſtellen Rechtsfürſorge 
getrieben wird. Bei dieſer Stelle finden im Jahr etwa 
90 000 Beratungen ſtatt, deren Gegenſtand in etwas mehr wie 
10% mit endgültiger Befriedung durch einen vollſtreckbaren 
Gütevergleich nach 8 495 a SPO. bereinigt wird”). Daneben 
beſteht eine vom Anwaltsverein in Verbindung mit dem aus 


6) Sitiert aus meinem in der vorig. Anm. angeführten Auf⸗ 
ſatz in der „Rechtsauskunft“ S. 21. 

) Die Frage der Verbindung von Rechtsauskunftſtellen mit 
außergerichtlichen Güteſtellen ſoll hier außer Betracht bleiben. 
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der klaſſiſchen Zeit der deutſchen privaten Sozial-Fürſorge 
ſtammenden Hamburger settlement (Dolfsheim E. V.) betriebene 
anwaltl. Kechtsauskunftsſtelle, die jährlich ca. 5200 Beratungen 
gibt. Außerdem iſt in Hamburg die Anmeldeſtube im AG. in 
einer ſehr großzügigen Weiſe ausgebaut und organiſiert, die 
dem oben bedingungsweiſe als notwendig gekennzeichneten Zu- 
ſtand recht nahe kommt und wo die „Antragſteller“ eben nicht 
nur zu Protokoll vernommen werden, ſondern wo unter Mit— 
wirkung und Billigung des Gerichtsvorſtands unter Beiordnung 
von Richtern eine wirkliche Beratung angeſtrebt wird. 

Die ſtatiſtiſchen Hahlen über dieſe Anmeldeſtube find 
für unſere Problemſtellung nicht klar auswertbar, weil 
ja darin ſelbſtverſtändl. die ganz große Sahl der wirkl. 
ledigl. formal aufzunehmenden Anträge zu Prot. der Ge— 
ſchäftsſtelle mit enthalten ſind. Indeſſen behaupte ich, daß 
es kaum eine Sache gibt, bei der der Urkundsbeamte ſich 
wirkl. auf das reine „Aufnehmen“ eines „Antrags“ be⸗ 
ſchränkt und nicht doch irgendwie eine ſachl. Beratung 
ausübt, die ihm theoretiſch ja verboten iſt und an und für 
ſich auch verboten ſein muß, wenn man nicht eine grund— 
ſätzliche Anderung der vorhandenen Dorfchriften durch⸗ 


führt. 


Eine dritte Löſungsmöglichkeit wäre die, daß der Stand 
der Rechtsanwaltſchaft als ſolcher Organiſationen ſchafft, 
in denen er eine ſolche Rechtsberatung auch für Minder— 
bemittelte durchführt. Es muß dabei auf der einen Seite 
anerkannt werden, daß an und für ſich die Anwaltſchaft, 
als das zur Wahrung individueller Einzelintereſſen be— 
ſtimmte Organ der Rechtspflege, die nächſte dazu wäre, 
dieſe Aufgabe anzufaſſen. Dorausſetzung iſt aber, daß 
dies nicht im Sinne einer reinen Sachwalterfunktion ge— 
ſchehen darf. Denn es wäre eine unerträgliche Überfteige- 
rung des „Fürſorgeſtaats“, wenn man dazu übergehen 
wollte, jedem armen Menſchen von der Allgemeinheit aus 
einen „parteitreuen Sachwalter“ zur Seite zu ſtellen, d. h. 
praktiſch, jedem minderbemittelten Menſchen, auf bloßes 
Verlangen hin, einen Armenanwalt für gerichtliche oder 
außergerichtliche Angelegenheiten zu beſtellen! Dieſe 
Problematik macht ſich — wie ich aus zahlreichen Unter— 
haltungen weiß — kaum irgendein Anwalt klar. Die An⸗ 
waltſchaft müßte diefe Aufgabe als Kollektivum anfaſſen 
und vollkommene Klarheit dafür ſchaffen, daß die Tätig- 
keit bei den Minderbemittelten eine über allen perſönl. 
Intereſſen des einzelnen armen „Klienten“ ſtehende 
autoritäre Rechtshilfeleiſtung vorftellt, die nur von Fall 
zu Fall in die Beſtellung eines parteitreuen Sachwalters 
(Armenanwalts) überleiten wird. Die Schwierigkeiten 
und Bedenken, die gerade in Anwaltskreiſen ſich zeigen 
werden, liegen auf der Hand. Man wird Beſorgnis davor 
haben, daß die Einrichtung von einzelnen Prozeßjägern 
mißbraucht werden kann, und überhaupt iſt die Neigung 
(und die Fähigkeit) zu kollektivem Handeln in der deut— 
ſchen Anwaltſchaft ja bisher noch ſo ungemein gering, 
daß jemand, der die Durchorganiſierung der übrigen 
Stände und Berufe kennt und fie, wie der Verfaſſer, in 
tägl. Berufsarbeit fortwährend ſieht, dieſen vorhandenen 
Suſtand kaum begreifen kann. Indeſſen läßt ſich nicht 
leugnen, daß an und für ſich dieſer Weg eine reine und 
klare Regelung ermöglicht. Es darf auch darauf hinge— 
wieſen werden, daß es ſich im ganzen genommen bei der 
Beratung von Minderbemittelten um ſo hohe Werte han— 


Ich verweiſe auf meinen Aufſatz „Kechtshygiene“ in DIS. 
1952 Heft 25 S. 1444. 
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delt (es ſei nur an das Intereſſe erinnert, das alle Für⸗ 
ſorgebehörden an der Wahrung und Verteidigung aller 
privatrechtl. Anſprüche der von ihnen Betreuten haben), 
daß an ſich die erforderl. Mittel für eine ſolche OGrgani— 
ſation aufbringbar ſein müßten, die, wird ſie umfaſſend 
ausgeſtaltet, nicht auf unentgeltl. Karitas aufgebaut blei⸗ 
ben kann. Hierüber habe ich in einer Diskuſſion im Ber- 
liner Anwaltsverein als Referent, mit Herrn RA. Prof. 
Dr. Walther Fiſcher, Hamburg, als Korreferent, und in 
zahlreichen anderen Beſprechungen in Anwaltskreiſen Ge— 
legenheit zur Nachprüfung gehabt und bin ganz ſicher, daß 
bei einer fo oder fo aufzubauenden Grganiſation die An- 
waltſchaft auch ein ftarfes finanzielles Intereſſe haben 
könnte. 

Die praktiſche Entwicklung in Deutſchland ſcheint ſich 
3. d. — was ich perfönlich auch für das Richtige halte — 
auf eine Verbindung zwiſchen dem zweiten und dritten 
Weg hin zu bewegen. Der Deutſche Anwaltverein hat 
zwei Mitglieder (Fiſcher und Jeſſen) in den Vorſtand des 
Verbandes der Rechtsauskunftſtellen auf deſſen Bitte ent- 
ſandt und in einer jetzt etwa zwei Jahre dauernden Arbeit 
haben ſich praftifche Anſätze für eine Mitarbeit der An— 
wälte in öffentl. und gemeinnützigen Rechtsauskunft⸗ 
ſtellen entwickelt, deren weitere Ausgeſtaltung zunächſt 
einmal abgewartet werden darf. Sehr reichhaltiges Mate⸗ 
rial hierüber findet ſich in der Sondernummer der „Rechts- 
auskunft“ vom 15. 5. 52 (12. Jahrg. Nr. 5/6): „Rechts⸗ 
fürſorge und Rechtsanwaltſchaft“, ſowie in Heft 5 von 
1952 des grünen „Anwaltsblatt“ (Organ des Deutſchen 
Anwaltsvereins) und der dieſem beigelegten Denkſchrift 
von RA. Jeſſen, Kiel. Notwendig iſt aber nun unter 
allen Umſtänden, ob man den erſten, den zweiten oder 
dritten Weg oder irgendeine denkbare Kombination oder 
Verbindung dieſer Löſungsmöglichkeiten anſtrebt, daß die 
deutſche Richterſchaft ganz anders als bisher 
Intereſſe an dieſen Fragen und Stellung zu dieſen Fra— 
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gen nimmt. Denn hier ſtecken überaus wichtige Wurzel⸗ 
enden für jene epochale Umwandlung unſerer Arbeit, von 
der eingangs die Rede war. Vom Dorftand des Deutſchen 
Richterbundes iſt AGPräſ. Dr Blunk ebenfalls auf 
Bitte des Verbandes der Rechtsauskunftsſtellen in deſſen 
Vorſtand delegiert, und es hat ſich gerade übrigens auch 
in der Hamburger Stelle gezeigt, wie ungemein ſegens⸗ 
reich die praktiſche Mitarbeit von Richtern in der Rechts⸗ 
fürſorge vom Publikum und nicht zuletzt auch von den 
Richtern ſelbſt und von der Juſtizverwaltung empfunden 
wird. Es gibt ja auch kein Mittel, das der praktiſchen 
Fortbildung ſo dient, wie die Arbeit in einer Auskunft⸗ 
ſtelle und kein Mittel, das fo geeignet wäre, eine Volks- 
fremdheit der Juriſten auszugleichen, wie dieſe 
Mithilfe bei der Bekämpfung der Rechtsfremdheit 
des Dolfes. Wie diefe Mitarbeit im einzelnen aus⸗ 
ſehen wird und ausſehen kann, darüber läßt ſich im 
Augenblick nichts anderes ſagen, als daß jede Form und 
jede Methode begrüßt werden muß, die eine Intereſſie— 
rung der Richterſchaft an den allgemeinen Problemen der 
Rechtsfürſorge und ihre praktiſche Mitwirkung fördert. 
Bis zu einem gewiſſen Grade vorbildlich darf die Abſicht 
gelten, die dem vom Deutſchen Anwaltverein ſchon in 
einer Entſchließung vom 15. 12. 51 als Muſter empfoh- 
lenen, obenerwähnten Leipziger Statut zugrunde liegt, 
nämlich die dreifache Trägerſchaft und Mitwirkung einer 
ſozialen Fürſorgeeinrichtung, eines Richtervereins und 
einer Anwaltsorganiſation. Aber auch in Hamburg und 
auch in Berlin, um nur Beiſpiele zu nennen, iſt eine 
ſtarke Beteiligung von Richtern ja bereits durchgeführt 
und die ſegensreichen Folgen werden allſeitig anerkannt. 
Der Sweck dieſes Aufſatzes würde erfüllt ſein, wenn die 
Diskuſſion über die zugrunde liegenden wichtigen theore— 
tiſchen Fragen und über die zahlloſen praktiſchen Einzel— 
möglichkeiten einer tätigen Mitarbeit der Richterſchaft 
angeregt und in Fluß gebracht werden könnte. 


Rechtspflegeraſſeſſoren. 


In der DRS. 1955 S. 11 hat Kollege Gerichtsaſſeſſor 
Heilbrunn einen viel beachteten Artikel über die Derwen- 
dung der Aſſeſſoren als Rechtspfleger veröffentlicht. Dort 
heißt es u. a.: Die Aſſeſſoren find auf Grund ihrer Dor- 
bildung zur Verwaltung der Rechtspflegergeſchäfte in 
hervorragendem Maße in der Lage. Die mit den im Amts- 
gerichtsbezirk Berlin-Mitte als Rechtspfleger tätigen 
Aſſeſſoren gemachten Erfahrungen beſtätigen das Geſagte 
in vollem Umfange. 

Hierzu ſendet uns als Schriftleitung der Herr 
Amtsgerichtspräſident in Berlin folgende Berichti⸗ 
gung: 

„In dem von dem Gerichtsaſſeſſor Dr. Otto Heilbrunn 
verfaßten Aufſatze „Rechtspflegeraſſeſſoren“ (Deutſche 
Richterzeitung 1955 S. 11) wird behauptet, ‚die mit den 
im Amtsgerichtsbezirk Berlin-Mitte als Rechtspfleger 
tätigen Aſſeſſoren gemachten Erfahrungen‘ hätten bejtätigt, 
daß die Aſſeſſoren auf Grund ihrer Vorbildung zur Der- 
waltung der Rechtspflegergeſchäfte in hervorragendem 
Maße in der Lage ſeien. 

Die Annahme, daß beim Amtsgericht Berlin-Mitte je- 
mals Gerichtsaſſeſſoren als Rechtspfleger beſchäftigt wor— 
den ſeien, iſt unrichtig. Richtig iſt vielmehr, daß in vier 


von acht Grundbuchabteilungen die Rechtspflegertätigkeit 
im Geſchäftsjahre 1952 während des überwiegenden Tei— 
les der Ferienbeurlaubungen — vom 1. Juni bis 50. Sep⸗ 
tember, alſo 4 Monate — vollſtändig aufgehoben und die 
Erledigung der dadurch vermehrten richterlichen Geſchäfte 
Richtern, insbeſondere Gerichtsaſſeſſoren über— 
tragen wurde. Mit dieſer Maßnahme ſind allerdings die 
beſten Erfahrungen gemacht worden.“ 


Soweit die Berichtigung. — Hierzu äußert ſich der Ver⸗ 
faſſer des Aufſatzes: „Dieſe Berichtigung bringt eine wert- 
volle Beſtätigung meiner Behauptung, daß die Aſſeſſoren 
ausweislich der Erfahrungen beim Amtsgericht Berlin- 
Mitte auf Grund ihrer Dorbildung zur Verwaltung der 
Rechtspflegergefchäfte in hervorragendem Maße in der 
Lage find. Ob Aſſeſſoren die Rechtspflegergeſchäfte als 
Rechtspfleger erledigen oder wegen Fehlens von Rechts⸗ 
pflegern als richterliche Geſchäfte wahrnehmen, iſt offen⸗ 
bar nebenſächlich. Entſcheidend iſt, wie ſie ſich bei jener 
Tätigkeit bewährt haben. Nach der Mitteilung des Herrn 
Amtsgerichtspräſidenten hat in dieſer Hinficht die Juſtiz⸗ 
verwaltung mit ihnen die beſten Erfahrungen ge 
macht. Die Schlußfolgerung hieraus ergibt ſich von ſelbſt.“ 

gez. Heilbrunn. 
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Strafsachen 


Es werden mir wohl die meiſten Juriſten darin zu- 
ſtimmen, daß die Regelung des Strafverfahrens durch die 
Der. v. 14. Juni 1952 untragbar tft. Zu Unrecht ver- 
urteilt worden zu ſein, iſt ein ſchweres Unglück für jeden; 
und gar mancher Derteidiger wird in den letzten Monaten 
nach Pflicht und Gewiſſen ſeinem Mandanten erklärt 
haben, das verurteilende Erkenntnis wäre ohne Erlaß der 
Notverordnung unzweifelhaft aufgehoben worden. 

Der I. Straffenat des OLG. Breslau hat ſeit Erlaß der 
Der. eine ſehr große Menge von Reviſionen als unzuläſſig 
verwerfen müſſen, obwohl Mängel des Derfahrens vor— 
lagen und Fehler bei Anwendung des Strafgeſetzes unter- 
laufen ſind, die zur Aufhebung des Urteils hätten führen 
müſſen. Das muß im Dolfe eine große Erbitterung hervor- 
rufen; und dieſe Erbitterung richtet ſich naturgemäß gegen 
die Gerichte. 

Wenn die Not der Seit zur Sparſamkeit zwingt, fo 
hätte es doch wirklich näher gelegen, den Parteien nur 
eine Tatſachen⸗-Inſtanz und daneben die Reviſions⸗ 
Inſtanz zu gewähren, dieſe eine Tatſachen-Inſtanz aber 
mit allen Sicherheiten auszuſtatten, die eine richtige Ent- 
ſcheidung gewährleiſten. Heute gibt man den Parteien 
die Wahl zwiſchen der Berufung und der Reviſion. Wer 
die Wahl hat, hat die Qual! Gar mancher Verteidiger 
wird darüber nachgrübeln, welches Rechtsmittel er wählen 
ſoll, und wird ſich doch meiſtens für die Berufung ent— 
ſcheiden, weil der Fall — infolge der Dorfchriften der 
Notverordnung — in erſter Inſtanz in tatſächlicher Hin- 
ſicht noch nicht genügend geklärt iſt. 

Swei ſchlechte Tatſachen-Inſtanzen nützen dem An⸗ 
geklagten aber gar nichts und ſind deshalb ſo teuer, weil 
alle Zeugen und Sachverſtändigen zweimal vernommen 
werden müſſen. Hierzu kommt noch, daß die zweite Inſtanz 
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Kann es im Strafverfahren ſo bleiben? 
Don Senatspräſident Dr. Schlosky, Breslau. 


nicht etwa immer beſſer iſt als die erſte. Es ſind bis zu ihr 
wieder Wochen und Monate vergangen, ſo daß das Er— 
innerungsbild der Heugen immer mehr und mehr getrübt 
wird. Wenn man aber gar von der Dorfchrift des § 325 
StPO. Gebrauch macht und nur die Beweisaufnahme aus 
dem Protokoll erſter Inſtanz verlieſt, dann hat die zweite 
Verhandlung überhaupt nicht viel Sweck. 

Mit welchen Sicherheiten iſt nun die eine Tatſachen⸗ 
Inſtanz zu umgeben d 

1. Die ſtärkſte Waffe der Verteidigung iſt der Beweis— 
antrag, und dieſe ſchlägt Art. 5 8 1 des I. Teiles der Der. 
dem Angeklagten aus der Hand. Der § 245 Abſ. I StPO. 
iſt wiederherzuſtellen. — Erfordert ein Beweisantrag eine 
Vertagung, fo würde ich die Koſten hierfür in allen 
Fällen, — auch bei Freiſpruch — dem Angeklagten auf- 
erlegen — wenn er ſeinen Beweisantrag ſchuldhafterweiſe 
nicht rechtzeitig vorgebracht hat. 

2. Würde ich die Dorfchrift des S 245 Abſ. 1 auch auf 
die geſtellten Seugen ausdehnen, wie es auch der 
Entwurf von 1929 in Art. 67 Nr. 155 vorſieht. 

5. Schließlich ſollen wir mit Anwendung des § 141 
StPO. nicht gar fo engherzig ſein. Wir haben ja genug 
Referendare, denen wir in leichten Fällen unbedenklich 
die Verteidigung anvertrauen können. — Jeder, der lange 
Seit in der Praxis geſtanden hat, weiß, wie unglaublich 
unbeholfen ſich viele Angeklagte vor Gericht benehmen. 
Und das ſind gerade die Schutzbedürftigen. Wer erſt zwölf 
Dorftrafen hinter ſich hat, der weiß beſſer, wie es bei 
Gericht zugeht. 

Bei ſolchen Sicherheiten könnte man auch mit 
einer Tatſachen⸗Inſtanz auskommen. Es iſt zu fordern, 
daß ein Geſetz dem derzeitigen unhaltbaren Suſtande ein 
Ende macht. 


Wer „ ſteht im öffentlichen Leben“? 


Von Landgerichtsdirektor i. R. Dr. Lafrenz, Hamburg. 


Die DO. v. 8. 12. 1951, welche den Ehrenſchutz ver⸗ 
ſtärkt für Perſonen des „öffentl. Lebens“, enthält ſich 
einer näheren Beſtimmung dieſes dem Strafrecht bisher 
fremden Begriffes. Der Richter, dem die Abgrenzung zu— 
fällt, wird zu forſchen haben, welchen Sinn der gewöhn— 
liche Sprachgebrauch mit den Worten verknüpft. 

In JW. 31, 5646 bemerkt Miniſterialdirektor Dr Schä- 
fer zur Erläuterung: „Man wird den Kreis nicht auf 
Miniſter, Parlamentarier und Beamte der öffentl. 
rechtl. Körperfchaften beſchränken dürfen, ſondern je 
nach Umſtänden des Einzelfalls auch Privatperſonen 
(3. B. Wirtſchaftsführer, Journaliſten), die für die 
Allgemeinheit wirken, einbeziehen müſſen. Dabei greift 
der verſtärkte Schutz ohne Rückſicht darauf Platz, welcher 
politiſchen Partei der Verletzte angehört.“ — Die hier 
vertretene Einreihung ſämtlicher öffentl. Beamten 
ſcheint mir zu weit zu gehen. Vicht unerhebliche Teile 
der Beamtenſchaft haben einen Dienſt, der ſie mit dem 
Publikum nicht in dauernde Berührung bringt und der 
von ihnen häufige Entſcheidungen über wichtige Inter— 
eſſen nicht fordert. Als im öffentl. Leben ſtehend dürfte 
aber nur der gelten können, deſſen Handlungen das 


Leben feiner Mitmenſchen beſonders bedeutſam beein- 
fluſſen und deſſen Wirken, weil es vor aller Augen ſich 
abſpielt, der allgemeinen Kritik hervorragend ausgeſetzt 
iſt. Dieſe Bedingungen find nicht bei allen öffentl. Beam— 
ten unterſchiedslos gegeben. Der Umſtand, daß die Staats- 
anwaltſchaft bei Beleidigung jedes Beamten regelmäßig 
öffentliches Intereſſe annimmt und deshalb von Amts 
wegen verfolgt, kann für die gegenteilige Anſicht nicht 
gewertet werden. Dieſe Einſtellung des Staates wird be— 
dingt durch ſein Bedürfnis, klarzulegen, ob ſein Beamter 
zu Recht oder zu Unrecht angegriffen iſt. Um den Be— 
amtenſtand ſauber zu erhalten, muß der Staat wiſſen, ob 
er gegen den Beamten vorgehen oder inn ſchützen ſoll. 
Für die Frage, ob jeder öffentl. Beamte „im öffentl. 
Leben“ ſteht, find hieraus Anhaltspunkte nicht zu ge⸗ 
winnen. 

Gegen die Einbeziehung von Privatperſonen können 
Bedenken nicht beſtehen. Die DO. will nicht nur Beam⸗ 
ten oder Perſonen in anerkannter politiſcher Stellung 
ſchützen, ſondern der Vergiftung des gefamten öffentl. 
Lebens entgegenwirken. Vom Wirtſchaftsführer wird ohne 
weiteres geſagt werden müſſen, daß er im öffentl. Leben 
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ſteht. Die in ſeiner Hand vereinte Wirtſchaftsmacht bringt 
es mit ſich, daß feine Entſchließungen für weite Volks- 
teile von Bedeutung find und deshalb die öffentliche Kri- 
tik dauernd ſich ihnen zuwendet. Vom „Journaliſten“ 
wird nicht durchweg das gleiche gelten. Der Redakteur 
der großen politiſchen Tageszeitung „ſteht im öffentl. 
Leben“, ſchwerlich aber der Leiter des Feuilletons, der 
„Schachecke“. — Elſter „Die vierte Notverordnung“ führt 
zu Kap. III 8 1 aus: 

„Der Derletzte muß ‚im öffentl. Leben ſtehen“. Unter dieſe 
Begriffsbeſtimmung fällt jede Perſon, die kraft ihrer ſozialen 
Stellung zu öffentlichem Wirken berufen oder kraft ihres tat— 
ſächlichen Einfluſſes zu öffentlichem Wirken in der Lage und 
aus dem einen oder dem andern Grunde geeignet iſt, zum 
Gegenſtand öffentlichen Meinungsaustauſches zu werden. 

a) Es genügt nicht, daß der Verletzte (durch feine wiſſen⸗ 
ſchaftlichen oder ſportlichen Leiſtungen, ſeinen Lebenswandel 
uſw.) öffentliches Intereſſe erweckt und deshalb geeignet iſt, 
Gegenſtand der Erörterung in der Gffentlichkeit zu werden. 

b) Öffentl. Wirken iſt nicht notwendig politiſches. Nicht 
nur Miniſter, Abgeordnete, Verwaltungsbeamte, auch Richter, 
Wirtſchaftsführer, kirchliche Würdenträger, Hochſchullehrer, 
Seitungsredakteure ſtehen ‚im öffentl. L. ...“ 

Kann man der Begriffsbeſtimmung im weſentlichen zu— 
ſtimmen, jo ſcheint es mir doch unftatthaft, die Größen 
der Wiſſenſchaft ohne weiteres auszuſchließen. Gewiß 
ſteht nicht jeder im öffentl. Leben, der durch ſeinen 
Lebenswandel das allgemeine Intereſſe auf ſich zieht. Der 
Angeklagte des großen Strafprozeſſes, dem ſich Wochen 
lang aller Augen zuwenden, fällt nicht in dieſen Kreis. 
Su fragen iſt nach dem Grund des öffentlichen Intereſſes. 
Dem öffentl. Leben gehört nur eine ſolche Perſon, deren 
Betätigung für das materielle oder ideelle Gedeihen der 
Geſamtheit von hervortretender Bedeutung iſt. Die kann 
aber jeder Lebensſphäre entwachſen. Der Gelehrte, der 
unſerem Wiſſen neue Bahnen weiſt und deſſen Forſchungs— 
ergebniſſe in weiteſten Kreiſen immerfort Gegenſtand der 
Erörterung find — Edifon! —, er ſteht im öffentl. 
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Leben. Wer möchte ſolches verneinen für unſere Führer 
der Kunſt, die in allen Hauptftädten Europas und Ame⸗ 
rikas die Achtung vor deutſchem Weſen erhöhen, deren 
Leiſtungen bewundernde Anerkennung auch in der uns 
wenig geneigten Auslandspreſſe erzwingen d 


Neben den Mitgliedern des Reichstags und der Land⸗ 
tage müſſen die Angehörigen der Stadtparlamente als im 
öffentl. Leben ſtehend gelten. Selbſtverſtändlich auch die 
Führer der politiſchen Parteien und Verbände. In den 
Kreis werden aber auch einzubeziehen ſein die Führer 
anderer großer Verbände, die ſich bilden zur Förderung 
ihrer Berufs- oder ſonſtiger Intereſſen, ſofern deren 
Wirken ſich abſpielt vor der Gffentlichkeit: Der Einzelne 
ſteht nicht im öffentl. Leben. Durch ihren Zuſammenſchluß 
gewinnt die Maſſe Bedeutung für den Staat, ihr Ex— 
ponent, der Führer, gehört dem öffentl. Leben an. — 


Die Strafſchärfung greift nur Platz, wenn die behaup⸗ 
tete ehrenrührige Tatſache geeignet iſt, den Verletzten 
„des Vertrauens unwürdig erſcheinen zu laſſen, deſſen 
er für fein öffentliches Wirken bedarf“. Welcher Zus 
gehörige des öffentl. Lebens bedarf des beſonderen Der— 
trauens? Gewiß der öffentliche Beamte; durch feine Ent- 
ſcheidungen muß er häufig tief in das Privatleben ein— 
greifen und es beſtände die Gefahr, daß die Staatsgefin- 
nung des Betroffenen beeinträchtigt werden könnte, wenn 
ihn nicht das Vertrauen erfüllt, daß der Beamte im Rah— 
men des Geſetzes pflichtgemäß handelt. Des Vertrauens 
bedürfen kirchliche Würdenträger, Hochfchullehrer. Vicht 
jede im öffentl. Leben ſtehende Privatperſon aber wird 
auf Vertrauen beſonders Wert legen: Der Gelehrte, der 
ſeine Werke veröffentlicht, wünſcht Kritik, auch Ableh— 
nung, weil dadurch die Ermittelung der Wahrheit ge— 
fördert wird. — Hat eine im öffentl. Leben ſtehende Per— 
fon durch Handlungen bereits als vertrauensunwürdig 
ſich gekennzeichnet, ſo wird man nicht mehr ſagen können, 
daß ſie des Vertrauens noch bedürfe.“ 


Etwas über Beweisaufnahmen in Kraftfahrprozeſſen. 


Don ©berlandesgerichtsrat & Müller, Naumburg a. S. 


Don den im Prozeſſe zur Verfügung ſtehenden Beweis- 
mitteln (Seugen, Sachverſtändigen, Urkunden, Augen— 
ſchein) kommt am meiſten der Beweis durch Seugen zur 
Verwendung. Daß aber gerade dieſe am häufigſten ge- 
brauchte Beweisart die ſchlechteſte und fragwürdigſte tft, 
weiß jeder Richter ſchon nach kurzer Seit eigener Er- 
fahrung. Ja er kommt bei jahrelanger Beſchäftigung da— 
mit vielfach zu der Anſicht, daß eine Zeugenausſage über- 
haupt kaum noch Beweiswert habe, zumal wo die Geiſtes— 
richtung der heutigen Zeit den im Eide begründeten Ge— 
wiſſenszwang ſo arg gelockert hat. Mag man dies nun in 
der Allgemeinheit oder nur für den böswilligen oder nach— 
läſſigen Zeugen gelten laſſen, das eine bleibt in jedem 
Fall richtig, daß auch den beſtbemühten gewiſſenhafteſten 
Zeugen gegenüber ein gutes Teil Vorſicht und Miß— 
trauen am Platze iſt. Denn die Fähigkeit des Menſchen, 
Vorgänge wahrzunehmen, aufzufaſſen, zu behalten oder 
gar erſt fie wieder zu geben, iſt nun einmal eine durch⸗ 
aus unvollkommene Gabe, mag es ſich dabei — das hat 
die Erfahrung tauſendfach gelehrt — um Gebildete oder 
Ungebildete handeln. In beſonderem Maße hat dies bei 
plötzlich unvermutet eintretenden Ereigniſſen zu gelten, 


alſo bei Unfällen und darunter wiederum ganz beſonders 
bei dem Blitzbild eines Autounfalles. 

„Ich ſtand zwar ganz dicht dabei. Aber geſehen habe ich 
gar nichts. Es ging alles ſo furchtbar ſchnell.“ Das iſt 
die Ausſage eines ganz gewiſſenhaften Seugen eines fol- 
chen Unfalles. Aber die wenigſtens von denen, die ſolch 
eine Ausſage machen müßten, tun es. Das liegt daran, 
daß die im allgemeinen ſchon der Seugenausſage anhaf— 
tenden Fehlerquellen beim Unfallszeugen bejohders reich- 
lich fließen —. Faſt immer teilen ſich die Zeugen ganz 
merkbar in zwei Parteien: Hie Auto, hie Fußgänger; hie 
Rad- oder Motorradfahrer, hie Auto; hie das eine 
Auto, hie das andere. Faſt immer erzählen die Zeugen 
den Hergang mehr ſo, wie ſie ihn vermuten als ſo, 
wie fie ihn wahrgenommen haben. den einen ver- 
führt dazu feine Phantaſie, den anderen gutes Denk⸗ 
vermögen, den anderen die Furcht, dumm zu erſcheinen, 
den anderen die bloße Sucht, ſich wichtig zu machen, den 
anderen — und hier liegt der Fall meiſt hoffnungslos — 
ſeine vielleicht nur vermeintliche Sachkunde. Der letzte 
antwortet auf alle Fragen und Dorhalte meiſt immer nur: 
„aber das iſt doch ſelbſtverſtändlich“, „das weiß doch 
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jeder“, „das kann doch gar nicht anders gewefen fein“ und 
iſt nur in den ſeltenſten Fällen von ſeinem Bemühen, den 
Richter von der Richtigkeit feiner Anſicht über den 
Unfallshergang zu überzeugen, abzubringen und zu einer 
bloßen Mitteilung von Wahrnehmungen zu veranlaſſen. 

Dieſe Fehlerquellen muß der Vernehmende kennen, im 
Einzelfall erkennen und dann erſt einmal abſtellen, ehe er 
ein wirklich brauchbares Ergebnis ſeiner Ermittlungen 
erwarten darf. Immer wiederholte Erfahrung hat ge— 
zeigt, daß dieſe Aufgabe am Richtertiſch allein ſchlechter— 
dings nicht zu löſen iſt. Denn hier kann nichts weiter 
geſchehen, als daß mit peinlichſter Gewiſſenhaftigkeit die 
Seugenausſagen niedergeſchrieben und vielleicht auch ein- 
mal auffällige Widerſprüche durch Hinweis darauf und 
Gegenüberſtellung der Zeugen beſeitigt werden. Aber es 
fehlt hier ganz an der Möglichkeit, die unwahrſcheinliche 
Angabe eines Seugen durch das wirkſamſte Mittel, näm- 
lich die eigene Wahrnehmung des Richters als unrichtig 
zu erweiſen. Dieſe Möglichkeit beſteht, wenn überhaupt, 
fo nur bei der Seugenvernehmung an der Unfallſtelle 
unter gleichzeitiger Vorführung des Unfallhergangs durch 
die Beteiligten. 

Dieſe Erkenntnis hat es wohl in allen Kraftfahrſenaten 
zum Grundſatz werden laſſen, bei Schadenserſatzprozeſſen 
aus Autounfällen — es ſei denn, daß nach übereinſtim— 
mender Parteianſicht bereits eine vollſtändige Klärung er— 
reicht iſt — eine Beweisaufnahme an Ort und Stelle 
vorzunehmen, und zwar ſelbſt auch da, wo eine ſolche 
örtliche Beweisaufnahme ſchon in erſter Inſtanz ſtatt⸗ 
gefunden hat. Das Ergebnis dieſer Beweisaufnahmen iſt 
häufig überraſchend und vielfach dem einer Beweisauf— 
nahme an Gerichtsſtelle oder vor der Polizei geradezu 
entgegengeſetzt. 

Ein großer Laſtkraftwagen hat auf einer Brücke zwei 
nebeneinanderfahrende Radfahrer überholt und einen da— 
von überfahren. Durch das Strafverfahren, das mit dem 
Freiſpruch des Kraftwagenführers endete, und durch den 
Schadensprozeß der erſten Inſtanz zieht ſich die Annahme, 
die Brücke ſei 12 Meter breit geweſen. Man folgert 
daraus, daß das Überholen auf der Brücke ganz ungefähr— 
lich geweſen ſei, und zwar auch dann, wenn man berück— 
ſichtigt, daß die Hälfte der Brücke wegen Pflaſterarbeiten 
geſperrt geweſen ſei. Bei der örtlichen Beweisaufnahme 
der zweiten Inſtanz des Sivilprozeſſes ergab ſich durch 
einwandfreies Nachmeſſen, daß die Brücke nur 9,60 Meter 
breit war; in alle bisherigen Verfahren hatte ſich dank der 
Ausſagen von „ſachverſtändigen“ Zeugen ein Fehler von 
über 2 Meter eingeſchlichen, deſſen ſpäte Aufklärung die 
Sachlage völlig veränderte. — Ein Seuge hat aus ſeinem 
Kiüchenfenfter den SHuſammenſtoß zweier Autos in allen 
Einzelheiten beobachtet, vor allem das viel zu ſchnelle 
Fahren des Klägers. Der Richter geht in jene Küche und 
überzeugt dort ſich und den Zeugen, daß er in Wahrheit 
faſt gar nichts hat ſehen können, weil ein vorſpringendes 
Verandadach die Sicht faſt ganz verdeckt. Gleichzeitig wird 
freilich auch der Grund für das beſonders gute Seh— 
vermögen des Seugen feſtgeſtellt: Er hat bei dem häufigen 
Vorbeifahren des Klägers an ſeinem Grundſtück ſeine auf 
der Straße ſpielenden Kinder gefährdet geglaubt und ſich 
oft darüber geärgert. — Ein Seuge will die beſonders 
langſame Anfahrt eines verunglückten Motorradfahrers 
und ſein ſtändiges Hupen genau wahrgenommen haben. 
Er führt den Richter beim Ortstermin hinter eine Haus⸗ 
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ecke, ſeinem Standort beim Unfall. Man kann von dort 
aus gerade die Unfallſtelle ſehen, weiter aber nichts; der 
Anfahrtsweg des Verunglückten iſt ganz durch die Ecke 
verdeckt. — Ein Seuge hat in erſter Inſtanz beſonders 
anſchaulich geſchildert, wie beim Zuſammenſtoß zweier 
Autos auf einer Straßenkreuzung das eine vor dem 
anderen einen großen Haken in die Vebenſtraße hinein- 
geſchlagen habe. Beim Ortstermin aufgefordert, ſeinen 
Standort anzugeben, ſtellt er ſich an einer Trinkbude bei 
der Unfallecke auf und erzählt, er habe dort Selterswaſſer 
getrunken, ſich mit der hübſchen Verkäuferin unterhalten 
und gerade gezahlt, als es hinter ihm gekracht habe; er 
habe alſo von dem Unfall ſelbſt ganz und gar nichts ge— 
ſehen. — Die Reihe ſolcher Beiſpiele ließe ſich beliebig 
verlängern. 

Das Protokoll über eine Ortsbeſichtigung erſter Inſtanz 
bezeichnet eine Fahrſtraße als vollkommen überſichtlich. 
Der Einzelrichter der zweiten Inſtanz legt dem Senat 
Lichtbilder von der wiederholten Ortsbeſichtigung vor, die 
erkennbar machen, daß die Unfallſtelle der Sicht aus dem 
anfahrenden Auto ganz und gar durch eine Häufergruppe 
entzogen geweſen iſt. — Nach dem Bericht des Einzel— 
richters der erſten Inſtanz ſollte man Eiſenbahnſchienen, 
auf denen eine Lokomotive mit einem Auto zufammen- 
geſtoßen war, ſchon aus 200 Meter Entfernung ſehen 
können. Der Senat fährt in corpore mit dem Auto zu 
der Unfallſtelle und iſt allgemein überraſcht, als das Fahr⸗ 
zeug plötzlich 4 Meter vor den Schienen ſtillſteht, die bis 
dahin trotz geſpannteſter Aufmerkſamkeit von ſechs Augen 
nicht wahrgenommen waren. — Auch dieſe Beiſpiele 
könnten beliebig vermehrt werden. 

Die Notwendigkeit örtlicher Beweisaufnahme über— 
haupt wird durch jene vielen Beiſpiele ſicherlich ſchlagend 
bewieſen. Was aber weiter noch dadurch bewieſen wird, 
iſt die Notwendigkeit einer beſonderen Technik für ſolche 
örtlichen Beweisaufnahmen. Ihr Mangel hat in den 
beiden letzten der oben erwähnten Fälle zu dem falſchen 
Ergebnis geführt. Selbſtverſtändlich iſt, daß, wer einmal 
an Ort und Stelle iſt, wichtige Entfernungen nicht bloß 
abſchätzt, ſondern genau nachmißt. Alſo gehört der Soll— 
ſtock und das Meßband zum unbedingt notwendigen 
Handwerkszeug. Selbſtverſtändlich iſt, daß man an Ort 
und Stelle nicht nur die Derhältniffe ſich anſieht und dann 
der Kammer oder dem Senat davon erzählt, ſondern daß 
man, ſobald an der Grtlichkeit irgend etwas Beſonderes 
iſt, eine möglichſt maßſtäblich richtige Zeichnung davon 
mit nach Haufe nimmt. Alſo iſt die Fähigkeit zu gra- 
phiſcher Darſtellung einer Grtlichkeit für den Ermitt— 
lungsrichter auch unbedingtes Erfordernis. 

Die Wirkung einer Seichnung wird durch Lichtbilder 
außerordentlich erhöht. Man wird ſagen dürfen, daß ein 
gutes Lichtbild weit beſſer iſt als eine ſchlechte Zeichnung. 
Freilich aber eben nur ein gutes. Sonſt wird der um— 
gekehrte Satz richtig, daß eine gute Seichnung unendlich 
viel beſſer iſt als ein ſchlechtes Lichtbild. Die Parteien 
überreichen meiſtens ſchöne große Bilder von der Unfall- 
ſtelle aus größtmöglichſter Nähe aufgenommen; ſie ſind 
gänzlich wertlos. Die Unfallſtelle als ſolche iſt in den 
allermeiſten Fällen unintereſſant. Worauf es allein an- 
kommt, iſt der Weg der Beteiligten dorthin und, was man 
auf dieſem Wege ſehen oder nicht ſehen kann, in welcher 
Form alſo etwa die Sicht des Anfahrenden beeinträchtigt 
wird. Man braucht für jeden Beteiligten zwei oder mehr 
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Aufnahmen, die von feinem auf die Unfallſtelle zuführen- 
den Wege aus in allmählich verkürzten Entfernungen ge— 
macht werden. Für jede Aufnahme wird der Standort des 
Apparates in die Seichnung eingetragen, da ſonſt wieder- 
um der Wert des Lichtbildes nur gering iſt. Nicht ſehr 
viel wert ſind die Lichtbilder ferner auch dann, wenn 
nicht vermerkt wird, in welcher Augenhöhe ſie aufge— 
nommen find; denn verſchiedene Höhen des Objektives 
geben ganz verſchiedene, manchmal ſogar irreführende 
Bilder. Die Einſtellung des Apparates der Höhe nach hat 
ſich nach der Augenhöhe der beim Unfall Beteiligten zu 
richten. Man ſtellt alſo z. B. den Apparat auf den 
Führerſitz des anfahrenden Autos auf und macht die Auf- 
nahme aus der Augenhöhe eines dort Sitzenden. Kann 
der Richter ſelbſt photographieren, ſo iſt es am beſten, 
wenn er auch die Aufnahme ſelber macht. Wünſchenswert 
iſt ein zum mindeſten ſoweit reichendes Derjtändnis für 
die Lichtbildnerei, daß der Apparat wenigſtens vom 
Richter eingeſtellt werden kann; die Berufsphotographen 
legen meiſt zu großen Wert auf techniſch „ſchöne“ Bilder. 
— Dies beides, Seichnung und Lichtbild zuſammen, iſt 
unendlich viel mehr wert, als eine lange Beſchreibung 
der Grtlichkeit im Protokoll, die ihrer Schwierigkeit wegen 
nur in den ſeltenſten Fällen Anſchaulichkeit erzielt und 
deren Meiſter erſt noch geboren werden muß. 

Eine weitere Selbſtverſtändlichkeit für den Ortstermin 
iſt Seit und Ruhe. Jede Haft iſt vom Übel. Es wirkt 
ganz ungemein wohltuend auf die ſonſt immer nur im 
Trubel des gerichtlichen Geſchäftsbetriebs zu Worte ge— 
kommenen Parteien, wenn ihnen frühmorgens um 9 Uhr 
bei Beginn des Termins geſagt wird, es könne ruhig bis 
abends 12 Uhr dauern. Das ſtellt in den meiſten Fällen 
allein ſchon ein ſolches Vertrauen der Parteien zum Nich- 
ter her, daß nun die Mitwirkung der Beteiligten ſelbſt 
eine erſprießliche wird. Denn das ſei ganz befonders 
hervorgehoben: die Mitwirkung der Parteien iſt die 
Bauptfache im Ortstermin. Gelingt es dabei, fie vom 
bloßen Herumftreiten abzubringen und zum wirklich prak— 
tiſchen Mitarbeiten an der Aufklärung zu veranlaſſen, ſo 
erledigt ſich dadurch vielfach eine ganze Reihe von Streit- 
punkten. N 

Es wurde oben geſagt, daß die Unfallſtelle zuerſt ohne 
Bedeutung und zunächſt der Weg dorthin das wichtigere 
iſt. Das gründet ſich auf den alten Erfahrungsſatz, daß 
das Gewordene immer am beſten aus ſeinem Werden her— 
aus begriffen wird. Danach iſt der Verlauf des Termins 
einzurichten, und zwar für alle Beteiligten. Man gehe 
alſo nicht zuerſt an den Unfallsort, ſtelle die Unfallſtelle 
genau feſt und verſuche von dort aus Wahrnehmungen zu 
machen. Das trübt den Blick. Sondern man verſuche ohne 
vorherige Kenntnis der Eigenart des Unfallsortes auf 
dem Wege einer Partei dorthin zu gelangen und achte 
dabei ſchon auf die Beſonderheiten des Weges und der 
Sichtverhältniſſe. In manchen Fällen wird allein ſchon 
ein derartiger einſamer Anmarſch des Richters zur Unfall- 
ſtelle die Sache klären. So bei dem oben zu allerletzt er— 
wähnten Eifenbahnunfall. Das Fehlergebnis der früheren 
Beweisaufnahme hatte dort ſeinen Grund gerade darin, 
daß man mit der Bahn zur Unfallſtelle ſich begeben und 
von dort aus rückwärts den Weg des Autos verfolgt hatte. 
Der Richter, der auf dieſem Wege ſich ſtändig nach der 
Bahnſtrecke umdrehte, nahm dieſe als ein ihm wohl- 
bekanntes Hindernis dauernd wahr; dem im Auto an— 
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fahrenden, mit dem Dorhandenfein der Bahn nicht ver— 
trauten Richter zweiter Inſtanz blieb ſie verborgen. — 
Ebenſo hat die Parteivernehmung ſich zu geſtalten. Nicht 
vom Unfall und ob ſie oder die andere daran ſchuld iſt, 
ſoll die Partei erzählen, ſondern davon, wie ſie gefahren 
iſt und was fie dabei geſehen, gehört und getan hat. Da- 
bei kann man den Ausgangspunkt der Erzählung häufig 
gar nicht weit genug zurückverlegen und wird manchmal 
ſogar am beſten mit dem Beginn der Fahrt ſelbſt be— 
ginnen. Ziel und Sweck der Fahrt find ſehr oft ebenfalls 
von Bedeutung. — Nach den gleichen Geſichtspunkten er» 
folgt die Heugenvernehmung. Nur nicht etwa mit dem 
Unfall anfangen und den Seugen fragen, was er davon 
geſehen habe, und auf ſeine Antwort „gar nichts“ die 
beliebte Anwaltsfrage zulaſſen: „aber Sie müſſen es doch 
geſehen haben“. Sondern der Seuge erzähle zunächſt erſt 
mal im Suſammenhange, wie und wann er zur Unfall— 
ſtelle gekommen iſt, was er dort zu tun gehabt hat, wo er 
von dort aus hingewollt hat (Blickrichtung!) und gebe ſo 
die Möglichkeit, zu beurteilen, ob er denn überhaupt 
irgendwelche Wahrnehmungen über den Unfall hat machen 
können. Dabei werden ſehr oft ſchon Zeugen ganz aus— 
ſcheiden (oben der Zeuge an der Trinkbude). Erſt nach 
Erledigung der Dorfragen ſoll der Zeuge auf den Unfall 
zu ſprechen kommen, wobei es immer wieder darauf an— 
kommen wird, nur Dermutetes von wirklich Wahrgenom— 
menem zu trennen. Einer ruhigen und ſachlichen allge— 
meinen Erörterung des Unfalls mit allen Feugen und den 
Parteien zuſammen am Schluß wird es in den meiſten 
Fällen gelingen, wenn nicht den Unfall ganz aufzuklären, 
ſo doch die noch verbleibende Unklarheit auf ein geringes 
Maß zurückzuführen. Überflüffig, gar nicht fördernd und 
deshalb ganz abzulehnen ſind die immer wieder von den 
Parteien und eifrigen Vertretern gewünſchten Erörte- 
rungen darüber, ob etwas ſo oder ſo möglich geweſen ſei; 
das Ergebnis davon find ſtets höchſtens Anfichtsäuße- 
rungen, die durchweg für die Entſcheidung unverwertbar 
bleiben. 

Sehr wünſchenswert iſt es für die örtliche Beweisauf— 
nahme, daß man die am Unfall beteiligten Fahrzeuge zur 
Stelle hat und fie in die Örtlichfeit fo hineinzuſetzen ver— 
ſucht, wie es beim Unfall mutmaßlich der Fall geweſen 
iſt. Ja man wird vielleicht ſagen können, daß eine Be— 
weisaufnahme an Ort und Stelle ohne dieſes immer ein 
Stückwerk bleibt. Aber dies Derfahren iſt nur in ſehr 
ſeltenen Fällen möglich. Es iſt eine immer wiederkehrende 
Erfahrung, daß in mindeſtens 75 Prozent aller Fälle das 
Auto einer Partei irgendwie „am Erſcheinen verhindert“ 
iſt, oder es wird zwar ein Auto vorgeführt, aber gar nicht 
das am Unfall beteiligte, ſondern ein anderes (freilich 
immer mit der nicht nachprüfbaren Derficherung, es 
gleiche dem richtigen ganz genau). Deshalb tft die Feſt⸗ 
ſtellung, ob die beigebrachten Fahrzeuge wirklich auch die 
beim Unfall gefahrenen ſind, ſtets zu treffen, ehe man ſich 
überhaupt mit ihnen befaßt. 

Eine eigentlich neben der Sache liegende kleine tech— 
niſche Frage ſei am Schluß geſtreift. Soll man zu einer 
örtlichen Beweisaufnahme Polizeibeamte zuziehen? Der 
eine tut es, der andere nicht. Wer es ablehnt, hat ſeine 
guten Gründe dazu. Der Blau-, jetzt Blaugrünkoller iſt 
nun leider einmal eine deutſche Krankheit, und ſo ſchafft 
das Vorhandenſein von Uniformen leicht Unruhe und 
Reibungen, auf alle Fälle aber immer eine ſtörende un- 
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nütz große Menſchenanſammlung. Ein friſch⸗fröhliches 
Wort, ein an den „Umſtand“ gerichteter Scherz hat ſelbſt 
in der Großſtadt den Derfafler noch ſtets ein beſſeres 
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Auskommen für ſich allein als mit Hilfe der Obrigkeit 
finden laſſen und gezeigt, daß der Humor immer noch am 
leichteſten die Brücke vom Menſchen zum Menſchen ſchlägt. 


Einſtweilige Einſtellung einſtweiliger Verfügungen. 


Von Amtsgerichtsrat Dr. Schnülle, Weſermünde⸗G. 


Der folgende praktiſche Fall wirft erneut die Frage 
auf, ob die Vollſtr. aus einſtweiligen Verfügungen (ED.) 
einſtweilig eingeſtellt werden kann: Die Ehefrau B. kauft 
von C. eine Schlafzimmereinrichtung. Die Einrichtung 
wird unter Eigentumsvorbehalt geliefert. B. kommt mit 
der Kaufpreiszahlung in Verzug, worauf C. eigenmächtig 
die Einrichtung wieder wegholt. Der Ehemann A., von 
dem B. inzwiſchen getrennt lebt, beantragt im Wege der 
ED. Herausgabe eines kompl. Bettes zur Dermeidung 
weſentl. Nachteile. Dem Antr. wird durch Beſchl. ſtatt⸗ 
gegeben; dagegen Widerſpr. mit dem Antr. auf einſtweil. 
Einſtellung der Dollitr. Sur Begründung wird glaubhaft 
gemacht, daß A. mittellos ſei und die Gefahr der Ver— 
äußerung an gutgläubige Dritte beſtehe. Iſt in dieſem 
Falle der Antrag auf einſtweil. Einſtellung gerechtfertigt? 


— die in der Praxis noch vorherrſchende Anſicht verneint rungsmaßnahme darſtell 


die Frage, da eine den 88 207, 219 SPO. entſprechende 
en 10 5. Abſch. des 8. Buches fehle. Jedoch haben 
einige OSG. die Suläſſigkeit der einſtweil. Einſtellung 
bereits bejaht. Als erſtes wohl das OSG. Hamburg in 
einer Entſch. v. 29. 7. 1895 (Seuf's Arch. 51, Nr. 247). 
Dieſer Anſicht hat ſich das OLG. Frankfurt a. M. in 
einem Beſchl. v. 6. 1. 1951 angeſchloſſen (J. Rd. 51, 202). 
Auch das HG. hat feinen früheren Standpunkt teilweiſe 
aufgegeben und für den Fall die Suläſſigkeit der einſtweil. 
Einſtellung bejaht, „daß ſich die ED. einem im ordentl. 
Verf. ergangenen Urt. inſofern nähere, als dem Gläubiger 
eine Befriedigung verſchafft werde“ (IW. 24, 980). Er⸗ 
freulicherweiſe haben inzwiſchen auch namhafte Kommen- 
tare die Frage der Suläſſigkeit bejaht. Während Stein- 
Jonas bisher die in der Praxis vorherrſchende Anſicht ver- 
trat, iſt in der 12. u. 15. Aufl. dieſe Anſicht nunmehr 
aufgegeben worden, da „die Bedürfniſſe des Rechtsver— 


kehrs dringend die entſprechende Anwendung der SS 707, 
719 5D. verlangen“. Auch Baumbach hält die einſtweil. 
Einſtellung für zuläſſig (SPO. 6. Aufl. zu 822, Anm. ). M 
Damit gewinnt die in der JW. 1924, 592 eingehend | 
begründete Anſicht von Fuchs immer mehr Boden. Im 
obigen Falle muß m. E. die analoge Anwendung der 
88 707, 219 5pO. am Platze fen. Es tft nicht erſichtl., 
aus welchem Grunde hier die einftweil. Einſtellung aus 
der in ihrer Wirkung einem vorläufig vollſtreckbaren Urt. 
gleichkommenden ED. nicht zuläſſig fein ſoll. Auf die 
Vollziehung der ED. finden grundſätzl. die Dorfchr. über 
die SwDolljtr. entſprechende Anwendung (88 936, 928 
SPP.). Die analoge Anwendung der 88 707, 719 SPO. 
kann m. E. nur da abgelehnt werden, wo die ED. fih 
in ihrer Auswirkung Tedigl. als eine vorläufige Siche⸗ 
In dieſem Falle die einſtweil. 
Einſtellung für Wezuläffig zu erklären, würde allerdings 
dem Weſen und Sweck der ED. widerſprechen. Wo da⸗ 
gegen, wie im obigen Falle, der Erfolg der ED. über den 
Rahmen einer vorläufigen Sicherftellung des beanſpruch— 
ten Rechts hinausgeht, der Antragſteller alſo ſchon im 
Ergebnis volle Befriedigung erlangt, iſt es heute tatſächl. 
ein dringendes Bedürfnis, hier die 88 707, 719 SPG. 
analog zur Anwendung kommen zu laſſen. Es iſt nicht " 
einzufehen, warum in dieſen Fällen der Antragſteller, der 
oft mühelos durch leichtfertig abgegebene eidesſtattl. Der- 
ſicherungen eine ED. erhält, einen weitergehenden Ge— 
brauch von dem Vollſtreckungstitel machen darf, als der, ö 


— 


Kl. von feinem oft erſt nach langer Derhandlungsdauer 
erwirkten vorläufigen vollſtreckbaren Urt. Wenn hier der 
Geſetzgeber die einſtweil. Einſtellung ausdrückl. zuläßt, ſo 
muß ſolches als ſelbſtverſtändl. auch für die Dollftr. aus 
ED. gelten. N 


t 
i 
1 
7 


I 
3 
1 


ö 
1 


U 
{ 
1 


Aus der Praxis des Prozeß- und Rechtshilferichters. 


Von Amtsgerichtsrat Fuhrmann, Cammin i. P. 


Bei dem Inkrafttreten der Beſtimm. über das Güte— 
verfahren hat es wohl kaum einen Amtsrichter gegeben, 
der dieſes Verf. für nicht öffentl. gehalten hätte. Ein 
innerer Grund für eine ſolche Annahme war nicht vor- 
handen. In öffentl. Sitzung kann ebenſo gut wenn nicht 
ſogar beſſer in Güte verhandelt werden als in dem der 
Offentlichkeit nicht zugänglichen Richterzimmer, wo die 
Starrheit und Unnachgiebigkeit einer Partei nicht durch 
das Publikum kontrolliert werden kann. 

Bald aber erſchienen die Kommentare und belehrten uns 
oder verſuchten wenigſtens uns darüber zu belehren, daß 
das Güteverf. nicht öffentl. ſei. Das amtl. preuß. For⸗ 
mular geht ebenfalls von der Nichtöffentlichkeit aus und 
enthält den Vermerk, daß nach dem Scheitern der Güte— 
verhandl. „in öffentl. Sitzung weiterverhandelt“ werde. 
Eine ganze Anzahl von Richtern haben, auch in dieſen 
Blättern, gegen dieſe Auffaſſung Stellung genommen. 
Ein Ausgleich iſt nicht erfolgt. In der Praxis iſt jeden⸗ 
falls die Öffentlichkeit des Güteverf. durchaus zur Regel 


geworden. Tatſächl. läßt ſich der Wechſel von Gffentlich— 
keit und Nichtöffentlichkeit nicht durchführen, wenn eine 
ganze Reihe von Terminen anſteht, und ein zwingender 
Grund, das Derf. als nicht öffentl. zu behandeln, iſt 
nicht vorhanden. 

Die Sache hat aber eine ſehr bedenkl. Seite. Wie oben 
erwähnt, iſt das amtl. Formular auf die Nichtöffentlich- 
keit des Verf. zugeſchnitten und dadurch entſteht die Ge— 
fahr, daß eine ganze Anzahl von Falſchbeurkundungen 
vorgenommen werden. Ich laſſe die Formulare mit dem 
Sitzungsvermerk verſehen und den Satz, daß „nun— 
mehr in öffentl. Sitzung weiter verhandelt“ werde, 
ſtreichen. Ich habe beobachtet, daß dies bei einer ganzen 
Reihe von Gerichten geſchieht. Aber ich glaube doch, daß 
ſich die Macht des Formulars gegenüber den tatſächlichen 
Vorgängen vielfach durchſetzt, beſonders dann, wenn der 
Richter mit Terminen überlaſtet iſt. Eine Anderung des 
Formulars wäre dringend zu wünſchen. 

Die Frage nach der Einſchränkung der Eide iſt in 
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letzter Zeit viel erörtert worden. Es gibt wohl kaum 
einen Richter, der eine ſolche Einſchränkung nicht lebhaft 
begrüßen würde. Aber Runde geht in ſeinen ſonſt dankens⸗ 
werten Ausführ. in Heft 2 DRS. S. 64 zu weit, wenn 
er bemerkt, daß die Eidesnot nicht einem Mangel des 
Geſetzes, ſondern einem Mangel des Richters zuzu— 
ſchreiben ſei. Gegen die poſitive Vorſchr. des 8 541 SPG. 
hilft doch ſchließl. alle freiere Auslegung herzlich wenig 
und die Derzichtsbereitfchaft der Part. iſt nach meiner 
Erfahrung auch bei Belehrung durch den Richter keines- 
wegs jo groß, wie Runde es anzunehmen ſcheint. Immer⸗ 
hin kann eine ganze Reihe von Eiden vermieden werden. 
In erſter Linie iſt an die Beeidigung von Ehefrauen und 
Verwandten zu denken. Ich habe Ehefrauen nur in ganz 
ſeltenen Fällen ſchwören laſſen. Es muß im allgem. ver- 
langt werden, daß der Richter fo viel pſychologiſches 
Verſtändnis beſitzt, um auch aus der unbeeideten Aus- 
ſage der Ehefrau diejenigen Schlüſſe zu ziehen, die nach 
der Sachlage geboten find. Freil. iſt hier der Richter in 
der Kleinſtadt, der — wenigſtens bei längerer Praxis — 
den Lebensſtand der Part. beſſer kennt, beſſer daran als 
der Großſtadtrichter. 

Es unterliegt keinem Sweifel, daß das obligatoriſche 
Mahnverf., die mangelhafte Sichtung des Prozeßſtoffes 
infolge der — übrigens notwendigen — Einſchränkung 
der Vorſchr. über den Tatbeſtand, vor allem aber die ge— 
waltige Vermehrung der Prozeſſe die Prozeßtechnik höchſt 
ungünſtig beeinflußt haben. Das zeigt ſich auch in der 
Abfaſſung der Beweisbeſchl., unter der beſonders der er— 
ſuchte Richter oft zu leiden hat. Es iſt geradezu jämmer- 
lich, was in dieſer Beziehung zuweilen geleiſtet wird. Was 
ſoll man dazu ſagen, wenn einem zugemutet wird, einen 
Seugen darüber zu vernehmen, ob A. dem B. hundert 
Reichsmark zu zahlen ſchuldig ſeid Von ähnl. Beiſpielen 
wird mancher Rechtshilferichter berichten können. Es iſt 
dringend zu fordern, daß bei den in der Ausbildung be— 
findl. Referendaren, denen vielfach eine gewiſſe Groß— 
zügigkeit eigen iſt, größerer Wert auf die Sichtung des 
Prozeßſtoffes und die klare Heraushebung der weſentl. 
Behauptungen gelegt wird. 
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Auch ein anderer übelſtand, der häufig dem Rechts- 
hilferichter zu ſchaffen macht, mag hier erwähnt werden. 
Es kommt häufig vor, daß in einem Rechtsſtreit eine 
ganze Reihe von Zeugen vernommen werden müſſen, die 
in den Bezirken verſchiedener Gerichte wohnen. Um das 
Verf. zu beſchleunigen, werden in ſolchen Fällen die 
Akten häufig nur an ein Gericht verſandt, während die 
anderen Gerichte nur eine Abſchrift der Beweisfragen 
erhalten, über welche die in ihrem Bezirk wohnenden 
Seugen vernommen werden ſollen. In ſolchen Fällen 
iſt es, falls es ſich nicht um eine ganz einfache Frage 
handelt, unerläßl., daß dem erſuchten Richter eine ge— 
drängte Sachdarſtellung an die Hand gegeben wird. Dies 
unterbleibt aber ſehr oft. Der Rechtshilferichter bekommt 
ein Blatt in die Hand, aus dem er den Zuſammenhang 
der Dinge nicht erſehen kann und es wird auf dieſe Weiſe 
von ihm verlangt, dem Seugen mechaniſch und ohne 
Kenntnis des Rechtsſtreits die geſtellten Fragen vor— 
zulegen. Er weiß weder, was der Kl. will noch was der 
Bekl. einwendet. Er kennt oft nicht den Inhalt von Urk., ö 
die nach den Beweisfragen als allen Prozeßbeteiligten 
bekannt vorausgeſetzt werden. Ja, er wird nicht ſelten 
in die unwürdige Lage verſetzt, ſich bei einer erſchienenen 
Part. oder ſogar bei dem Zeugen nach dem SZuſammen— 
hang zu erkundigen, der ihm aus dem zur Verf. geſtellten 
Blatt nicht bekannt fein kann! Eine Vernehmung des 
Seugen, die der Vorſchrift des 8 596 SPO. gerecht 
wird, iſt nicht mögl. Freilich iſt es dem Rechtshilferichter 
unbenommen, das Erſuchen mit der Bitte um Aufklärung 
zunächſt einmal unerledigt zurückzuſenden, aber der Zweck 
der Beſchleunigung des Verf. wird auf dieſe Weiſe nicht 
erreicht und der Richter greift ungern zu dieſem Mittel. 
Die Derſendung von Erſuchungsſchreiben ohne Akten iſt 
überhaupt nur ein Votbehelf, von welchem ein möglichſt 


ſparſamer Gebrauch gemacht werden ſollte. 


Die vorſtehenden Seilen verfolgen den Zweck, eine Aus— 
ſprache über Erfahrungen des Richters in der Praxis an- 
zuregen. Neben der Beſprechung einzelner Rechtsfragen 
wird ein ſolcher Gedankenaustauſch ficher zum Vorteil 
der Rechtspflege dienen können. 


Eine Anregung zum Offenbarungseidsverfahren. 
Don Amts- und Landrichter D. Meßler, Kaffel. 


Tagtägl. werden in Deutſchland Hunderte von Gffen— 
barungseiden (GE.) geleiſtet und man erſchrickt, wenn 
man die Statiſtik eines großſtädtiſchen AG. über die ge- 
leiſteten OE. und die erlaſſenen Haftbefehle einſieht. Im 
Ausland iſt das Bild das gleiche, und fo las ich kürzl. in 
einer Wiener Zeitung, daß in Wien in der Woche durch— 
ſchnittl. 250 DE. geleiſtet werden. Dieſe Unzahlen, die 
die gegenwärtige Wirtſchaftskriſe deutl. widerſpiegeln, 
müßten nun ſtillſchweigend und als unabänderl. hin⸗ 
genommen werden, wenn die Leiſtung der zahlloſen Eide 
tatſächlich praktiſchen Wert für den die Dollſtr. betrei- 
benden Gläub. hätte und er auf dieſe Weiſe der Befrie— 
digung ſeiner Forderung näherkäme. Dies trifft aber nach 
den Erfahrungen der Praxis in der Mehrzahl der Fälle 
nicht zu, und man kann ohne Übertreibung feſtſtellen, daß 
die Leiſtung des OE. dem Gläub. heute in der Regel 
keine wirtſchaftl. Vorteile mehr bringt, er alſo pfändbare 
Vermögenswerte des Schuldners auch durch die Eides— 
leiftung nicht erfährt. So enthalten die Dermögensver- 


zeichniſſe der Schuldner in einer großen Sahl von Fällen 
gar keine Angaben oder aber doch nur die notdürftigſten 
Kleidungsftüde und Haushaltungsgegenftände, deren Un- 
pfändbarkeit ſchon fo feſtſteht. Der DE. wird alfo in 
zahlreichen Fällen von Schuldnern geleiſtet, deren 
völlige Dermögenslofigfeit ſchon im 
Augenblick der Sidesleiſtung ſicher feſt⸗ 
fteht. Die Nutlofigfeit jo zahlreicher Eide muß aber 
zu denken geben und rechtfertigt die Unterſuchung, ob 
nicht ſchon das geltende Recht dem VollſtrRͤ:ichter 
die Möglichkeit gibt, wenigſtens einen Teil dieſer un— 
nötigen Eide zu vermeiden. Dies iſt um ſo notwendiger, 
als die Rechtspflege ſonſt mit gutem Grund bemüht iſt, 
die Sahl der Eidesleiſtungen möglichſt zu verringern. So 
ſieht der ProzRichter darauf, daß Beeidigungen der Heu- 
gen nach Möglichkeit vermieden werden, und nur im 
äußerſten Falle macht er vom richterl. oder zugeſchobenen 
Eide Gebrauch. Ja, die Rſpr. gibt ſogar dem BerufGer. 
das Recht, einen vom Dorderrichter unzuläſſigerweiſe auf- 
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erlegten Eid zu ungunſten des Beruf Kl. von Amts wegen 
zu beſeitigen, ſelbſt wenn damit gegen das Derbot der 
reformatio in peius verſtoßen wird. Demgegenüber 
mutet es eigenartig an, daß die Praxis im GEberfahren 
tagtägl., und zwar mit vollem Bewußtſein Eide abnimmt, 
deren Nutzloſigkeit ſicher iſt. Hinzu kommt, daß die Furcht 
des Volkes vor dem Eide und die Heiligkeit des Eides 
durch die zahllofen unnötigen DE. ſtark leiden. Schon 
lange iſt der OE. keine Schande mehr und immer ſeltener 
werden die Schuldner, denen dieſe Eidesleiſtung innerl. 
überhaupt noch etwas ausmacht. Der OE. wird — und 
darin liegt eine große Gefahr für dieſe Rechtseinrichtung 
— vom Dolke nicht mehr ernſt genommen. 
Und dies gerade in den Fällen, in denen der Schuldner 
nichts mehr zu offenbaren hat. Da begreifen es die Leute 
nicht mehr, weshalb und wozu ſie ſchwören ſollen. 

Nach § 807 5p. iſt der Schuldner auf Antrag des 
Gläub. verpflichtet, den OE. dahin zu leiſten, daß er 
nach beſtem Wiſſen ſein Vermögen ſo vollſtändig an— 
gegeben habe, als er dazu imſtande ſei. Die Verpflichtung 
zur Eidesleiſtung beſteht aber nach der genannten Beſt. 
nur, wenn die Pfändung nicht zu einer vollſtändigen Be— 
friedigung des Gläub. geführt hat oder dieſer glaubhaft 
macht, daß er durch Pfändung ſeine Befriedigung nicht 
vollſtändig erlangen könne. Aus dieſer Faſſung des Geſ. 
geht mit aller Deutlichkeit hervor, daß der OE. geſchaffen 
iſt, um dem Gläub. zur vollſtändigen Befrie- 
digung zu verhelfen. Die Leiſtung des DE. hat 
alſo keinen Sinn mehr und ſie verfehlt dieſen Geſetzes— 
zweck, wenn ſchon vorher feſtſteht, daß der Schuld- 
ner pfändbare Dermögensmwerte nicht mehr zu 
offenbaren hat. Iſt aber die Leiſtung des DE. nicht ge— 
eignet, die DollftrAusfichten des Gläub. zu verbeſſern, fo 
fehlt es auch auf Seiten des Gläub. an dem zur Durch— 
führung des Verfahrens erforderlichen Rechts ſchutz⸗ 
intereſſe. Dieſes muß aber wie auch ſonſt im Proz— 
und DollſtrRecht gegeben ſein. Fehlt das Rechtsſchutz⸗ 
intereſſe — wie in den hier erörterten Fällen —, dann 
kann der Gläub. die Leiſtung des DE. nicht erzwingen 
und das Ger. muß dem Gläub. die Abnahme des Eides 
verſagen. Man könnte mir nun aber entgegenhalten, daß 
das GEberfahren nicht nur den Intereſſen des Einzel- 
gläub., ſondern darüber hinaus auch dem Schutze der Be— 
völkerung dient. Dies trifft zu und geht z. B. ſchon 
daraus hervor, daß die einmal erfolgte Eintragung im 
Schuldnerverzeichnis durch nachträgl. Zurücknahme des 
Antrages ſeitens des Gläub. oder durch nachträgl. Sah— 
lung ſeitens des Schuldners nicht wieder beſeitigt werden 
kann. — Eine weitere Schwierigkeit liegt darin, daß 
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§ 915 SP., der das Schuldnerverzeichnis regelt, nur 
zwei Eintragungsfälle vorſieht, näml. einmal die Ein⸗ 
tragung der erfolgten Eidesleiftung und weiter die Ein— 
tragung der Haftanordnung wegen Derweigerung des 
Eides. Dieſe Hinderniſſe laſſen ſich aber beſeitigen. 
Während man ſonſt beim Fehlen des Rechtsſchutzintereſſes 
den Antrag oder die Klage ohne weiteres abweiſt, kann 
hier dieſe Folge mit Rückſicht auf den weitergehenden 
allgemeinen Rechtsſchutz nicht eintreten. Um ſo weniger 
als die Entſch. über die offenſichtl. Dermögenslofigkeit 
eines Schuldners ja gerade in die Hand des Dollſtr Richters 
gelegt ſein ſoll. Dieſem obliegt die Aufgabe, auf Grund 
der ihm vorliegenden Unterlagen durch richterl. Aus⸗ 
ſpruch im Wege des Beſchl. die völlige Dermögenslofig- 
keit des Schuldners und damit die Entbehrlichkeit der 
OGeEsxeiſtung feſtzuſtellen. Hierbei wird es der Richter in 
der Hand haben, ſich durch Rückfragen beim Gerbollz. 
oder durch Anfragen beim Wohlfahrtsamt uſw. reſtloſe 
Klarheit zu verſchaffen. Praktiſch würde ein derartiger 
Seititellungsbefchluß etwa die Formel enthalten: „Wegen 
offenſichtl. Dermögensloſigkeit des Schuldners wird von 
der Abnahme des GE. abgeſehen.“ Ein derartiges Der- 
fahren ließe ſich aber auch im Schuldnerverzeichnis kenntl. 
machen. § 915 ſieht zwar nur zwei Eintragungsfälle vor, 
verbietet aber keineswegs weitere Eintragungen, falls ſich, 
wie hier, das Bedürfnis dafür herausſtellen ſollte. Der 
Geſetzgeber hat nur die beiden genannten Eintragungen 
vorgeſehen, weil dieſe Regelung für die damal. wirtſchaftl. 
normalen Seiten vollauf genügte. Die Praxis hat alſo 
durchaus die Möglichkeit, eine weitere Eintragung ein- 
zuführen. In einer neu einzurichtenden Spalte müßten 
ins Schuldnerverzeichnis etwa unter dem Vermerk: 
„Offenſichtl. vermögenslos“ oder „wegen offenſichtl. Der- 
mögensloſigkeit vom GE. abgeſehen“ alle die Schuldner 
eingetragen werden, bei denen der DollftrRichter die Ent— 
behrlichkeit des Eides feſtſtellt. Die Schuldner können ſich 
hierdurch nicht beſchwert fühlen, denn für ſie bedeutet es 
nur eine Vergünſtigung, daß ihnen der Eid erſpart wird, 
und durch die vorgeſchlagene Eintragung wird der Schutz 
der Bevölkerung in gleichem Maße wie ſonſt erreicht. Die 
Koften des Verfahrens würden wie bisher den Schuldner 
treffen. Dem Gläub. wird nach Maßgabe des § 793 
SPD. gegen den richterl. Feſtſtellungsbeſchl. die fofort. 
Beſchw. eingeräumt werden müſſen. 

M. E. gibt der vorgeſchlagene Weg der Praxis die 
Möglichkeit, ſich bis zu einem gewiſſen Grade ſelbſt zu 
helfen, und wenn auch nur ein kleiner Prozentſatz der 
zahlloſen OE. vermieden würde, fo wäre damit fchon viel 
gewonnen. 


Wann kann der Zuſchlag erteilt werden, obwohl nach Schluß 
des Verſteigerungstermins das geringſte Gebot unrichtig geworden iſt. 


Von Gerichtsaſſeſſor Gerhard Hofmann, Berlin. 


In der Swangsverſteigerung muß nach der h. L. der 
Zuſchlag gem. 8 85 3. 1 SDG. verſagt werden, wenn 
nach Schluß der Derft. der mit ſeinem Anſpruch für die 
Bildung des geringſten Gebots (g. G.) nach 8 44 SDG. 
maßgebende Gläub. ausſcheidet und dadurch die Berech— 
nung des g. G. unrichtig wird. (RGS. 89, 428; Jäckel⸗ 
Güthe, Anm. 5 zu § 29 350 G.; Reinhard-Müller, XII 
zu § 44 SDG.) Dieſer Fall wird zwecks Dereitelung des 


Suſchlags oft künſtl. herbeigeführt, indem der Schuldner 
oder ein mit ſeinem Anſpruch nicht herausgebotener 
Gläub. die das Derf. wegen bevorrechtigter Steuerforde— 
rungen betreibende Finanzbehörde befriedigt, und dann 
für den auf ihn nach S 268 III BGB. übergegangenen An⸗ 
ſpruch die einſtweil. Einftellung bewilligt. Die Steuer- 
forderung iſt dann für die Berechnung des g. G. nicht 
mehr maßgebend, dieſes alſo unrichtig geworden. Eine 
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Neufeſtſetzung des g. G. nach Schluß des DerftTermins it 
nicht mögl. Im Gegenſ. zum KG. in JW. 1951, 546 u. 
1952, 187 erteilen aber die VollſtrGer. vielfach den Zu⸗ 
ſchlag, wenn infolge der einſtweil. Einſtellung nur die 
abgelöſte Steuerforderung ſelbſt in das g. G. aufgenom- 
men werden müßte, dieſes alſo nur in ſeinem bar zu 
zahlenden Teil unrichtig geworden iſt (ſo LG. Berlin IH 
2 T 8611. 52; Armſtroff JW. 1952, 187, Anm. 27; Dolf- 
mar Iw. 1952, 5206). Denn durch die Nichtaufnahme 
bar zu zahlender Anſprüche in das g. G. wird regelmäßig 
weder ihr Gläub. noch der Schuldner benachteiligt. Die 
Aufnahme ſolcher Anſprüche in das g. G. bezweckt nur, 
ihre Befriedigung zu ſichern. Dieſer Zweck wird erreicht, 
wenn die Forderung trotz Nichtberückſichtigung im g. G. 
durch das Meiſtgebot voll gedeckt wird. Das iſt bei den 
nach 8 10, 8. 1—5 50. bevorrechtigten Anſprüchen faſt 
immer der Fall, ſo daß das Recht ihrer Gläub. durch die 
unrichtige Bildung des g. G. nicht beeinträchtigt wird. 
(S 84 S0 G.) Gleiches gilt gegenüber dem Schuldner. 
Daß dieſer durch den Suſchlag ſein Grundſtück verliert, 
beruht nicht auf dem in der unrichtigen Feſtſtellung des 
g. G. liegenden Verfahrensmangel. Da die Bieter die 
berorrechtigten Anſprüche in jedem Fall bar zu berich— 
tigen haben, fehlt jeder Anhalt für die Annahme, daß bei 
Aufnahme dieſer Rechte in das g. G. die Derft. ein für 
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den Schuldner günſtigeres Ergebnis bringen würde. Dieſe 
Möglichkeit liegt nach der Lebenserfahrung ſo fern, daß 
fie im Gegenſatz zu der Anſicht des KG. in JW. 1932, 
187 als ausgeſchloſſen erachtet werden darf. Das RG. 
bezeichnet in Höchſtr. Ripr. 1927 Nr. 1345 die Aufnahme 
des Rangvorbehalts des $ 7 Aw. in das g. G. als einen 
dem Schuldner unſchädl. Verfahrensmangel und läßt da- 
mit im Gegenſatz zum KG. die Annahme zu, daß eine 
unrichtige Bildung des g. G. für das Verfahren ohne 
Einfluß ſein kann. Iſt dies der Fall, ſo wird keiner der 
Beteiligten durch den Verfahrensmangel beeinflußt, und 
dieſer ſteht nach 8 84 SDG. der Erteilung des Suſchlags 
nicht entgegen. Wollte man auch bei einer praktiſch be— 
deutungsloſen nachträgl. Änderung der Grundlagen für 
die Bildung des g. G. ſtets den Suſchlag verſagen, ſo 
würde damit die auch von Reinhard-Müller, Anm. XII 
zu § 44 SG. zugegebene Möglichkeit eines Mißbrauchs 
der EinſtBefugnis ohne Not gefördert. Dagegen darf der 
Sufchlag nicht erteilt werden, wenn die nach Schluß des 
VerſtTermins eingetretene Anderung den dingl. Teil des 
g. G. betrifft. Denn eine Benachteiligung nach 8 84 
SG. liegt immer vor, wenn ein dingl. Berechtigter, der 
Anſpruch auf Beſtehenbleiben ſeines Rechts gehabt hätte, 
durch Barzahlung abgefunden werden muß (vgl. Jäckel— 
Güthe, Anm. 2 zu § 84 SG.). 


Das Gebot „für einen noch zu benennenden Dritten“ 
im Zwangsverſteigerungsverfahren gem. 3 BG. 


Don Gerichtsaſſeſſor Dr. Walter Finke, Duisburg. 


In der heutigen Seit der wirtſchaftl. Serrüttung, einer 
Seit, wo die Zwberſt.⸗ und SwDerwaltungsfachen einen 
noch nie dageweſenen Umfang angenommen haben, wirft 
das Beſtreben der in dieſen Sachen Beteiligten, unter den 
veränderten Notverhältniſſen irgendwelche Swecke, ſeien 
es lautere oder unlautere, zu erreichen, neue Fragen und 
Nandhabungen des ZwberſtRechts auf, Erſcheinungen, die 
zwar in der Praxis wiederholt auftauchen, im Schriftt. 
jedoch bisher ſo gut wie gar nicht behandelt ſind. Bier 
iſt es Sache des DerftRichters in der erforderl. Weiſe 
einzugreifen und, ſoweit angängig, auch aufzuklären. 

Eine Grundſtücksgeſ. betreibt aus einer an ſie ab⸗ 
getretenen Hyp. die Swoerſt. Nach Aufforderung zur 
Abgabe von Geboten und vor Derfündung des „Schluſſes 
der Derfteigerung” gibt der „Direktor“ der Geſellſchaft 
folgendes Gebot ab: „50 100 RM. für einen noch zu be- 
nennenden Dritten“. Das Gebot wurde zurückgewieſen 
nach Belehrung des Dertreters der Gef. durch das Ger. 
und bei anfängl. ſtärkſtem Widerſpruch und Drohungen 
des Vertreters und ſeinem Hinweis, daß in mehreren 
anderen ABBezirken ihm ein ſolches Gebot zugelaſſen 
worden ſei. In der Tat ſind in der Folgezeit noch ver— 
ſchiedentl. Gebote der vorſtehenden Art von Dertretern 
von Gef. bzw. auch von öffentl.-rechtl. Inſtituten (Spar⸗ 
kaſſen) abgegeben worden, und zwar auffallenderweiſe 
ſtets nur aus den gleichen Ger Bezirken. Es iſt daher im 
Intereſſe der Rechtspflege und dem allgemein zunehmen- 
den Intereſſe der in SwDerftSachen auftretenden Kreife 
geboten, die Frage der Wirkſamkeit bzw. Unwirkſamkeit 
eines Gebots der oben genannten Art zu erörtern und auf 
den geſetzl. zuläſſigen Weg hinzuweiſen. Über den vor- 
ſtehenden, aus der Praxis entſtandenen Fall ſagt, ſoweit 


feſtſtellbar, das Schriftt., ſogar die größeren Komm. 
(Jaedel-Büthe und Reinhard-Müller) nichts; auch das 
Gef. regelt nicht ausdrücklich den Fall. 

M. E. iſt das genannte Gebot: „Für einen noch zu 
benennenden Dritten“ unwirkſam. An ſich iſt ja nicht zu ver⸗ 
kennen, daß ein Dritter gute Gründe haben kann, zunächſt 
ſeinen Namen nicht zu nennen und daher einen anderen 
als Bieter vorzuſchieben. Zu beachten ſind namentl. die 
Fälle, in denen der Staat oder eine Gemeinde oder eine 


Sparkaſſe das Grundſtück erwerben will, aber befürchten 


muß, daß, falls dies bei der Verſt. bekannt wird, die Ge— 
bote erhebl. über den Wert des Grundſtücks heraufgetrieben 
werden. Hierher gehört auch der Fall, wo jemand im 
Intereſſe eines Dritten, vielleicht eines Abweſenden oder 
ſonſt Verhinderten, als Bieter aufzutreten ſich veranlaßt 
ſieht. (Dal. Mot. zu 8 81 SDG.) Dieſem Bedürfnis hat 
auch das SDG. in 8 81 Rechnung zu tragen geſucht. Hier 
ſind beſtimmte Wege vorgeſchrieben. Es geht aber nicht 
an, aus $ 81 Abſ. 5 etwa die Wirkſamkeit des in Rede 
ſtehenden Gebots herzuleiten. Das erhellt ſchon daraus, 
daß 8 81 5G. überhaupt erſt Anwendung findet auf Er— 
klärungen (für Dritte), die nach „dem Schluſſe der Verſt.“ 
abgegeben werden; es find alſo nach dem SDG. nur 
Wege vorgeſehen, die nach dieſem Seitpunkte beſchritten 
werden können. Erklärt näml. gem. § 81 Abſ. 5 SDG. 
„der Meiſtbietende“ vor der Verkündung des Suſchlags 
im Derft.- oder Verkündungstermin oder in einer öffentl. 
beglaubigten Urkunde, „daß er für einen anderen geboten 
habe“, ſo iſt dieſem der Suſchlag zu erteilen, wenn die 
Vertretungsmacht des Meiſtbietenden oder die Suſtim⸗ 
mung des anderen entweder bei Ger. offenkundig iſt oder 
durch eine öffentl. beglaubigte Erklärung nachgewieſen 
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wird, (8 81 SDG. vgl. Brand-Baur, SwDerft.Sachen 
1950, 266). Es muß ſich alſo um die Erklärung eines 
„Meiſtbietenden“ handeln; deſſen Feſtſtellung iſt eben erſt 
„am Schluß der Verſt.“ mögl. Aus 8 81 Abſ. 5 SG. 
läßt ſich mithin für die Wirkſamkeit eines Gebots „für 
einen noch zu benennenden Dritten“ nichts anführen, 
ebenſowenig wie aus einer ſonſtigen Vorſchr. des Geſ. 
Die Unwirkſamkeit des in Rede ſtehenden Gebots ergibt 
fih m. E. insbeſ. aus der Notwendigkeit der Feſtſtellung, 
daß der Dertretene zum Erwerbe des Grundſtücks imſtande 
ſein muß, z. B. der Prüfung, ob die Genehmigung einer 
Behörde, etwa einer ſtaatl. Aufſichtsbehörde, zum Gebot 
erforderlich iſt. Dieſe Prüfung wäre aber nicht mögl., 
wenn der Dritte nicht benannt wird. Infolgedeſſen könnte 
auch nie der Suſchlag auf ein ſolches Gebot hin erteilt 
werden, da nach $ 82 SDG. im Suſchlagsbeſchl. der Er- 
ſteher namentl. bezeichnet ſein muß. Bat nach Schluß 
der Derft. im Falle des S 81 Abſ. 5 SDG. der Meiſt⸗ 
bietende erklärt, daß er für einen anderen geboten habe 
und iſt die Vertretungsmacht oder die SZuſtimmung des 
anderen offenkundig oder nachgewieſen, oder hat der 
Meiſtbietende nach 8 81 Abſ. 2 SDG. das Recht aus dem 
Meiſtgebot an einen anderen abgetreten und dieſer nach 
Abſ. 2 die Verpflichtung aus dem Meiſtgebot übernommen, 
ſo kommt der andere als Erſteher in Frage und iſt mit 
dem Meiſtbietenden zuſammen im Zuſchlagsbeſchl. 
namentl. zu bezeichnen; nach §8 81 Abſ. 4 SDG. iſt ſogar 
der Meiſtbietende für mithaftend zu erklären. 

Für die Unwirkſamkeit des fragl. Gebots ſpricht auch 
der Umſtand, daß das SDG. nur nach „Schluß der 
Verſt.“ im 8 81 beſtimmte Wege vorgeſchrieben hat, auf 
denen ein anderer als der Meiſtbietende, „ein Dritter“, 
Erſteher werden kann; hieraus folgt, daß vor dem ge— 
nannten Seitpunkt ſolche Möglichkeiten nicht beſtehen. 
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Das hat der Geſetzgeber auch gewollt und hat dies durch 
den genau vorgeſchriebenen Gang und dem Weſen der 
Grundſtücksverſteigerung auch zum Ausdruck gebracht. 
Dor „Schluß der Derſt.“ muß im Falle des Bietens für 
einen Dritten das Dertretungsverhältnis von vornherein 
offen liegen. Das ergibt ſich zweifelsfrei aus 8 21 Abf. 2 
SG. Dies iſt aber gerade zugleich der Unterſchied zu 
§ 81 Abſ. 5 SG., den man als Fall einer verſchleierten 
Vertretung anſprechen kann. (Dal. Brand-Baur § 65 
„verſteckte“ Vertretung eines anderen durch den Meiſt— 
bietenden. S. 261.) Im VerſtTermin ſelbſt muß Flar- 
geſtellt werden, ob der Bietende für ſich oder als Stell- 
vertreter bietet. Bietet er als Stellvertreter, ſo hat er 
feine Vertretungsbefugnis „ſofort nachzuweiſen“, falls 
fie nicht bei Ger. bereits offenkundig iſt. Iſt die Der- 
tretungsbefugnis nicht nachgewieſen oder offenkundig, ſo 
iſt das Gebot zurückzuweiſen. Der Meiſtbietende haftet 
für die Erfüllung des Meiſtgebots perſönl. Auch hieraus 
ergibt ſich, daß Gebote „für einen noch zu benennenden 
Dritten“ als unwirkſam zurückgewieſen werden müſſen. 
Denn auf Grund dieſes Gebots könnte weder der Bietende 
noch der Dritte, der benannt werden ſoll, haftbar gemacht 
werden. Dieſe Gefahr beſteht nicht, wenn der Bietende 
perſönl. bietet und nachträglich, alſo nach Schluß der 
Derft., einen Dritten benennt. Denn im Falle der Er- 
teilung des Zuſchlags haften nach § 81 Abſ. 4 SDG. 
ſolchenfalls beide als Geſamtſchuldner. 

Das hier in Frage ſtehende Gebot „für einen noch zu 
benennenden Dritten“ war daher zurückzuweiſen. Es blieb 
dem Bietenden aber die Möglichkeit, perſönl., im eigenen 
Namen, zu bieten und, falls er als Meiſtbietender hervor— 
ging, gem. 8 81 Abſ. 5 SDG. nach Schluß der Derft. 
bis zur Erteilung des Suſchlages die dritte Perſon zu 
benennen. 


Die Ernte beim Zuſammentreffen von Zwangsverſteigerung 
und Zwangsverwaltung. 


Don Amtsgerichtsrat Dr. Knauff, Droſſen. 


Bei der Immobiliarvollſtreckung in landwirtſchaftl. 
Grdſt., insbef. beim Zufammentreffen von Swangverſt. 
und Swangsverw. gewinnt die Frage, wem die Ernte 
gebührt, unter den heutigen Derhältniffen beſondere Be— 
deutung. Mehr denn je iſt bei der Swangsverſt. die 
Höhe des Gebotes von dieſer Frage beeinflußt. Stellt 
doch die Ernte im Hinblick auf ihre ſchnelle Realiſierbar— 
keit gleichſam bares Geld dar. 

Ausgangspunkt für die Erörterungen mag der nach— 
folgende Streitfall ſein: 8 

Auf Antr. der D-Bank war durch Beſchl. des AG. in R. v. 
7. 4. 51 die Swangsverſt. und die Hwangsverw. des Rittergutes 
B. angeordnet worden. Der Stadtgemeinde D., die der Hwangs— 
verſt. auf Grund des Beſchl. v. 18. 5. 51 und der Swangsverw. 
auf Grund des Beſchl. v. 7. 9. 51 beigetreten war, wurde das 
Grdſt. durch Beſchl. v. 25. 9. 51 zugeſchlagen. Der Suſchlag iſt 
rechtskräftig geworden. Im Seitpunkt des Zuſchlages befand 
ſich auf dem Grdſt. noch die geſamte inzwiſchen vom Halme 
getrennte Ernte. Unmittelbar nach dem DerjtTermin, der dem 
Zuſchlage einige Wochen vorausging, hatte die D-Banf den 
Swangsverwalter erſucht, die während der Swangsverw. ab— 
geernteten Erträgniſſe zu verkaufen und ihr aus dem Erlös die 
vorgeſtreckten Hwangsverwoſten zu erſtatten. Das AG. in R. 
hatte durch Beſchl. v. 3. 9. 51 den Swangsverwalter angewieſen, 


diejenigen Erzeugniſſe zu veräußern, die zur Fortführung der 
Wirtſchaft bis zu der Seit, zu welcher gleiche oder ähnl. Er- 
zeugniſſe vorausſichtlich gewonnen werden, nicht erforderl. ſind. 
Die hiergegen ſeitens der Stadtgemeinde D. erhobene Erinnerung 
wies das AG. gleichzeitig mit der Erteilung des Zufchlages 
durch Beſchl. v. 25. 9. 51 zurück. Auf die Beſchw. der Stadt- 
gemeinde D. hob das LG. in F. diefen Beſchl. durch Beſchl. v. 
5. 10. 51 mit der Begründung auf, daß eine entſprech. An- 
weiſung an den Swangsverwalter nicht mehr erfolgen könne, 
weil die Ernte inzwiſchen im Hinblick darauf, daß fie im Zeit- 
punkt des Zuſchlages noch nicht von dem Grdſt. entfernt ge- 
weſen ſei, in vollem Umfange der Stadtgemeinde D. zugeſchlagen 
worden ſei. Auf die weitere Beſchw. der D-Bank hob das UG. 
durch Beſchl. v. 6. 2. 52 (A. 12 W 10 380/51) den Beſchl. des 
LG. auf und beſtätigte den Anweiſungsbeſchl. des AG. v. 25. 9. 31. 
Das KG. ging hierbei davon aus, daß nur derjenige Teil der 
Ernte, der als Zubehör anzuſprechen ſei, mit zugeſchlagen 
worden ſei. 

Dieſer Standpunkt des M. iſt indes rechtl. nicht halt- 
bar, vielmehr erſcheint die Aufaſſung des LG., daß die 
geſamte Ernte zugeſchlagen worden ſei, zutreffend. Hierzu 
gelangt man auf Grund folgender Erwägungen: 


Auszugehen war davon, daß die Ernte, als die Be- 
ſchlagnahme des Grdſt. erfolgte (2. 3. 51), ſich noch auf 
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dem Halme befand. Wäre ledigl. die Swangsverſt. an- 
hängig geworden, fo kann nicht zweifelhaft fein, daß fich 
die Beſchlagnahme auf die gefamte auf dem Halme be- 
findl. Ernte als weſentl. Beſtandteil des Grdſt. mit⸗ 
erſtreckte (8 21 Abſ. 1, $ 20 Abſ. 2, 1120 BGB.). Durch 
die ſpätere Trennung der Früchte vom Halm wurde die 
Beſchlagnahmewirkung als ſolche nicht beeinflußt. Die 
Früchte blieben vielmehr unbeſchadet des Eigentums= 
erwerbes des GrdſtEigentümers unter Beſchlag. (vgl. 
Reinhard⸗Müller, Großer Komm. z. S0 G., 5. u. 4. Aufl. 
1051 zu 8 20 5D G. Anm. IV 4). Gleichwohl hätte aller- 
dings der Eigentümer und Schuldner über die Ernte in 
gewiſſem Umfange — näml. innerhalb der Grenzen einer 
ordnungsgemäßen Wirtſchaft — auch dem betreibenden 
Gläub. gegenüber wirkſam verfügen können (88 25 
Abſ. 2, 24 SG.). Ausgenommen von der Derfügungs- 
befugnis war hiernach ledigl. der zur Fortführung der 
Wirtſchaft erfordert. Teil der Ernte d. h. der als Zubehör 
i. S. des § 98 Ziff. 2 BSB. anzuſprechende Ernteteil. 
Machte der Schuldner von feiner Derfügungsbefugnis 
keinen Gebrauch, fo erſtreckte ſich der Zuſchlag auf die 
geſamte Ernte (8 55 Abſ. 1 SD.). 

Es bleibt nunmehr in bezug auf den vorgeſchilderten 
Streitfall zu prüfen, welche Folgerungen ſich daraus er— 
geben, daß gleichzeitig neben der Swangsverſt. die 
Swangsverw. angeordnet wurde. 

Beide Derfahren laufen grundſätzl. völlig ſelbſtändig 
und getrennt nebeneinander her (vgl. Reinhard-Müller 
a. a. O. zu §8 157 FDG. Anm. V). Das RE. bezeichnet 
in der Entſch. RGS. 64, 418 die Verbindung beider Doll- 
ſtr Maßnahmen als „rein äußerliche“. Auch wenn man 
mit Schneider, DJS. 1907, 1119, dieſen Standpunkt des 
RG. im Hinblick auf gewiſſe Wechſelwirkungen beider 
Verfahren für zu weitgehend erachtet, ſo iſt doch davon 
auszugehen, daß der Umfang der Beſchlagnahme im 
Swangsverſt Verf. nicht von vornherein durch den Um— 
ſtand, daß ein Swangsverwber. nebenherläuft, beein- 
flußt werden kann. Dies gilt ohne Rückſicht darauf, ob 
die Swangsverw. vorher, gleichzeitig oder nachher ein- 
geleitet worden iſt. Ein Rangverhältnis beider Verfahren 
zueinander beſteht nicht. Auch der Umſtand, daß der 
geſetzl. Umfang der Beſchlagnahme im Swangsverwberf. 
gem. § 198, 50G. regelmäßig weiterreicht, weil die 
Swangsverſt. ihrem Weſen nach ledigl. auf Befriedigung 
aus der Subſtanz, die Swangsverw. indes auf Befriedi— 
gung aus den Erträgniſſen geht, iſt ohne unmittelbaren 
Einfluß auf den Umfang der Beſchlagnahme im Zwangs- 
veritDerf. 

Hieraus ergibt ſich in bezug auf vorl. Streitfall, daß 
die Beſchlagnahme ſowohl im Swangsverwberf. als auch 
im SwangsverſtVerf. die geſamte auf dem Halme be- 
findliche Ernte umfaßte. (8 20 Abſ. 2 0G. i. Derb. m. 
8 1120 BGB., § 21 Abſ. 1 SDG. — SS 146, 148 Abſ. ! 
S. 1 SG.). Eine mittelbare, praktiſch allerdings ſehr 
bedeutſame Einwirkung der Swangsverw. auf die 
Swangsverſt. ergab ſich ledigl. durch die Beſt. der 
ss 148 Abſ. 2, 152 Abſ. 1 SG., wonach dem 
Schuldner die Verwaltung und Benutzung des Grdſt. 
entzogen und dem Verwalter mit der Aufgabe, die 
für die Verwaltung entbehrlichen Nutzungen in Geld 
umzuſetzen, übertragen wurde. Kraft dieſer Nechts- 
ſtellung war nunmehr der Verwalter befugt und dem 
Gläub. gegenüber auch verpflichtet, an Stelle des Schuld- 
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ners denjenigen Teil der Ernte, der nicht als Zubehör 
anzuſprechen war, zu verſilbern und ihn damit der Be— 
ſchlagnahmewirkung im SwangsverftDerf. zu entziehen. 
Da dies indes bis zum Seitpunkt des Zuſchlages (25. 9. 51) 
nicht geſchehen war, jo ging mit dem Fuſchlage die ge— 
ſamte Ernte, auch ſoweit ſie nicht Zubehör darſtellte, in 
das Eigentum der Stadtgemeinde D. als Erſteherin über 
(S 90 SD G.). Die Rechtslage iſt hierbei keineswegs 
anders als in dem Fall, wenn die Swangsverſt. allein 
anhängig geworden wäre. Die im Beſchl. des KG. v. 
6. 2. 52 enthaltene, den amtsgerichtl. Beſchl. beſtätigende 
Anweiſung an den Derwalter den entbehrl. Teil der 
Ernte zu verſilbern, hätte hiernach nicht mehr ergehen 
dürfen, da einer derartigen Anweiſung der Eigentums- 
erwerb der Erſteherin entgegenſtand. . 

Nur in ſcheinbarem Widerſpr. zu dem hier gewonnenen Er— 
gebnis dürfte die Bem. bei Reinhard⸗Müller a. a. O. zu $ 55 
SDG. Anm. III 4 ftehen. Hier heißt es wörtl.: „Beſteht neben 
der Swangsverſt. eine Swangsverw., jo gehören die nach der 
Beſchlagnahme bis zum Zufclag getrennten Erzeugniſſe zur 
SwangsverwMaſſe und ſind vom Swangsverwalter für dieſe 
zu erheben und zu verſilbern.“ Hiermit ſoll offenbar nur zum 
Ausdruck gebracht werden, daß im Regelfalle eine etwa nebenher— 
laufende Beſchlagnahme im ZwangsverftDerf. praktiſch nicht 
zur Auswirkung gelangt, weil der Dermwalter die Erzeugniſſe 
auf Grund der Beſchlagnahme im Swangsverwberf. für dieſes 
pflichtgemäß durch Derfilberung zu verwerten hat. Das die zit. 
Bem. in dieſem Sinne zu verſtehen iſt, dürfte ſich überdies auch 
aus den Erläut. zu 8 152 SDG. Anm. II 5 a. a. O. ergeben, wo 
geſagt iſt, daß der Verwalter durch die Veräußerung die bis 
zum Zufchlag erhobenen Früchte „beſchlagfrei“ mache, d. h. doch 
wohl beſchlaͤgfrei von der Beſchlagnahme im nebenherlaufenden 
Swangsverſt erf. Sodann heißt es weiter unten wörtl.: „Der 
Käufer der Früchte wird Eigentümer und der Erſteher kann 
durch den Zufchlag Eigentum daran nicht mehr erlangen.“ 

Das hier gewonnene Ergebnis, wonach die geſamte 
Ernte der Stadtgemeinde D. zugeſchlagen worden iſt, mag 
zunächſt überraſchen und der Beſchl. des AG. iſt offenbar 
in erſter Linie dem Beſtreben entſprungen, die bereits 
vor dem Suſchlag von der D-Bank geforderte Verwertung 
der Ernte für die SwangsverwMaſſe zu ermöglichen. 
Indes iſt zu erwägen, daß eine Schädigung der D-Bank 
auch von dem hier gewonnenen Ergebnis aus nicht ein- 
getreten ift, da fie ihre im SwangsverwDer. entſtandenen 
Unkoſten in der Swangsverſt. mit dem Vorrecht aus & 10 
Ziff. 1 SDG. rechtzeitig zur Anmeldung gebracht hatte. 
Weiter war zu erwägen, daß die Stadtgemeinde D. bei 
ihrem Gebot von der Erwartung ausgegangen iſt, daß 
ihr die geſamte Ernte mitzugeſchlagen werden würde. 
Da die Swangsverw. noch bis zum Suſchlag fortdauerte, 
fo war zwar der Swangsverwalter auch noch in der Seit 
zwiſchen dem VerſtTermin und dem Zuſchlage befugt, 
den Überſchußteil der Ernte zwecks Abdeckung der von 
der D-⸗Bank gezahlten Vorſchüſſe zu veräußern. Nun war 
aber im DerftTermin ſeitens der D-Bank als Koſten der 
Swangsverw. ein Pauſchalbetrag von 50000 RM. zur 
Anmeldung gelangt, und zwar 32 000 RM. tatſächlich 
geleiftete Koften und 8000 RM. vorausſichtl. weiter ent- 
ſtehende Koſten, und die Anmeldung war in voller Höhe 
zugelaſſen worden, ohne daß die Möglichkeit der Ver— 
wertung der Ernte zwecks Abdeckung der Koſten der 
Swangsverw. erörtert worden war. Indem das Dollitr- 
Ger. auch die Anmeldung von 8000 RM. vorausſichtl. 
weiteren Koſten der SHwangsverw. zuließ, ging es offen⸗ 
bar ſelbſt davon aus, daß die SwangsverwMaſſe Ein⸗ 
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künfte in der Zeit bis zum Suſchlage nicht mehr hergeben 
würde. Bei dieſer Sachlage durfte auch die Stadt- 
gemeinde D. bei Abgabe ihres Gebotes davon ausgehen, 
daß eine Verwertung der Ernte — etwa wegen der Kürze 
der Seit bis zur Erteilung des Zuſchlages — nicht mehr 
in Betracht gezogen war (vgl. hierzu RGS. Bd. 41 
S. 524). 

Der Streitfall gewinnt eine beſonders intereſſante Note noch 
durch folgenden Sachverhalt: Die Erſteherin, Stadtgemeinde D., 
hatte ihr Gebot darauf abgeſtellt, eine für ſie auf dem Grdſt. 
eingetragene Hyp. von 57500 RM. auszubieten. Das Gebot 
umfaßte im übrigen u. a. als bar zu zahlenden Teil des geringſten 
Gebotes den von der D-Bank gem. § 10 Siff. 1 SDG. zur rang— 
erſten Stelle angemeldeten Betrag von 50 000 R. Im Range 
hinter der Hyp. der Stadtgemeinde D. folgten zwei Hyp. der 
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D-Banf in Höhe von 60 000 RM. und 22 000 RM., in die die 
Stadtgemeinde mit dem Meiſtgebot nicht hineingeboten hatte. 
Die Auswirkung des kammergerichtl. Beſchl. wäre die, daß die 
D-Banf noch im Rahmen der Swangsverw. möglicherweiſe volle 
Befriedigung wegen ihrer Auslagen aus dem Erlös der Ernte 
erlangte. Damit wäre ihre in der Swangsverſt. erfolgte An- 
meldung gegenſtandslos geworden, mit der weiteren Folge, daß 
die D⸗Bank in Höhe des an der erſten Rangſtelle frei gewordenen 
Betrages durch Vachrücken im Derteilungstermin mit ihren 
nicht ausgebotenen Hyp. zur Hebung gelangte. Ein offenbar 
unbilliges Ergebnis, das vermieden wird, wenn man ſich zu 
der hier vertretenen Anſicht bekennt, daß der Stadtgemeinde D. 
die volle Ernte mitzugeſchlagen worden iſt. Alsdann bewendet 
es dabei, daß die D-Bank unter Ausfall ihrer nicht ausgebotenen 
Hyp. in der Swangsverſt. ledigl. wegen ihrer Auslagen mit der 
Rangitelle des 8 10 Siff. 1 SDG. zur Hebung gelangt. 


Umfchau 


Aus dem Oſten des Reiches. 
(Brief vom November 1952.) 


Die vom Oberlandesgerichtsbezirksverband Oſtpreußen des 
Preuß. Richtervereins und der Arbeitsgemeinſchaft der Richter- 
vereine rechts der Weichſel alljährlich veranſtalteten Richter— 
tagungen in einzelnen Landgerichtsbezirksverbänden unter be— 
währter Führung des Vorſitzenden LED. Dr. Schiemann, 
Königsberg (Pr.) und des Organifators der oſtpreußiſchen 
Richtervereine SED. Dr. Wiedenhoeft, Königsberg (Pr.), 
find zu traditionellen Veranſtaltungen geworden. 

Die Notwendigkeit und der Erfolg derartiger Tagungen an 
wechſelnden Tagungsorten ergeben ſich zwingend aus den oſt— 
preußiſchen Sonderverhältniſſen. Die weiten Gebietsräume, die 
vielfach ſtarke Abgeſchiedenheit oſtpreußiſcher Provinzrichter und 
die recht unterſchiedlichen Verhältniſſe wirtſchaftlicher, kultu— 
reller und grenzpolitiſcher Art in den einzelnen Bezirken er⸗ 
ſchweren den Austauſch von Erfahrungen, machen ihn aber 
beſonders wertvoll. So wurden in den letzten Jahren die Grenz— 
kreiſe Inſterburg, Gumbinen, Goldap (Rominten) beſucht, 
ſodann das Gebiet des oberländiſchen Kanals mit Pr. Holland, 
Oſterode, Dt. Eylau und im letzten Jahre Maſuren mit Anger- 
burg, Lötzen, Nikolaiken, Rudzanny, Sensburg. Stets wohnten 
Danziger Richter dieſen Tagungen bei. Mit beſonders froher 
Erwartung wurde im vergangenen Sommer die Richterfahrt 
nach Danzig angetreten. Mit vollem Erfolg kann von ihr 
berichtet werden. 

Die Danziger Richter, auf Vorpoſten deutſcher Rechtspflege 
geſtellt, haben in der ihnen auferlegten Abgeſchiedenheit dieſes 
deutſche Richtertreffen beſonders dankbar begrüßt und haben 
unter trefflicher Organiſation ihres Vorſitzenden AGR. Preuß, 
Danzig, und unter des damaligen Danziger Gerichtspräſidenten 
GO IR. Dr. Cruſen tätiger Förderung dieſes allen Teil- 
nehmern in vorzüglichſter Weiſe zum Ausdruck gebracht. Un- 
vergeßlich eindrucksvolle Stunden waren den Gäſten bereitet, 
umweht von altem deutſchen Hanſeatengeiſt, aber auch erfüllt 
von mancher ernſten Erkenntnis der ſchweren wirtſchaftlichen 
und politiſchen Sorgen der Freien Stadt Danzig, die in einem 
verzweifelt ungleichen Ringen, aber feſt entſchloſſen bei völker⸗ 
rechtlichen, meiſt unzulänglichen Inſtitutionen ihre einſt feier— 
lich verbrieften Rechte zu wahren ſucht und ſich doch des ſchweren 
wirtſchaftlichen Niederganges nicht erwehren kann. Die Akti- 
vierung der polniſchen 150-kKkm-Hüſte, der moderne Handels- 
und Kriegshafen Gdingen als Blutſauger am Danziger 
Wirtſchaftsleben, die immer wieder überraſchend ſchnell ge— 
ſpannte politiſche Lage, das alles hat eine faſt ſtändige Hoch— 
ſpannung in Danzig ausgelöſt, die für das Deutfchtum des 
Oſtens von ſchwerſter Bedeutung wird. Kurz vor der Richter— 
tagung war die polniſche „action directe“ mit dem angekün⸗ 


digten Einlaufen des polniſchen Kanonenbootes Wicher erfolgt; 
nach wenigen Tagen follte der Beſuch eines deutſchen Flotten⸗ 
geſchwaders ſtattfinden, und Polen als diplomatifcher Vormund 
Danzigs zögerte immer noch mit der diplomatiſchen Weitergabe 
der ſeit langer Zeit in Warſchau liegenden Flottenbeſuchs— 
anzeige des Deutſchen Reiches! Englands Flotteneinheiten lagen 
in Danzig und Gdingen, auf Weſterplatte ſahen wir die braunen 
Uniformen der polniſchen Wachtruppe und das Bajonett der 
Poſten. Sinnlos und verlaſſen lag der mit ſchweren Millionen 
auf Danzigs Koften erbaute polniſche Munitionsumſchlaghafen. 
Im Hafengebiet weht die Flagge des Hafenausſchuſſes, ein 
polniſch⸗Danziger Flaggenkompromiß. Der Hafenausſchuß mit 
einem Präſidenten ſchweizeriſcher Nationalität muß von Danzig 
mit finanziert werden. Das alles trotz Gdingen! Das herrliche 
Soppot, einſt überſchwemmt von Polen, heute zugunſten 
Gdingens von ihnen boykottiert, harrte der deutſchen Kurgäſte. 
Praftifches nationalpolitiſches Denken in deutſchen Landen 
könnte hier manche Hilfe bringen. Wo ein fo mannhafter Geiſt 
in der Führung der Staatsgeſchäfte, in der wehrfähigen Jugend 
und in der Studentenſchaft herrſcht wie in Danzig, dorthin 
müſſen ſich aus dem Reich immer wieder über die Grenzpfähle 
hinweg neue Bande knüpfen, die Danzig helfen und nützen 
können. 

Der Richtertagung Höhepunkt war es denn auch, als nach 
vorangegangenem Empfang einer Richterabordnung durch den 
Präfidenten des Senates der Freien Stadt Danzig Dr. Sie hm, 
der Vorſitzende der Tagung LED. Dr Schiemann, Königs- 
berg (Pr.), im feſtlichen alten Rathauſe beim feierlichen Emp— 
fangsabend des Senates Sinn und Sweck der Tagung etwa wie 
folgt zum Ausdruck brachte: Deutſche Richter ſeien nach Danzig 
gekommen, um mit Genugtuung feſtzuſtellen, daß in Danzig 
deutſches Recht von deutſchen Richtern in deutſcher Sprache 
geſprochen werde. Der Wunſch brenne jedem deutſchen Juriſten 
im Herzen, daß es immer jo bleibe. Wenn Danzig auch für 
vielfach erlittene Ungerechtigkeiten keine irdiſchen Richter fände, 
die dem Recht zum Siege verhelfen, ſo ſei zu betonen, daß durch 
Unrecht niemals Recht werde. 

Es war ein beſonderes Erleben dieſer Tagung, daß bei An— 
ſprachen, Vorträgen und Geſprächen mannhaft deutſche Worte 
freier zur Geltung kamen, als wir das innerhalb unſerer eigenen 
Grenzpfähle gewohnt find. Der Tagung kam neben der national— 
politiſchen Sielſetzung inſofern eine erhöhte ſtandespolitiſche 
Bedeutung zu, als zahlreiche Teilnehmer aus dem OSG.-Bezirks⸗ 
verband Stettin über See nach Danzig gekommen waren. Der 
Dorfigende des Preuß. Richtervereins SED. Dr. Schmidt, 
Berlin, der Dorfigende der Arbeitsgemeinſchaft Oſt im Preuß. 
Richterverein LED. Burczek, Berlin, SED. Nebesky 
als Vertreter des Oberlandesgerichtsbezirksverbandes Breslau 
und die LGpräſidenten Dr. Ernſt, Allenſtein, Lerche, 
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Bartenſtein, Doelder, Braunsberg, nahmen an der Tagung 
teil, ſowie eine größere Anzahl Gberſtaatsanwälte und Senats— 
präſidenten ſowie der Dorfizende des Preuß. Aſſeſſorenbundes 
GA. Dr. Seidel. Die Beratungen waren zum erheblichen Teil 
ausgefüllt mit Referaten und Ausſprachen über die Not des 
juriſtiſchen Nachwuchſes. 

Daß neben allen offiziellen Veranſtaltungen noch Seit und 
Gelegenheit blieb, Danzigs wundervolle Baudenkmäler und 
Uunſtſchätze zu bewundern, daß reizende geſellige Deranital- 
tungen im Programm vorgeſehen waren, wird die dankbare 
Erinnerung an die Danziger Tage bei allen Teilnehmern und 
deren Damen nur verſchönen. Wir grüßen Danzig! 

Sum Memelland werden die deutſchen Bindungen fühlbar 
geringer. In der Juſtiz des Memellandes mit ihrem abſetz— 
baren Richtertum ſind nach allem, was gelegentlich aus dem 
Memelland herüberſchallt, die Zuſtände mit früheren deutſchen 
Juſtizverhältniſſen kaum noch zu vergleichen. Der Einfluß von 
Howno hat geſiegt. 

In Oſtpreußen ſelbſt vollzieht ſich eine Umwertung aller 
Dinge, deren Ausmaß der Außenſtehende nicht ahnt. Der Richter 
waltet ſeines Amtes in den vorgeſchriebenen Formen des Ge— 
ſetzes; aber in ſeinem Innern regt ſich oft die Frage, ob es 
nicht zweck- und ſinnlos ſei, Urteile zu verkünden, die niemals 
mehr vollſtreckt werden, oder den Boden der Heimat neu zu 
geſtalten durch die Grundbucharbeiten bei Aufſiedelungen, wenn 
Siedler unter heutigen Agrarverhältniſſen bald erliegen müſſen, 
oder durch Perſteigerungen meiſt ſchuldloſe Menſchen von Haus 
und Hof zu bringen, die noch dazu oft auf Lebenszeit mit hohen 
perſönlichen Schulden beladen von ihrem Beſitz gehen. Wer 
kann dieſe Dinge jetzt noch meiſtern, wo über allen geſetz— 
geberiſchen Maßnahmen der letzten Jahre und der letzten Zeit 
die anklagende Überſchrift „Zu ſpät“ erſcheint? Das rafende 
Tempo des Wirtſchaftszerfalls iſt letzten Endes auch der Grund 
für das oft beklagte Derfagen der Gſthilfe. Ein Ausſpruch 
eines im Unglück wenigſtens noch humorvoll gebliebenen braven 
oſtpreußiſchen Bauern beleuchtet das treffend, wenn er ſagte: 
„Vor zwei Jahren habe ich keine Oſthilfe bekommen, weil ich an- 
geblich noch lange nicht ſanierungsbedürftig war, jetzt bekomme 
ich keine Oſthilfe mehr, weil ich nicht mehr ſanierungsfähig 
bin!“ Die Provinz iſt das Gpfer einer verfehlten Agrarpolitik 
der Nachkriegszeit, deren Folgen man für Oftpreußen nicht 
ſehen wollte. Ein Berliner viel geleſenes demokratiſches Blatt 
ſchrieb bei den erſten Oſthilfemaßnahmen vor Jahren, die Oft- 
hilfe ſei nur zu betrachten als vorbereitende Maßnahme, um 
den oſtelbiſchen Großgrundbeſitz finanziellegrundbuchlich zu be- 
reinigen zur Erleichterung der notwendigen Serſchlagung des 
Großgrundbeſitzes. Wenn man unter Großgrundbeſitz die Be- 
triebe von 800 bis 2000 Morgen verjtehen will, dann hat dieſe 
Berliner Preſſeſtimme recht behalten; in dieſen Kreifen hat das 
Schickſal ſchlimm gewütet. Darüber hinaus iſt aus der Berliner 
Prophezeiung inſofern traurige Wahrheit geworden, als auch 
die großbäuerlichen Betriebe und die Bauernbetriebe in großem 
Umfange zum Erliegen gebracht worden ſind. Die wirklich 
großen Grundbeſitzungen, die in Oſtpreußen allerdings entgegen 
allgemeiner Vorſtellung fo ſelten find wie die Roſinen in einem 
ſchlechten Kuchen, find bisher, von einigen Ausnahmen ab- 
geſehen, in den Händen ihrer Beſitzer geblieben, weil dieſe ſich 
bisher durch meiſt erhebliche Eingriffe in die Subſtanz (Wald- 
oder Landverkäufe), wenn auch unter ſchweren Dermögens- 
einbußen, dem Verhängnis der Entwurzelung entziehen konnten. 

Manches wäre vielleicht in Oſtpreußen wirtſchaftlich zu 
meiſtern geweſen, wenn die Oſthilfe von vornherein ent- 
politiſiert geweſen wäre. Das zunächſt arbeitende politiſche 
Syitem führte zwangsläufig zu ſchwerſten Ungerechtigkeiten. 
Der ſpäter dann einſetzenden ſachlich eingeſtellten Arbeit der 
Oſthilfebehörden war bei dem raſenden Tempo der Ereigniſſe 
und den dann ſich überſtürzenden geſetzgeberiſchen und organi— 
ſatoriſchen Maßnahmen ein Erfolg durch individuelle Hilfs- 
maßnahmen im weſentlichen Umfang nicht mehr beſchieden, 
weil die Agrarpolitik verſagte. Es mag dahingeſtellt bleiben, 
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ob eine frühzeitige Einſchaltung der mit Land und Leuten ver- 
trauten oſtpreußiſchen Richterſchaft in die Oſthilfebehörden 
— ähnlich wie 1914 bei Feſtſtellung der Kriegsſchäden — nicht 
die gröbſten Ungerechtigkeiten vermieden hätte, die ſich aus dem 
Oſthilfeproblem jetzt als Ergebnis zeigen, ganz zu ſchweigen 
von Vorkommniſſen, die der Reichsrechnungshof in feiner Denk— 
ſchrift zur Oſthilfe gekennzeichnet hat und die erkennen laſſen, 
daß bei den neu geſchaffenen Gſthilfebehörden die Perſonal— 
ausleſe offenbar vielfach im argen gelegen haben muß. Jungen 
Aſſeſſoren und landfremden Funktionären zentraler Geldinſtitute 
wie der Preußenkaſſe waren vielfach exiſtenzentſcheidende Maß⸗ 
nahmen in die Hand gegeben. Es gibt in Gſtpreußen viele 
Menſchen und Familien, die einer ſtaatsnotwendigen Gerechtig— 
keit in der Oſthilfe nicht teilhaftig geworden find. Schließlich 
beſchränkte man ſich nur noch auf das Vorbeugen und ging 
achtlos hinweg über die ſchuldlos Geſcheiterten und Entwurzelten, 
deren Unglück darin beſtand, daß fie vielleicht im ärmſten Grenz— 
kreis ihre Heimat hatten, daß die Scholle mager war, auf der 
ſie ſaßen und das Schickſal ſie deshalb am früheſten in das 
Verhängnis gezwungen hatte. Genau ſo ungerecht wirkt ſich 
das neue Dermittlungsverfahren für Oſtpreußen aus. Wenn 
das Sicherungsverfahren wegen mangelnder Entſchuldungs⸗ 
fähigkeit durch Beſchluß der Landſtelle aufgehoben oder ab— 
gelehnt worden iſt, iſt für das Dermittlungsverfahren kein 
Raum. Da der Beſchluß der Landſtelle ein nicht nachprüfbarer 
Verwaltungsbeſchluß iſt, eine Vermittlung durch eine vom 
Gericht beſtellte private Vermittlungsperſon aber ficherlich oft 
noch eine Sanierung finden ließe, die den Beſitz der Scholle 
ſichert, andererfeits aber Betriebe, die bereits Oſthilfe ein- oder 
ſogar mehrmals erhalten haben, das Dermittlungsverfahren in 
Anſpruch nehmen können, um fich notfalls noch einmal zu 
ſanieren, iſt es ſchwer, vom Standpunkt der Gerechtigkeit aus 
für dieſe Dinge Verſtändnis aufzubringen. 

Das Bild wäre unvollkommen gezeichnet, wenn nicht die 
ſchwere Gläubigernot betont würde, die in Oſtpreußen durch 
die wirtſchaftliche Entwickelung und die geſetzgeberiſchen Maß— 
nahmen ausgelöſt worden iſt. Oſtpreußen wird auch nach 
Beſſerung der Verhältniſſe noch auf lange Seit die Folgen 
ſpüren in einer geſteigerten Zurückhaltung der Kealkredite, was 
ſchon in guten Seiten ein empfindlicher Nachteil oſtdeutſcher 
Wirtſchaft war. Es mutet paradox an, daß ſich in einer Pro— 
vinz, in der alles von der Landwirtſchaft im Grunde genommen 
lebt, ein Gläubigerverband der Gſthilfegläubiger bilden konnte, 
der aber durchaus feine Berechtigung hat. Es iſt leider keines 
wegs fo, daß die Dithilfegelder immer in Oſtpreußen verbleiben. 
Die Gläubiger der geſcheiterten und unterſtützten Betriebe 
könnten Kapitalverlufte ſchließlich allenfalls verſchmerzen, wenn 
die Oſthilfegelder im Lande blieben, um Wirtſchaft und Handel 
anzuregen. Wer tiefer hineinfieht in die wirtſchaftlichen Zu- 
ſammenbrüche größerer Betriebe landwirtſchaftlicher, gewerb— 
licher oder insbeſondere genoſſenſchaftlicher Art, der erkennt 
unſchwer, daß Pithilfegelder in erheblichem Maße zentralen 
Geldinſtituten direkt oder indirekt zugute kommen und daß 
auf dieſe Weiſe oft erhebliche Summen ſofort aus der Provinz 
ins Reich in die Berliner Zentralkaſſen zurückwandern, während 
landanſäſſige Gläubiger ſich mit einer ſtark gekürzten Quote 
begnügen müſſen. Wer weiß, wie die zentralen Stellen rück— 
ſichtslos und frühzeitig alle nur möglichen Sicherungen und 
vorhandenen Werte in ihre Hand zu bringen wußten, kann die 
Erbitterung der landanſäſſigen Gläubigerkreiſe nur zu gut 
verſtehen. 

Die Gerechtigkeit erfordert, daß dieſe Geſichtspunkte bei der 
heute häufigen Erörterung oſtdeutſcher Probleme nicht gänzlich 
außer Beachtung bleiben. 

Amts- und Landgerichtsrat Jän z, Königsberg (Pr.). 


Rundfunkrecht und Rundfunkſtörungen. 


waren der Gegenſtand eines Vortrages, den Prof. Dr. Liſt, 
Darmſtadt, vor der Juriſtiſchen Geſellſchaft in Frankfurt 
a. M. hielt, die damit die Reihe ihrer regelmäßigen Vorträge 
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im Winter wieder aufgenommen hat. L., der in zahlreichen 
Schriften und Abhandlungen auf dem Gebiete des Funkrechts 
hervorgetreten iſt, wies gleich zu Beginn ſeines Vortrages 
darauf hin, daß ſeine Stellungnahme zu den einzelnen Fragen 
ſtark angegriffen werde. Daher war er bemüht, dem im Funk- 
recht nicht bewanderten Juriſten eine Anſchauung von ſeinem 
Syſtem des Funkrechts zu geben. Er ſtellte dabei den Rund- 
funk, im Gegenſatz zum Funkdienſt mit beſtimmten Empfangs- 
ſtellen, in den Mittelpunkt der Erörterung. 

Techniſch ſei der Rundfunk zwar ein Anhängſel der Reichs⸗ 
poſt, möge er auch in Art. 88 NRDerf., der die verfaſſungs⸗ 
mäßige Grundlage für die Stellung der Reichspoſt bildet, nicht 
erwähnt fein. Materiell ſei aber der Rundfunk eine Kultur- 
angelegenheit, deren Regelung durch ein internationales Recht 
ſich gerade wegen der Verſchiedenheit der kulturellen Belange 
der einzelnen Nationen nicht empfehle. L. wies nach, wie 
man wegen der Mängel der geſetzlichen Grundlagen genötigt 
geweſen ſei, das Rundfunkrecht an Hand veralteter Beſtim— 
mungen aufzubauen. Infolgedeſſen ſei es wiederholt erforder— 
lich geweſen, Vorſchriften zu erlaſſen, die materiell dem gelten- 
den Recht widerſprächen, im Intereſſe der Allgemeinheit aber 
notwendig geweſen ſeien. Erſt in letzter Seit ſind Anſtalten 
getroffen, den Mangel abzuſtellen, indem man der Reichspoſt 
nur die Regelung der techniſchen Seite überließ. 

Anſchließend erörterte L., welche Stellung der Juriſt bei 
der rechtlichen Beurteilung von Fragen der Technik einzunehmen 
habe. Das alte Recht habe ſich mit Individuen befaßt, während 
in der Gegenwart die Maſſen im Mittelpunkt des Rechts⸗ 
lebens ſtänden. Gegenſtand des Rechts ſei nicht mehr ein im 
Einzelfall beſtehender Zujtand, ſondern die Funktion der ein- 
zelnen Glieder der Umwelt. Demzufolge trete die Perſon als 
Objekt und Subjekt des Rechts in den Hintergrund gegen— 
über dem Betrieb und ſeiner Funktion. Man habe es, techniſch 
geſprochen, nicht mehr mit der Statik, der einmal beſtehenden 
juriſtiſchen oder natürlichen Perſon, ſondern mit der Dynamik, 
der Bewegung von Energien und Maſſen, zu tun. Demzufolge 
müſſe der Juriſt bei der Erörterung von Rechtsfragen, die an 
techniſche Gegebenheiten anknüpfen, ſtets den Techniker zu Rate 
ziehen und ſich zunächſt mit ſeiner Gedankenwelt ähnlich ver— 
traut machen, wie mit den juriftifchen Tatſachen. L. ließ 
demgemäß auch ſeinen techniſchen Aſſiſtenten zunächſt über 
den gegenwärtigen Stand der Rundfunktechnik berichten, ehe 
er ſich des Näheren dem Recht der Rundfunkſtörungen zu— 
wandte. 

Bei der Frage, wie ſich der einzelne rechtlich der Störung 
feines Empfanges erwehren könne, ſei von 8 25 FAG. aus- 
zugehen. Bei der augenblicklichen Entwicklung der Technik ſei 
es möglich, an dem Empfangsapparat verſchiedene Verbeſſerungen 
anzubringen, die in vielen Fällen zur Beſeitigung der Störung 
ausreichten. Da es ſich nun bei der Störung des Empfangs 
nicht um eine Beeinfluſſung des Empfangsapparates oder der 
Rechte des Rundfunkteilnehmers an dieſem Apparat oder den 
Räumen, in denen er aufgeſtellt ſei, handele, ſondern — im 
Sinne der vorhergegangenen Darlegungen über die rechtliche 
Beurteilung techniſcher Fragen — eine Störung des Empfangs- 
betriebes vorliege, könne der geſtörte Empfänger von dem 
Störer Beſeitigung der Störung nur dann verlangen, wenn 
er ſelbſt alles in ſeiner Macht Stehende getan habe, um ſich 
einen ungeſtörten Betrieb feines Empfangsapparates zu gewähr⸗ 
leiſten. Nur wenn eine Beſeitigung der Störung am Emp— 
fangsapparat nicht möglich ſei, könne überhaupt ein Anſpruch 
aus 8 25 FAG. beſtehen. L. faßt dieſe Auffaſſung in dem 
Satz zuſammen: Rundfunkſtörungen im Rechtsſinne „ſtellen ſich 
als Betriebsſtörungen dar, die eine Rundfunkempfangsanlage 
treffen, weil die ſtörende Anlage nicht alle ihr obliegenden 
Möglichkeiten erfüllt hat, während die geſtörte Anlage allen 
phyſikaliſch und techniſch im Einzelfall möglichen Anforderungen 
genügt“. Mit Rüdficht darauf, daß, techniſch geſehen, nicht 
eine Störung des Betriebs des Empfangsapparates vorliege, 
könnten Beſtimmungen des BGB. nicht zur Begründung eines 
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Anſpruchs auf Beſeitigung der Störung herangezogen werden. 
Vielmehr ſei $ 25 FAG. als Sondernorm anzufehen. 

L. hatte zu Beginn ſeines Vortrages gebeten, von einer 
Kritik von Einzelheiten Abſtand zu nehmen und in der Bes 
ſprechung bei einer Kritik ſeinem Syſtem ein anderes ent⸗ 
gegenzuſetzen. Eine Beſprechung kam daher nicht zuſtande. 


Juriſtiſcher und wirtſchaftlicher 
Treuhandbegriff. 


In der Berliner Juriſtiſchen Geſellſchaft ſprach hierüber 
Prof. Dr. Klauſing, Frankfurt a. M., unter beſonderer 
Berückſichtigung der berufsmäßigen Treuhandſchaft. Er ſetzte 
ſich in Gegenſatz zur Rechtſprechung, die das Treuhandverhältnis 
(Tr.) grundſätzlich von ſonſtigen Fällen mittelbarer Stell— 
vertretung unterſcheidet und nur dort anerkennt, wo der Treu— 
geber ein beſtimmtes Vermögensſtück einem anderen zu treuen 
Händen anvertraut. Dieſe Definition ſoll erſetzt werden durch 
eine weitergehende, die ſchärfer das Innenverhältnis von der 
Außenfunktion ſcheidet, die den Begriff nicht auf die Über⸗ 
tragung eines beſtimmten Treuguts beſchränkt, ſondern ſeine 
Merkmale aus anerkannter Übung der berufsmäßigen Treuhand- 
ſchaft entnimmt, und die vor allem das Publizitäts- 
prinzip zur Geltung bringt. 

Im Innenverhältnis iſt das Tro. eine eigenartige Form 
der Geſchäftsbeſorgung, herausgehoben aus ſonſtigen Auftrags- 
verhältniſſen durch die beſondere Treupflicht, wie fie allgemein 
bei Dermögensverwaltung, Sanierung, Finanzberatung in An- 
ſpruch genommen wird, andrerſeits durch weitgehende Selb— 
ſtändigkeit des Treuhänders, der nicht als Angeſtellter Weiſungen 
folgt, ſondern eine unabhängige Kontrolle ausübt. Im Steuer- 
recht, deſſen beſondere Fwecke eine Typifierung der Verträge 
erfordern (S 4 R Abg.), mag der Treuhänder einfach als 
„wirtſchaftlicher Eigentümer“ gelten. Das bürgerliche Recht 
fordert die Erfaſſung des Geſamttatbeſtandes. Er beſteht bei 
der eigentlichen Verwaltungstreuhand in der Verpflichtung zu 
uneigennütziger Wahrung fremder Belange durch vertrauens— 
würdige Behandlung auf Grund beſonderer Sachkunde. Daraus 
ergibt ſich die Haftung für typiſche Sorgfalt eines „ordent— 
lichen Treuhänders“. Normaliſiert iſt dieſer Geſamttatbeſtand 
bereits in den Geſchäftsbedingungen der Treuhandgeſellſchaften, 
die auch für außerberufliche Tr. e Anhaltspunkte liefern. Unter 
den Begriff fällt auch der Gelegenheitstreuhänder, ebenſo der 
aus dem engliſchen Recht bekannte „Treuhänder wider Willen“, 
dem man bei Arbeitsverhältniſſen ohne gültigen Arbeitsvertrag, 
beim Rücktrittsſchuldverhältnis u. a. m. begegnet. Ergänzend 
heranzuziehen iſt das Tro. der Dergleichsordnung und der Gſt— 
hilfegeſetze, ferner die Regelung des Strafrechts, das als 
„Untreue“ Pflichtwidrigkeiten aller Arten von Bevollmächtigten 
und amtlichen Derwaltern erfaßt und Vermögensſtücke ſchützt, 
gleichviel, ob fie im rechtlichen oder wirtſchaftlichen Vermögen 
des Treugebers ſtehen. ö 

Ganz andere Grundſätze gelten für das Außenverhältnis, bei 
dem die Publizität in den Vordergrund zu ſtellen iſt. Man 
mag daran feſthalten, daß das Tr. ebenſo wie die Sicherungs- 
übereignung eine fiduziariſche, d. h. über den Vertragsinhalt 
hinausgehende Rechtspoſition ſchafft, und deshalb dem Treu— 
geber Ausſonderungsrechte, dem Sicherungsnehmer Abſon— 
derungsrechte zubilligen. Wie die Rechtsmacht des Treuhänders, 
insbefondere feine Derfügungsbefugnis zu begründen ſei, iſt 
theoretiſch noch ungeklärt. Wichtiger iſt der Schutz der Gläu— 
biger. Hier kann die Rechtſprechung nicht befriedigen, die 
fiduziariſche Rechtsgeſtaltung auch bei offenbarer Geſetzes⸗ 
umgehung (beſitzloſes Pfand) geſtattet und nur gegen Mißbrauch 
den Einwand der Sittenwidrigkeit zuläßt (allerdings in mannig⸗ 
facher Geſtalt, wie das Urteil des RG. vom 9. 4. 52 — 
Iw. 2705 — zeigt). Juriſtiſch befriedigen und den redlichen 
Geſchäftsverkehr ſchützen kann nur die Forderung, daß Siche— 
rungstreuhand ebenſo wie Derwaltungstreuhand für ſpätere 
Gläubiger erſichtlich ſein muß. Für eine ſolche Dauerpublizität 
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bedarf es weder eines Pfandregifters noch einer amtlichen 
Treuhänderbeſtallung. Für Grundſtücke iſt eine Eintragung der 
Treugutseigenſchaft im Grundbuch zu erwägen. Für die Über- 
tragung von beweglichen Sachen und Forderungen hat die 
berufsmäßige Treuhandſchaft Methoden ausgebildet, die eine 
Erſatzpublizität ſchaffen, ohne den Kredit des Unternehmers 
zu gefährden, die eine buchmäßige Beſtandskontrolle ermög— 
lichen und auch in den ſchwierigen Fällen der Surrogation 
helfen. Die Forderung der Publizität entſpricht auch der Recht⸗ 
ſprechung der romaniſchen Länder, die Treuhandgeſchäfte als 
ernſtliche Verträge anerkennt, aber ihnen die Außenwirkung 
verſagt, wenn ſie heimlich abgeſchloſſen werden. 
Kammergerichtsrat Nothmann. 


Strafrechtsreform. 

Dieſen Gegenſtand behandelte in der Juriſtiſchen Studien» 
geſellſchaft in Münſter i. W. vor einer zahlreichen Zuhörerſchaft 
der frühere Oberreichsanwalt Dr. Dr. Ebermaper, jetzt Honorar- 
profeſſor an der Univerſität Leipzig. Der Vortragende wies 
zunächſt darauf hin, daß unſer ſeit 60 Jahren in Geltung be— 
findliches Strafgeſetzbuch den Forderungen der Gegenwart nicht 
mehr entſpreche und dringend der Erneuerung bedürfe. Dies 
habe man ſchon vor 50 Jahren erkannt, und ſeitdem arbeite 
man an der Strafrechtsreform, ohne daß es, hauptſächlich in- 
folge unſerer politiſchen und parteilichen Derhältnifje, ge- 
lungen ſei, eine neues Strafgeſetzbuch zu ſchaffen. Seit dem 
Jahre 1927 liege der Entwurf eines allgemeinen deutſchen 
Strafgeſetzbuchs dem Reichstage vor; die immer wiederkehrenden 
Auflöſungen des Reichstags machten ſeine Erledigung un— 
möglich. der Grundgedanke, auf dem der Entwurf ſich 
aufbaue, ſei eine ſtärkere Berückſichtigung der 
Perſönlichkeit des Täters neben der objektiven 
Schwere der Tat bei Bemeſſung der Strafe nach Art und Höhe. 
Die Strafe ſolle nicht nur vergelten, ſondern gleichzeitig den 
Täter erziehen und beſſern, ihn von neuen Straftaten abhalten 
und gleichzeitig die Allgemeinheit nach Möglichkeit vor dem 
gemeingefährlichen Gewohnheitsverbrecher ſchützen. Dieſe wei- 
teren Strafzwecke könnten nur erreicht werden, wenn eben die 
Perſönlichkeit des Täters ſtärker berückſichtigt werde, und das 
wieder könne nur geſchehen, indem dem Richter ein größeres 
Maß freien Ermeſſens bei Beſtimmung der Strafe eingeräumt 
werde. Möglichſt weitgeſpannte Strafrahmen, möglichſte Be— 
ſeitigung der Mindeſtſtrafen, Zulaſſung mildernder Umſtände 
bei allen Delikten, vermehrte Anwendung der Geldſtrafe, weit- 
gehende Beſſerungs⸗ und Sicherungsmaßnahmen neben der 
Strafe find Mittel, jene weiteren Strafzwecke neben der Neu⸗ 
geltung zu erreichen. Der Entwurf verlange, jo führte E. 
weiter aus, neben der objektiven Rechtswidrigkeit ſchuldhaftes 
(vorſätzliches oder fahrläſſiges) Handeln und regle die Irrtums⸗ 
frage in einer dem gefunden Rechtsempfinden beſſer entſpre⸗ 
chenden Weiſe als es die bisherige Rechtſprechung tue. Bei der 
Beſtrafung des Derſuchs halte der Entwurf an der ſub— 
jektiven Theorie des Reichsgerichts feſt, bei der Teilnahme 
beſeitige er die ſog. Akzeſſorietät; Anſtifter und Gehilfe ſollen 
ſtrafbar fein ohne Rückſicht auf die Strafbarkeit des Täters. 
Im Strafenſyſtem ſei nichts weſentliches geändert. Die 
Todesſtrafe werde als Strafe des Mordes — aber nicht 
mehr als abſolute — beibehalten, an die Stelle der Feſtungs⸗ 
haft trete die Einſchließung. 

Aus dem Beſonderen Teil des Entwurfs konnte E. mit 
Kückſicht auf die ihm zur Verfügung jtehende Seit nur einige 
Materien, ſog. Weltanſchauungsfragen, um die ſich der Kampf 
ganz beſonders dreht, erörtern; ſo zunächſt die Abtrei bungs⸗ 
frage. E. ſpricht ſich mit dem Entw. für die Beibehaltung 
der Strafbarkeit der Abtreibung aus und widerlegt die für die 
Strafloslaſſung geltend gemachten Gründe. Die Sittlich⸗ 
keits verbrechen follen in ähnlichem Umfange wie bisher 
beſtraft werden und nicht nur dann, wenn ſie ſich gegen Kinder 
oder wehrlofe Perſonen richten. dem Wunſche des Reichstags- 
ausſchuſſes, den Ehebruch ſtraflos zu laſſen, ſollte man nach 
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Meinung des Vortragenden nicht folgen. Bei der Belei- 
digung müſſe dafür geſorgt werden, daß der Unfug, der 
gegenwärtig mit dem Wahrheitsbeweis getrieben werde, nach 
Möglichkeit beſeitigt und daß das Recht zur Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen auf die öffentlichen Intereſſen aus⸗ 
gedehnt werde. Neu regle der Entw. die Frage des ärzt⸗ 
lichen Operationsrechts; bei der Körperverlegung 
werde die Einwilligung in höherem Maße als bisher 
als Rechtfertigungsgrund angeſehen; der Meineidsſeuche 
ſuche der Entw. entgegenzutreten; die Strafdrohungen gegen 
die unter den Abſchnitt „Fweikampf“ fallenden Delikte 
ſeien im Reichstagsausſchuß ſehr erheblich verſchärft worden 
und bedürften neuerlicher Nachprüfung. 

Sum Schluß gab E. der Hoffnung Ausdruck, daß es doch 
noch in abſehbarer Zeit gelingen werde, ein den Anforderungen 
der Gegenwart entſprechendes Deutſches StGB. zuſtande zu 
bringen. Es wäre dies um ſo erfreulicher, als die Abſicht 
beſteht, ein für Deutſchland und Gſterreich gemeinſames Straf⸗ 
geſetzbuch zu ſchaffen, womit ein weiteres kulturelles Band um 
die beiden ſtammverwandten, wenn auch politiſch getrennten 
Länder geſchlungen würde. 

Landgerichtspräſident Dr Münſter. 


Staat und Kirche unter der Weimarer 
Verfaſſung. 

Prof. Dr. Gieſe, Frankfurt a. M., der ſich mit dieſem 
Gegenſtand in der Juriſtiſchen Geſellſchaft zu Leipzig be- 
faßte, ſchickte voraus, daß er praktiſch bedeutſame Gefichts- 
punkte hervorheben, nicht grundſätzliche Ausführungen darüber 
machen wolle, was für ein kirchenpolitiſches Syſtem unter 
der Herrſchaft der Weimarer Verf. beſtehe. Er führte zunächſt 
eine große Zahl von hierher gehörenden Tatbeſtänden an, aus 
denen ſich die Schwierigkeit der rechtlichen Beurteilung ergibt. 
So wurde die Dertretungsbefugnis der für die Kirche Handeln- 
den geſtreift — Verkauf eines Grundſtücks ſeitens der evang. 
Landeskirche von Naſſau an das Bistum Limburg —; die 
Schließung einer baufälligen Kirche; die Anweiſung eines 
anderen Straßenzuges für eine Prozeſſion unter dem Geſichts— 
punkt eines Derjtoßes gegen die Kultusfreiheit; die Befugnis 
des Finanzamts zur Einziehung der Kirchenjteuer; die Frage, 
ob die Pfarrer öffentliche Beamte im Sinne der RDerf. find, 
ob kirchliche Gerichte zum Erſuchen um Vernehmung von 
Seugen berechtigt ſind, wie es mit der Mitwirkung des Staates 
bei der Stellenbeſetzung ſteht, wie das Patronatsrecht aus— 
zuüben iſt, falls eine juriſtiſche Perſon Patron iſt, ob die 
Beſtellung eines Diſſidenten zum Volksſchullehrer die Erteilung 
des Religionsunterrichtes einſchließt, warum die Monarchen 
nach der Staatsumwälzung nicht Kirchenhäupter geblieben 
ſind, wie es mit dem Staatskirchenrecht in den abgetretenen 
Gebieten ſteht, und anderes mehr. Dieſe Fragen warf der 
Redner aber nur auf, um die Schwierigkeiten darzutun, die 
auf dieſem Gebiet beſtehen, nicht um ſie zu beantworten. 

Er wandte ſich vielmehr dem Gegenſtand „Staat und Kirche“ 
zu und bemerkte von vornherein, daß die Faſſung falſch ſei. 
Es handelt ſich auf beiden Seiten — abgeſehen von der katho— 
liſchen Kirche — um Mehrheiten. Auf der ſtaatlichen Seite 
find das Reich und die Länder vorhanden. Das deutſche Staats- 
kirchenrecht fett ſich aus Reichskirchenrecht und Landeskirchen⸗ 
recht zuſammen. Die Regelung der ſtaatskirchenrechtlichen 
Fragen iſt auch jetzt noch hauptſächlich Aufgabe der Länder. 
Das Reich hat hier nur eine Rechtsbildungskompetenz. Es 
braucht ſich freilich nicht mehr auf Einzelvorſchriften zu be— 
ſchränken; es hat vielmehr eine ausdrückliche Geſetzgebungs⸗ 
kompetenz erlangt; es kann gemäß Art. 10 Nr. 1 RDerf. Grund— 
ſätze für die Rechte und Pflichten der Religionsgeſellſchaften 
aufſtellen; das Reich kann alſo gemäß dieſer Grundſatzkompetenz 
nicht über die Aufſtellung maßgebender Richtlinien hinaus- 
gehen, deren Ausgeſtaltung und Durchführung dann Recht und 
Pflicht der Länder iſt. Verträge mit der Kirche pflegen deshalb 
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die Länder zu ſchließen. Schwierigkeiten können ſich im Rahmen 
der Länderkompetenz ergeben, wenn mehrere Länder beteiligt 
find. So wollen die evangel. Landeskirchen von Heilen, Naſſau, 
Kaffel, Frankfurt a. M. und dem ehemaligen Waldeck eine Ein- 
heit herſtellen; es erhebt ſich die Frage, welches Land die 
ſtaatliche Aufſicht über die neue Körperjchaft ausüben ſoll. 
Don einer Kirche fpricht die RVerf. nicht — nur von einer 
Verneinung der „Staatskirche“ in Art. 157 —; von Weimar 
aus beſtehen Religionsgeſellſchaften, und dieſen Religionsgeſell— 
ſchaften werden in Art. 152 die Vereinigungen gleichgeſtellt, 
die ſich die gemeinſchaftliche Pflege einer Weltanſchauung zur 
Aufgabe machen. Dabei iſt die große Sahl der deutſchen 
Landeskirchen hervorzuheben; nur Sachſen hat eine evang. 
Landeskirche. Neue Religionsgeſellſchaften können ſich auch in 
Zukunft bilden. Wenn fie durch ihre Derfafjung und die Zahl 
ihrer Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten, ſind ihnen die 
gleichen Rechte zu gewähren, wie fie Religionsgeſellſchaften 
haben, die bereits früher Körperſchaften des öffentlichen Rechts 
waren und ſolche bleiben. In Hamburg ſind dem Moniſten— 
bund die Rechte einer Körperſchaft des öffentlichen Rechts ver— 
liehen worden. 

Beſtehen überhaupt noch Beziehungen zwiſchen Staat und 
Kirhe? Im Mittelalter ſchrieb zunächſt die röm. Weltkirche 
dem Staat, dann der deutſche Weltſtaat der Kirche die Geſetze 
vor. Die Unterſcheidung zwiſchen dem Übergewicht des einen 
Faktors über den anderen bildet den roten Faden der Entwicke— 
lung auf dieſem Gebiet: Nach Überwindung des Kirchenftaats- 
tums und des Staatskirchentums zur Landeskirche und zur 
Freikirche. In Weimar wurde dieſe Entwickelung rudweife 
weitergetrieben. Man gelangte zur ſtaatlichen Kirchenhoheit 
über die autonome privilegierte Kirche. Art. 157 BVerf. ſagt 
in Abſ. 1: „Es beſteht keine Staatskirche“, und in Abſ. 5: 
„Die Religionsgeſellſchaften bleiben Körperjchaften des öffent— 
lichen Rechts, ſoweit fie ſolche bisher waren“. Wie iſt der 
Widerſpruch zwiſchen beiden Vorſchriften zu vereinigen? Der 
Gedanke der Freikirche, auf den Abſ. 1 hinzuweiſen ſcheint, iſt 
mit der Staatsaufſicht nicht vereinbar, die durch die Eigen— 
ſchaft einer Körperfchaft als einer öffentlich-rechtlichen bedingt 
iſt. Man kann unter den Körperfchaften des öffentlichen Rechts 
die politiſchen Selbſtverwaltungskörper und die kirchlichen Selbit- 
verwaltungskörper unterſcheiden. Soweit letztere auf dem 
weltlichen Gebiet tätig werden, ſind ſie Träger öffentlich— 
rechtlicher Befugniſſe. Inſofern üben die Religionsgeſellſchaf— 
ten, die Körperfchaften öffentlichen Rechts find, obrigkeitliche 
Rechte gegenüber ihren Mitgliedern aus; fie haben öffentlich- 
rechtliche Organe und verrichten öffentlich-rechtliche Funktionen. 
Soweit dagegen die Religionsgeſellſchaften mit der Eigenſchaft 
einer öffentlich-rechtlichen Körperſchaft ſich auf rein geiſt⸗ 
lichem Gebiet betätigen, beſteht Trennung zwiſchen Kirche 
und Staat. Den Inhalt der Negation in Abſ. I faßte der 
Redner dahin: Der Satz enthält offenbar die Ablehnung eines 
beſtimmten kirchenpolitiſchen Syſtems. Als ein ſolches Syſtem 
konnte nicht die dem Grundſatz „eujus regio ejus religio“ 
entſprechende mittelalterliche Staatsfirche gemeint fein; ihre 
Wiederaufrichtung kam nicht in Frage; vielleicht meinte man 
die Landeskirche. In Wirklichkeit kommt in Abſ. !, der nicht 
ſofort in Wirkſamkeit tretendes Recht, ſondern eine Richtſchnur 
für den Geſetzgeber enthält, zum Ausdruck, daß die Monopol— 
ſtellung der chriſtlichen Kirchen beſeitigt und die Trennung 
vom Staat grundſätzlich anerkannt wird. Durchgeführt iſt dieſer 
von Ausnahmen durchbrochene Grundſatz, wie die ſonſtigen 
Vorſchriften der RVerf., insbeſ. Abſ. 5 des Art. 157, ergeben, 
bei den Keligionsgeſellſchaften, die nicht öffentlich-rechtliche 
Mörperſchaften ſind. Eine Durchführung ergibt weiter Art. 158 
mit dem Grundſatz der Ablöſung der dem Staate obliegenden 
Leiſtungen an die Religionsgeſellſchaften durch die Landesgeſetz⸗ 
gebung, Art. 149 Abſ. 2 mit dem Recht der Lehrer, die Er— 
teilung von Religionsunterricht abzulehnen, und die ent— 
ſprechende Vorſchrift für die Teilnehmer an dieſem Unterricht; 
andererſeits iſt der Religionsunterricht für den Lehrplan 
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ordentliches Lehrfach der Schulen mit Ausnahme der befenntnis- 
freien Schulen. Weiter ſind die Religionsgeſellſchaften zur 
Vornahme religiöſer Handlungen im Heer, in Kranfenanitalten, 
Strafanſtalten und ſonſtigen öffentlichen Anſtalten zuzulaſſen 
(Art. 141). 

Der Redner ging dann zu der Frage über, wie ſich der Der- 
kehr von Staat und Kirche geſtaltet. Er hob dabei hervor, 
wie der einſeitige ſtaatliche Geſetzes- und Derordnungsweg 
einem ſolchen einſeitig kirchlichen, inhaltlich übereinſtimmenden 
parallel laufen kann; ſo war es bei der Bulle de salute 
animarum im Jahre 1821. Dann iſt jeder Teil einſeitig 
zu einer Anderung befugt. Im Dertragswege können Staat 
und Kirche zweiſeitig durch eine Vereinbarung über ihnen 
gemeinſame Angelegenheiten Kirchenrecht ſchaffen; die Bezeich- 
nung mit Konfordat iſt hierfür ſeit dem Mittelalter üblich, 
wenn auch nicht weſentlich für den Begriff. Aus der neueſten 
Seit kommen die Konfordate zwiſchen Bayern und dem Ulg. 
Stuhl von 1924 und von Preußen mit dem lg. Stuhl von 
1929 in Betracht, letzteres als Vertrag bezeichnet. Nach ihrer 
juriſtiſchen Natur beſteht nach der Auffaſſung des Redners 
kein Unterſchied, je nachdem die Monkordate von der Fatholifchen 
oder der evangeliſchen Kirche geſchloſſen werden; auch die 
Grenzen der letzteren gingen heute über die ſtaatlichen Grenzen 
hinaus. Er berührte die zur rechtlichen Beurteilung der Kon- 
kordate aufgeſtellten Theorien: die älteſte, Privilegientheorie 
vom Grundſatz der Überordnung der geiſtlichen über die welt— 
liche Gewalt, die Legaltheorie vom entgegengeſetzten Stand— 
punkt der Staatskonzeſſion. Vom Standpunkt der jetzigen tat⸗ 
ſächlichen Gleichordnung von Staat und Kirche fehle ein ſicherer 
Boden für die Derbindlichfeiten zwiſchen Staat und Kirche. 
Auch für die katholiſche Kirche komme ein völkerrechtlicher Der- 
trag nicht in Betracht, und zwar auch nicht für die Seit ſeit 
dem vom Papſt mit Italien geſchloſſenen Vertrage vom 
11. Februar 1929, durch den der Papſt wieder Oberhaupt eines 
ſelbſtändigen Staates geworden ſei; denn ſolche Verträge würden 
von ihm als Kirchenoberhaupt geſchloſſen. Es beſtehe eben ein 
eigener beſonderer Rechtsboden zwiſchen Staat und Kirche mit 
politiſcher Bindung. Das gelte auch für die ſich anbahnenden 
Rechtsbeziehungen zwiſchen den einzelnen Kirchen. Hervor- 
gehoben kann in dieſem Zujammenhang noch werden, daß 
Bayern das oben erwähnte Konkordat dem damaligen Reichs— 
kanzler Marx vorlegte, der aber keine Bedenken geltend machte; 
ſolche hätten möglicherweiſe aus den Art. 144, 78 RDerf. her- 
geleitet werden können. 

Den Inhalt des Derhältniffes zwiſchen Staat und Kirche 
faßte der Vortragende in 5 Gruppen zuſammen, wobei er 
betonte, daß eine ſolche Beziehung erſt entſtehe, wenn die 
Kirche ſich auf weltliches Gebiet begebe. Zunäcjt die welt- 
liche Konſtruktion in dieſem Falle: Der Staat hat die Ent⸗ 
ſcheidung über die Rechtsfähigkeit der religiöſen wie der Keli⸗ 
gionsgeſellſchaften. Erſtere können wie alle Vereine Rechts- 
fähigkeit nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts er— 
werben (Art. 124 Abſ. 2 RDerf.). Für die Religionsgeſell⸗ 
ſchaften hat Art. 157 Abſ. 4 noch einmal hervorgehoben, daß 
fie Rechtsfähigkeit nach den allgem. Vorſchriften des bürger- 
lichen Rechts erwerben. In Abſ. 2 daſ. wird feſtgeſetzt, daß 
auch der Suſammenſchluß von Religionsgeſellſchaften 
innerhalb des Neichsgebiets keinen Beſchränkungen unterliegt. 
Es entſteht dann eine öffentlich-rechtliche Körperſchaft, wenn 
die am Suſammenſchluß beteiligten Religionsgeſellſchaften 
öffentlich⸗rechtliche find. Ohne weiteres erwirbt eine Religions- 
geſellſchaft mit der privaten Rechtsfähigkeit nicht die öffent⸗ 
liche Rechtsfähigkeit. In welcher Weiſe neugebildeten Reli— 
gionsgeſellſchaften gleiche Rechte zu gewähren ſind, wie den 
bereits beſtehenden mit der Eigenſchaft einer Körperfchaft des 
öffentlichen Rechts, iſt nach Abſ. 8 des Art. 157 durch die 
Landesgeſetze zu beſtimmen. Die zweite der erwähnten Gruppen 
erfaßt den Zuftand, der ſich ergibt, ſobald die Kirche aktiv 
wird: Rechtsbildung der Kirche. Sie handelt als öffentlich- 
rechtliche Organiſation durch öffentlich-rechtliche Funktionen — 
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Verwaltung und Rechtſprechung —, letzteres in Diſziplinar⸗ 
ſachen und auf dem Gebiet des Derwaltungsitreitverfahrens. 
Die Kirche übt ſelbſt Hoheitsrechte aus. Daraus folgt das 
Recht, Zeugen zu vernehmen; dagegen iſt die Erzwingung der 
Eidesleiſtung Sache des Staates. Das Beſteuerungsrecht iſt den 
öffentlich⸗rechtl. Religionsgeſellſchaften durch Art. 137 Abſ. 6 
als Sonderrecht übertragen. Die Frage, ob Dorfcriften der 
erf. auch für die Kirchenbeamten Geltung haben, bejahte 
der Redner, da der Pfarrer das Organ einer öffentlich-recht⸗ 
lichen Körperfchaft ſei; daß er Geiſtlicher ſei, jet hierfür ohne 
Belang. In dieſen Zufammenhang — Selbſtverwaltung — 
gehört auch der Hinweis des Vortragenden darauf, daß die 
kirchliche Selbſtverwaltung von ſtaatlicher Einmiſchung frei— 
zuhalten iſt. Deshalb war auch die Betrauung von drei Staats- 
miniſtern evangeliſchen Glaubens mit der vorläufigen Wahr— 
nehmung des landesherrlichen Kirchenregiments als Nachfolger 
des summus episcopus in Preußen (Art. 82 der Verf. v. 
50. JJ. 20) unhaltbar. Bei der dritten Gruppe handelt es ſich 
um die weltliche Stellung der Kirche auf dem Gebiet der 
Privilegierung. Genannt ſei die religiöfe Form des Eides, 
die Feiertagsheiligung, die nicht der Kirche wegen geſchaffen 
iſt, ihr aber mittelbar zugute kommt, der Gottesdienſt im 
Heer und in den ſchon erwähnten Anſtalten, die Aufnahme 
des Keligionsunterrichts in den Lehrplan der Schulen. Schließ— 
lich wurde noch die Notwendigkeit der Beſtätigung mancher 
kirchlicher Beſchlüſſe durch den Staat berührt. Dabei handelt 
es ſich aber nicht um eine Kontrolle der Kirche; vielmehr wird 
dem Beſchluß eines nicht ſtaatlichen Verbandes durch das ſtaat— 
liche Siegel zur Anerkennung verholfen. 


In der Beſprechung wurde u. a. hervorgehoben, daß ſich mit 
neuen Schöpfungen neue Schlagwörter einfinden, hier die Tren— 
nung von Staat und Kirche, ein Schulbeifpiel für die Über- 
ſchätzung ſolcher Wörter. Der Staat könnte feiner Aufgabe 
nicht gerecht werden, wenn ihm nicht die Tätigkeit der Kirche 
zur Seite ſtände. Betont wurde ferner die Entwicklung der 
Dinge in der Richtung einer wachſenden Befreiung der Kirche 
von ſtaatlicher Einwirkung. Reichsgerichtsrat Arnold. 
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Vertragsfreiheit und Staatsintervention. 


Profeſſor Dr. Dr. Reichel (Hamburg) führte hierüber auf 
Einladung der Frankfurter Juriſtiſchen Fakultät folgen- 
des aus: 


Verſteht man unter Vertragsfreiheit die Freiheit, den Inhalt 
des Vertrags nach freiem Belieben auszugeſtalten, ſo gibt es 
im deutſchen Recht dieſe Freiheit nur nach Maßgabe des Ge— 
ſetzes. Der Intervenismus kann in die Dertragsfreiheit ent— 
weder ſchon bei Eingehung des Dertrags (unten I) oder nach 
Abſchluß des Vertrags (unten II) einbrechen. 


I. Der anfängliche Intervenismus tritt in vier Formen auf: 
a) Einbruch durch Geſetz: Der Redner griff aus dieſem Kapitel 
nur die Wuchergeſetzgebung heraus. Die Wucherſchranke iſt 
notwendig, aber ſie darf nicht zu eng und nicht zu ſchematiſch 
geſetzt werden. Sie iſt zu ſchematiſch geſetzt, wenn der Wucher— 
tatbeſtand rein objektiv gefaßt iſt, wie bei der Feſtſetzung eines 
Sinsmarimum oder bei der laesio enormis (heute in Gſter⸗ 
reich, Frankreich und Italien) oder bei der Höchſtpreisnor— 
mierung (Rußland, unter der Kriegswirtfchaft in Deutſchland), 
die ſich zum Kontrahierungszwang und zum Bezugskartenſpſtem 
zwangsläufig auswachſen muß. Im BGB. iſt dieſe ſchematiſche 
Regelung durch Hinzunahme eines ſubjektiven Momentes, der 
bewußten Ausbeutung, glücklich vermieden worden. Aber die 
Regelung des BGB. iſt deshalb nicht beifallswürdig, weil fie 
dem Bewucherten den Schutz ſelbſt gegen ſeinen Willen auf— 
zwingt. Wie etwa bei der Erpreſſung muß ihm das Recht die 
Wahl laſſen, ob er den Dertrag als gültig hinnehmen oder ob 
er ihn vernichten will; dem Bewucherten muß man alſo das 
Recht zur Anfechtung des Vertrags geben und nicht den Der- 
trag ſchlechthin für nichtig erklären. b) Einbruch durch Tarif- 
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vertrag: Der Staat interveniert, wenn fich die Dertragsparteien 
nicht einigen. Damit werden, bei aller Anerfennung der frucht- 
baren Auswirkungen des Tarifvertragsgedankens, die Beziehun⸗ 
gen zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer entperfönlicht, 
ſchematiſiert, blutlos. Damit entfällt auch die Rückſichtnahme 
auf den Gegner. Eine Ausdehnung des Tarifvertragsgedanfens 
auf andere Derhältniffe (Produzent und Konfument, Lieferant 
und Abnehmer) iſt daher nicht zu befürworten. c) Einbruch 
durch Richterſpruch: Ihn kennt das deutſche Recht nur bei 
der Vertragsſtrafe, beim Mäklerlohn und beim Bergelohn. 
Sweckmäßig an der Ausgeſtaltung der Dertragsitrafe iſt die 
Tatſache, daß ſie nicht von Amts wegen herabgeſetzt wird. Die 
Gerichte ſchreiten jedoch oftmals viel zu leicht zur Herabſetzung 
der Dertragsitrafe und berauben damit dieſes Inſtitut feines 
abſchreckenden und ausgleichenden Charakters; ausgleichend iſt 
die Funktion der Dertragsitrafe deshalb, weil ſie auch zum 
Erſatz des immateriellen und des nicht erweislich materiellen 
Schadens dienen ſoll. Neben der Herabſetzung der Dertrags- 
ſtrafe, die leichtfertige Verträge begünſtigt, muß es zum Aus— 
gleich auch eine Herauffegung geben. Sitz für dieſe Regelung 
iſt das FGG. d) Derwaltungsbehördlicher Eingriff: Im Dor- 
mundſchaftsrecht werden Rechtsgeſchäfte kraft ſtaatlicher Kon⸗ 
zeſſion gültig. Dieſer Gedanke iſt geſund, weil Unmündige der 
Bevormundung bedürfen. Ebenfalls geſund iſt die Konzeffio- 
nierung bei Stiftungen und bedeutungslos bei wirtſchaftlichen 
Vereinen. 

Viel Unheil haben dagegen die Amortiſationsgeſetze, die 
Sperrgeſetze, die Wohnungszwangswirtſchaft und die Erfüllung 
(nicht der Dertragsſchluß) von Deviſengeſchäften angerichtet. 
Iſt die Genehmigung noch nicht erteilt, fo iſt das Rechts- 
geſchäft, entgegen der Anſicht des RG., nicht ſchwebend un— 
wirkſam, ſondern aufſchiebend bedingt. Beide Teile find ver— 
pflichtet, die Genehmigung herbeizuführen, keiner kann zwiſchen— 
zeitlich kondizieren. Durch analoge Anwendung des 8 184 
BGB. gelangt man dazu, der Genehmigung rückwirkende Kraft 
zu geben. Erteilt die Behörde die Genehmigung nicht und 
verſagt ſie ſie auch nicht, weil das Geſchäft ihrer Auffaſſung 
nach nicht genehmigungspflichtig iſt, ſo ſind die Gerichte hieran 
gebunden. * 


II. Ganz unerfreulich ſind die Eingriffe des Staates in bereits 
abgeſchloſſene Derträge. Mit dieſer Praxis hat der Staat ſchon 
ſeit 1914 begonnen und manche Verträge für nichtig erklärt, 
manche korrigiert. Als Beiſpiel der nachfolgenden Dertrags— 
korrektur nannte der Redner die Aufhebung der Goldmark— 
klauſel im Jahre 1914, das Deutſch-ſchweizeriſche Goldhypo— 
thekenabkommen und die nachträgliche Einbeziehung der ding— 
lichen Sicherung in dieſes Abkommen. Ferner die Aufwertungs— 
geſetzgebung und ſchließlich die Zinskonverſion, deren ſchlimmſter 
Fehler die unangebrachte Schematiſierung zugunſten zahlungs— 
fähiger Schuldner und zum Nachteil bedürftiger Gläubiger ift. 

Alle dieſe Eingriffe ſind gültig. Sie verſtoßen nicht gegen 
das Prinzip der Vertragsfreiheit, weil ſie in Art. 152 RD. nur 
nach Maßgabe der Geſetze geſchützt iſt. Auch die Regeln der 
Irrtumsanfechtung verſagen, weil man ſich nur über etwas 
irren kann, was man kennen kann, nicht alſo über unbekannte 
Eingriffe des Geſetzgebers in der Zukunft. Die Vonſtruktion 
der Clauſula iſt ſchon an ſich abzulehnen, und ſchließlich verſagt 
auch die Lehre von der Geſchäftsgrundlage, weil ſie der Ten- 
denz des eingreifenden Geſetzes widerſpricht; denn dieſes Geſetz 
will ja gerade den Vertrag aufrechterhalten. Es gibt nur eine 
Hilfe: die Parteien müſſen langfriſtige Verträge mit einer 
Klaufel verſehen, derzufolge eine oder die Parteien bei Ein— 
griffen des Staates durch Geſetz, Not., Staatsvertrag uſw. 
zum Rücktritt berechtigt ſind. 

Die Praxis der nachträglichen Dertragsforreftur gefährdet 
die Dertragsficherheit und ſtellt das Vertrauen zum Staat in 
Frage. Sie fördert den politiſchen Radikalismus und unter⸗ 
miniert das Gebäude des Rechtsſtaats. Daher muß baldmöglichſt 
mit dieſer Praxis gebrochen werden. 
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Sprachecke 


(unter Mitwirkung des Deutſchen Sprachvereins). 


Einfachere Form der Beſchlüſſe. 


Geraume Seit wurde der deutſche Strafprozeß von dem Ge— 
danken beherrſcht, die Anklage müſſe in einem einzigen Satz 
ausgedrückt werden und ſo auch der Eröffnungsbeſchluß. Mit 
dieſen Satzungetümen hat der geläuterte Sprachgeiſt allmählich 
aufgeräumt. Jeder Behauptung und jeder Folgerung gebührt 
ein eigener Satz. Ahnlich könnte man auch bei den Beſchlüſſen 
in Zivilſachen verfahren. Ich nenne von den alltäglichen Be⸗ 
ſchwerdebeſchlüſſen ein Beiſpiel aus einer Seitſchrift: 

„ hat die 5. Zivilfammer des LGs. A. auf ſofortige 
Beſchwerde der Bekl. gegen den die Erinnerung der Bekl. 
gegen den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß des Urkundsbeamten der 
Geſchäftsſtelle vom 31. 5. 52 als unbegründet zurückweiſenden 
Beſchluß des AGs. B. vom 25. 4. 52 in der Sitzung vom 
7. 5. 52 unter Mitwirkung des beſchloſſen, daß — unter 
Abänderung des angefochtenen Beſchluſſes des AGs. und des 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes des Urkundsbeamten der Geſchäfts⸗ 
ſtelle inſoweit — die von der Bekl. an den Kir. aus dem Urteil 
des AGs. B. vom 16. 2. 52 zu erſtattenden Koften anderweit 
auf 51,40 RM. feſtgeſetzt werden. Koſten .. 

Dafür beſſer: 

Landgericht A., 5. F. Kammer. 
ken?! 

J. S. . . . hat die Geſchäftsſtelle des Ads. B. am 51.5. 52 
die von der Bekl. an den Ulr. zu erſtattenden Koſten auf 
55,50 RM. feſtgeſetzt. Mit der Erinnerung forderte die Bekl. 
Herabſetzung auf 24,50 RM. Das AG. B. wies die Erinnerung 


Beſchl. v. 7. 5. 52. Mitwir⸗ 
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am 25. 4. 52 zurück. Auf die ſofortige Beſchwerde der Bekl. 
werden beide Beſchlüſſe dahin abgeändert: Die von der Bekl. 
zu erſtattenden Kojten werden auf 51,40 RM. feſtgeſetzt; im 
übrigen wird die Beſchwerde zurückgewieſen. Kojten 
Gründe: 

Bei ſolcher Faſſung wird auch die Begründung abgekürzt. 
Sie braucht nicht den Gang des Derfahrens zu wiederholen, 
ſondern kann fofort den Streitpunkt darlegen. Daß das Rechts- 
mittel form- und friſtgerecht eingelegt iſt, kann weggelaſſen 
werden, wenn es nicht beſtritten iſt; das geſchieht ja ſeit langem 
auch in den Berufungsurteilen. Der Suſatz „als unbegründet“ 
bei der Zurückweiſung iſt nirgends vorgeſchrieben, findet ſich 
auch nicht in 8 557 und 565 SPO. 

LGPräſ. Probſt, Ellwangen. 


Nachſchrift der Schriftl. Soweit Vordrucke für die Abfaſſung 
der Beſchlüſſe von der Juſtizverwaltung vorgeſchrieben ſind, 
müſſen ſie allerdings benutzt werden. Wie wir hören, befaßt 
ſich der Vorſtand des Deutſchen Sprachvereins mit einer Prüfung 
der amtlichen Vordrucke auf ihre ſprachliche Form. Das iſt ſehr 
zu begrüßen. 
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Die Zeilerſchen Almwertungszahlen. 


Monats» Geldwert⸗ Wohlſtands⸗. Umwertungs⸗ 
durchſchnitte zahlen zahlen zahlen 
Oktober 1952 1,190 Bill. 100,0 % 1,19 Bill. 
November „ 1188 „ 100, % 1,19 „ 
Dezember „ 1,184 „ 100, % 118 „ 
Januar 1955 1,124 „ 100, % ME „ 


Die ferneren Zahlen werden auch weiterhin jeweils in der 
DR. veröffentlicht. Die Schriftleitung. 
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über „Gerichtshilfe in der Kriſe“ verbreitet fich 
Marie Hirſch im Dorwärts (Abendausgabe 
vom 12. Januar 1955). Sie betont im Eingang, daß 
die Aufgabe, vor die ſich die Jugendgerichtshilfe und die 
Gerichtshilfe für Erwachſene geſtellt ſehe, durch die Ent- 
wicklung der letzten Jahre neu ſei, und führt aus, die 
Führer der liberalen und fortſchrittlichen Strafrechts— 
reform hätten in dem einzelnen Straffälligen einen 
Menſchen geſehen, der den Anforderungen des geſell— 
ſchaftlichen Zuſammenlebens nicht gewachſen geweſen 
ſei und der deshalb in dieſes Leben durch ein Syſtem 
von Erziehungsmaßnahmen wieder eingegliedert werden 
ſolle, dieſem Ziele diene der ſog. Stufenſtrafvollzug. 

„Dieſe Derfuche einer neuen Geſtaltung des Strafvollzugs 
ſind wichtig und ſie müſſen beſonders geſchützt werden in einer 
Seit, wo neben einer Militariſierung der eigentlichen Pädagogik 
durch den Faſchismus auch eine Militarifierung des Strafvoll— 
zugs droht. Trotzdem muß die ſozialiſtiſche Anſchauung noch 
über die Anſchauungsart der liberalen bürgerlichen Strafrechts⸗ 
reformer hinausgehen. Gerade die Geſellſchaftskriſe der Gegen- 
wart zwingt dazu, die geſellſchaftliche Bedingtheit jeder Straf- 
rechtsordnung herauszuſtellen.“ 

Nachdem fo im erſten Teile die Derfafferin über den 
Gegenſatz zwiſchen liberaler und ſozialiſtiſcher Straf— 
rechtsreform geſprochen hat, wendet ſie ſich im zweiten 
zu der Kriſe der Geſellſchaftsordnung als dem Urſprung 
der Kriſe der Strafrechtsordnung. 

„Die liberale Strafrechtsreform ſieht in dem Straffälligen 
den einzelnen aus dem Suſammenhang des geſellſchaftlichen 
und menſchlichen Huſammenlebens herausgefallenen Menſchen. 
Sie bemüht ſich deshalb, den einzelnen Menſchen zu beſſern und 


in das Geſellſchaftsleben wieder einzuordnen. Solche Bemühun⸗ 
gen ſind am Platze, wenn es ſich um ſolche Verbrechen handelt, 
die vorwiegend aus der perſönlichen individuellen Veranlagung 
des Straffälligen zu erklären ſind: aus ſeinem Triebleben und 
feinem Gefühlsleben. Aber bei einer ganzen Reihe anderer Der- 
ſtöße gegen die Strafrechtsordnung wird deutlich, daß ſie nur 
dann richtig geſehen werden, wenn man fie im Zufammenhang 
des geſamten geſellſchaftlichen Zuſammenlebens ſieht. Das wird 
klar, wenn man an die vielen Prozeſſe beim Konkurs von 
Unternehmungen und dergleichen denkt, die ja meiſtens zu ſtraf⸗ 
rechtlichen Folgen geführt haben. Das wird auch deutlich bei 
der Beurteilung vieler kleinerer Eigentumsdelikte (Diebſtahl, 
Unterſchlagung uſw.), die mit der Arbeitsloſigkeit in einem Zu⸗ 
ſammenhang ſtehen. Es wird aber vor allem offenkundig bei der 
Betrachtung der politiſchen Verbrechen und Vergehen. Hier zeigt 
fich deutlich, daß die Geſellſchaftsordnung, welche die Straf- 
rechtsordnung trägt, ſelbſt aus den Fugen geraten iſt. Es gibt 
keine Maßſtäbe mehr, die vom ganzen Volke als verbindlich 
anerkannt wären. Ein Derftoß gegen ſolche Normen wird von 
einem Teil des Volkes als Verbrechen angeſehen, während der 
andere Teil darin eine Heldentat ſieht. Die Bürgerfriegs- 
ſituation, in der wir uns befinden, hat tatſächlich nahe an den 
Zuſtand herangeführt, daß Strafrecht und Rechtspflege nur noch 
notdürftig eine Reihe von Normen und Grundſätzen zu ſchützen 
vermögen, auf deren Verſtoß die Strafe ſteht; denn, was einem 
Sozialiſten verboten iſt, gilt vielleicht einem Nationalſozialiſten 
in bezug auf das politiſche Gebiet als erlaubt. 

Die Feſtſtellung, daß es feſte Maßſtäbe heute nicht gibt, ſtellt 
die ſozialiſtiſche Auffaſſung in Gegenſatz zu den bürgerlichen 
Strafrechtsreformern, die an allgemein verbindliche Grundſätze 
im geſellſchaftlichen und politiſchen Zufammenleben glaubten. 
Deswegen wollten ſie ja gerade den einzelnen Straffälligen 
„beſſern“, damit er ſo weit gefeſtigt würde, um ſich den Grund— 
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ſätzen und Regeln des geſellſchaftlichen Zuſammenlebens wieder 
einzuordnen. Die Kriſe des Geſellſchaftslebens aber fordert 
dringend, daß das Gerüſt unſerer Strafrechtsordnung an vielen 
Stellen umgebaut wird. Die Gerichtshilfe für Erwachſene und 
Jugendliche hat dieſer Lage Rechnung zu tragen.“ 

Die Perf. berührt dann die namentlich gegenwärtig 
geſteigerten Schwierigkeiten in der Fürſorge für ent- 


laſſene Strafgefangene und ferner die Notwendigkeit, 


daß die Gerichtshilfe auch bei ihrer Tätigkeit vor dem 
Beginn der Gerichtsverhandlungen ſich jederzeit des 
Wandels der Derhältniſſe bewußt fein müſſe. Zum 
Schluſſe ſagt ſie: 

„Die Kriſe unſeres Geſellſchaftslebens iſt gleichzeitig die 
Kriſe unſerer Strafrechtsordnung. Eine durchgreifende Anderung 
unſeres Strafrechts wird bei den gegenwärtigen politiſchen Der- 
hältniſſen noch eine geraume Zeit auf ſich warten laſſen. Gerade 
deshalb hat die Gerichtshilfe hier eine beſondere Aufgabe; auch 
wenn ſie die juriſtiſche Seite der einzelnen Straftat nicht zu 
behandeln hat, fo kann fie zur Beurteilung der Straftat durch 
Sammlung des Materials über die Umſtände und Doraus— 
ſetzungen, unter denen die ſtrafbare Handlung erfolgt iſt, doch 
einen entſcheidenden Beitrag leiſten.“ 


Die Leipziger Volkszeitung vom 10. Ja⸗ 
nuar 1955 enthält einen Aufſatz von Dr. Fritz Bel- 
ler „Arbeitsrechtsreaktion und Kriſenverſchärfung. 
Bier irrt das Reichsarbeitsgericht.“ 

„Als ſich auf dem Leipziger Kongreß des Afa-Bundes ſein 
Vorſitzender, der Reichstagsabgeordnete Aufhäuſer, mit der 
Rechtſprechung des Reichsarbeitsgerichts auseinanderſetzte, ver- 
glich er dieſes Gericht mit einem „Konjunkturinſtitut“ und 
meinte damit, deſſen Rechtſprechung richte ſich nach der wirt⸗ 
ſchaftlichen und politiſchen Konjunktur. Bereits damals wäre 
es für die Verfechter der vom Reichsarbeitsgericht vertretenen 
Grundſätze nicht leicht geweſen, die objektive Richtigkeit der 
Aufhäuſerſchen Darlegungen anzuzweifeln. Die Ergebniſſe 
arbeitsgerichtlicher Rechtſprechung, die in der letzten Zeit neu 
hinzugekommen ſind, haben jedenfalls weiteres ſchwerwiegendes 
Material dafür geliefert, wie ſehr der Dorſitzende des Afa- 
Bundes ſeinerzeit im Recht war. 

Wem es aber nicht ſchon ſeit vielen Jahren klar wurde, der 
mußte es im Laufe des Jahres 1952 unbedingt merken: Das 
Keichsarbeitsgericht fühlt ſich ſelbſt als Konjunkturinſtitut. Es 
glaubt nämlich, es ſei ſeine Aufgabe, arbeitsrechtliche Geſetze 
und Normen ſo auszulegen, daß die deutſche Wirtſchaft durch 
ein Übermaß an ſozialpolitiſchen Schutzmaßnahmen nicht in 
Gefahr gerate. Es iſt der Meinung, es ſei ſeine Aufgabe, hier 
konjunkturelle Folgen aller Art durch eine größere Schmiegſam— 
keit in der Auslegung auszugleichen.“ 


Dr. Heller bezeichnet für dieſen Standpunkt des RAG. 
vier Dinge als kennzeichnend, die ſich aber alle bei ge— 
nauer Prüfung als irrig erwieſen. 


Als erſten Irrtum führt er an, das RAG. leide an 
einer Überſchätzung ſeiner Rechtſprechung für das Leben 
des Dolkes. 


„Es fühlt ein Maß von Verantwortung, das durchaus über— 
trieben iſt und — natürlich durchaus unbewußt — mit einem 
ſtarken Geltungsbedürfnis zuſammenhängt; der Glaube, „Retter“ 
zu ſein, muß ſehr betörend ſein. Wie manche anderen Senate, iſt 
auch das Reichsarbeitsgericht (oder zumindeſtens ein Teil ſeiner 
Mitglieder) erſt durch dieſe Meinung von feiner „verant- 
wortungsvollen Funktion“ zu einer Aktivität in der Auslegung 
gelangt, die — durch ſeine Geſamteinſtellung ganz zwangs- 
läufig — reaktionär wurde. Denn ſie wollte ja die kapitaliſtiſche 
wirtſchaft retten. Ohne die Wichtigkeit der Kechtſprechung des 
Reichsarbeitsgerichts zu unterſchätzen — der Kapitalismus wird 
weder durch Urteile mit dem Aktenzeichen „Rel“ gerettet, 
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noch vernichtet werden. Das nicht zu erkennen, iſt der erſte 
Irrtum des Gerichtes!“ 


Als zweiten Irrtum wirft er dem RAG. vor, daß es 
von einer Beurteilung der wirtſchaftlichen Vorgänge aus- 
geht, die man etwa in den Kernſatz zuſammenfaſſen 
könne: „Laßt es nur den Unternehmern gut gehen, dann 
ſorgt er auch ſchon auf das beſte für ſeine Leute!“ Er 
erklärt dieſe Meinung für bequem, aber falſch. Die Dor- 
ſtellung von einer ſolchen Einſtellung der Unternehmer ſei 
die Begleiterſcheinung einer ſtändiſchen (faſchiſtiſchen) 
Wunſchvorſtellung. 

Die dritte — ebenfalls falſche — Dorausſetzung, von 
der das RAG. bei ſeiner „Retter“-Miſſion ausgehe, ſoll 
in der Überſchätzung der ſozialen Laſten liegen, die tat- 
ſächlich gemeſſen an den gigantiſchen Fehlinveſtitionen 
nur eine untergeordnete, ja nebenſächliche Bedeutung be— 
ſäßen. 

„Der vierte Irrtum des Reichsarbeitsgerichts bei der ſich 
auferlegten Miſſion, die Wirtſchaft zu ſchützen und zu be— 
wahren, iſt tragiſch: Der Abbau ſozialpolitiſcher Rechte und die 
Durchlöcherung arbeitsrechtlicher Schutzmaßnahmen und Ein— 
richtungen führte nämlich zu einer zuſätzlichen Verſchlechterung 
der Wirtſchaftslage. Es iſt wirklich eine Binſenwahrheit, daß 
Umfang, Ausmaß und Dauer einer konjunkturellen Derjchlecte- 
rung nicht zum wenigſten davon abhängt, in welchem Umfang 
die Lebenshaltung der Lohn- und Gehaltsempfänger abſinkt. Je 
größer die Exiſtenzbedrohung und Exiſtenzvernichtung der brei— 
ten Maſſen wird, um fo geringer wird die Kaufkraft und um 
fo größer werden dadurch auch die wirtſchaftlichen Schwierig— 
keiten der Unternehmer. Hätte alſo das höchſte deutſche Arbeits- 
gericht feine „Retter“-Miſſion richtig begriffen, hätte es zu der 
Erkenntnis gelangen müſſen: Jedes Aufrechterhalten ſozial⸗ 
politiſcher Einrichtungen aller Art iſt ein Mittel gegen Kon- 
junkturverſchärfung und dient dem Kampf zur Überwindung 
der Wirtſchaftskriſe! 

Das Reichsarbeitsgericht hat das gerade Gegenteil gemacht. 
Es glaubte — die wirtſchaftlichen Zuſammenhänge vollkommen 
verkennend — durch eine Rechtſprechung der Wirtſchaft zu 
dienen, die in Wirklichkeit die Schwierigkeiten vermehrte. Im 
Gegenſatz zu dem Senat überſchätzen wir die Bedeutung des 
Gerichtes im Rahmen der großen wirtſchaftlichen und ſozialen 
Auseinanderſetzungen nicht. Wir wiſſen, daß Geſetze und 
Kechtſprechung in erſter Linie Ausdruck beſtimmter geſellſchaft— 
licher Verhältniſſe find, gerade aber vom Standpunkt deſſen, 
was ſich das Neichsarbeitsgericht vornahm, iſt die Frage zu 
ſtellen: Sind ſich die für die Urteilspraxis des höchſten deutſchen 
Arbeitsgerichtes maßgeblichen Richter je darüber klar geworden, 
daß zum Beiſpiel die durch ſie ſtark geförderte Durchlöcherung 
des Tarifrechtes einen der vielen gegen die Kaufkraftzertrümme— 
rung errichteten Dämme achtlos und verſtändnislos zerbrachd 
Mußten ſie nicht ſchon längſt zu der Erkenntnis gelangt ſein, 
daß der Abbau arbeitsrechtlicher Schutzbeſtimmungen, daß die 
Neuauslegung mancher Paragraphen, daß die ganze Funktion 
des Keichsarbeitsgerichtes als „Nonjunkturinſtitut“ im End- 
ergebnis die Konjunktur verſchlechterte, alſo nicht nur die 
Arbeiter und Angeſtellten hart bedrückte, ſondern zu den vielen 
Urſachen gehört, die Deutſchlands Wirtſchaft in immer größeres 
Unglück ſtürzte? 

Das Reichsarbeitsgericht vermehrte als „Retter“ nur die 
kapitaliſtiſchen Schwierigkeiten — liegt hier nicht eine gewiſſe 
Tragik, nein, fogar eine gewiſſe hiſtoriſche Bedingtheit ?” 

Die hier geübte Kritik iſt rein politiſcher Natur. Sie 
arbeitet zwar mit volkswirtſchaftlichen Lehrſätzen, ver- 
wendet dieſe aber durchaus unwiſſenſchaftlich und ein- 
ſeitig. Gerade darin liegt aber die Gefahr einer ſolchen 
Kritik in einer für breite, wiſſenſchaftlich nicht vorgebil- 
dete und darum ohne weiteres gläubige Leſerkreiſe. Der 
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dem RAG. vorgeworfenen Einſeitigkeit zugunſten der 
Arbeitgeber ſteht in der Kritik eine größere, aber be— 
wußte Einſeitigkeit zugunſten der Arbeitnehmer gegen— 
über. 

Die hier zutage tretende einſeitige Einſtellung zu den 
Richtern beſteht aber auch im Verhältnis zu den Rechts— 
anwälten. der Vorwärts (Morgenausgabe vom 8. Ja⸗ 
nuar 1955) berichtet, daß nach einer Erklärung der zu— 
ſtändigen Reichsminiſterien die vom Anwaltstage ge— 
wünſchte Anderung des §S 11 RAGgef. zur Seit nicht be⸗ 
abſichtigt ſei, und knüpft daran längere Betrachtungen. 
In ihnen wird als Hauptgrund gegen die Sulaſſung der 
Anwälte bei den Arbeitsgerichten erſter Inſtanz die da— 
durch angeblich herbeigeführte Verzögerung aller Arbeits- 
ſtreitigkeiten angegeben. 

„Heute hat jeder Arbeitnehmer, der ſich unrecht behandelt 
weiß, die Möglichkeit, auch wenn er mittellos iſt, ſein Recht zu 
ſuchen. Wie ſich aber der Gang eines Verfahrens nach Zulaffung 
der Anwälte abſpielte, wird uns in folgender Weiſe geſchildert: 

Der Angeſtellte W. . . iſt friſtlos entlaſſen worden, feiner 
Behauptung nach zu unrecht. Da er geſetzliche Kündigung hat, 
beanſprucht er Gehalt für drei Monate à 100 RM. Während er 
jetzt aufs Arbeitsgericht geht und, ohne einen Pfennig Vorſchuß 
zu zahlen, er hat ja oft kein Geld dazu, Klage erhebt, wäre er 
nach der Sulaſſung gezwungen, einen Anwalt aufzufuchen. 
welchen ſoll er nehmend Selbſtverſtändlich einen, der ſchon 
einen Namen hat! Nach langem Hin und Her findet er auch 
einen und nach zeitverſchwendendem Warten wird er auch vor— 
gelaſſen, trägt ſein Anliegen vor, es wird alles ſchriftlich nieder— 
gelegt, der Anwalt erkundigt ſich nach der Höhe des Streit- 
objektes, ſtellt feſt, daß ſoundſoviel an Dorſchuß zu zahlen iſt 
und entläßt den Klagewollenden mit der freundlichen Auf— 
forderung, draußen dem Bürovorſteher ... Mark als Vorſchuß 
zu zahlen. 

Erſt nach Eingang dieſes Betrages darf der Anwalt die Ulage 
übernehmen und weiterleiten. (Eine Ausnahme bildet das 
Armenrecht, das jedoch nur mit den größten Schwierigkeiten 
für den Kläger zu erlangen iſt.) Es tritt, da der Anwalt ja 
viele Streitſachen zu vertreten hat, gegenüber dem jetzigen Zu— 
ſtand ſchon ein großer Seitverluſt ein. Kommt es dann zu dem 
ſogenannten erſten Gütetermin, ſo wird die jetzt in ſo vielen 
Fällen erfolgende Einigung ſicherlich erſchwert, weil faſt jeder 
Anwalt ein Intereſſe hat, in die Beweisaufnahme zu gehen. 
Die Forderung auf Sulaſſung erfolgt ja nur zu dem Sweck, 
um dem notleidenden Anwaltſtand Mehreinnahmen zu ver— 
ſchaffen.“ 

Der Arbeitnehmer ſoll doch nicht gezwungen ſein, ſich 
eines Rechtsanwalts zu bedienen, er könnte auch nach 
Anderung des § 11 ebenſo wie jetzt ſich durch einen Be— 
auftragten feiner Organiſation vertreten laſſen. Über dieſe 
ſagt der Aufſatz: 

„Wenn dieſe auch keine Juriſten ſind, ſo ſind ſie doch ſo reich 
an Kenntniffen und Erfahrungen, daß der von ihnen Der- 
tretene nicht ſchutzlos daſteht. Für die Arbeitnehmer iſt es aber 
von noch größerer Wichtigkeit, das Bewußtſein zu haben, mit 
der gleichen Hingabe vertreten zu werden, ob es ſich um einen 
Betrag von 5 RM. oder um einen ſolchen von 1000 RM. 
handelt. 

Auch das würde durch die Vertretung eines Berufsanwaltes 
anders werden und iſt in der heutigen Zeit des Materialismus 
nur zu verſtändlich; denn jeder Anwalt müßte den höheren 
Objekten eine größere Aufmerkſamkeit zuwenden als den un— 
lohnenden.“ A 

Auf dieſe etwas eigenartige Beurteilung der Berufs- 
ausübung der Rechtsanwälte ſoll nur nebenbei hinge— 
wieſen werden. Bedeutſamer iſt folgende Stelle des Auf— 


ſatzes: 
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„Ein Angeſtellter, der aber überhaupt keine Möglichkeit 
hätte, ſich einen Anwalt zu nehmen, und dem weitaus größten 
Teil der Angeſtelltenſchaft würde es ſo gehen, müßte ſich im 
Nachteil ſeinem Arbeitgeber gegenüber befinden. Der Arbeit- 
geber wird in den meiſten Fällen Gelegenheit haben, ſich durch 
einen Rechtsbeiſtand, zum mindeſtens durch den Syndikus 
irgendeines Arbeitgeberverbandes, dem er angehört, vertreten 
zu laſſen.“ 


- Denn hier ſcheint doch ſelbſt der Vorwärts anzu— 
nehmen, daß auch in Arbeitsrechtsſtreitigkeiten der Rechts- 
anwalt der geeignetſte Vertreter der Parteien ſei! 


Su der umſtrittenen Frage, ob und inwieweit fich 
Frauen zu den juriſtiſchen Berufen eignen, nimmt die 
Gerichtsreferendarin Hedwig Reimer in der Ger— 
mania, Berlin, vom 8. Januar 1955, Stellung. Sie 
meint, daß die eigentlichen Schwierigkeiten nicht ſchon 
beim Studium, ſondern erſt in der Praxis hervorträten, 
wie denn auch die Durchſchnittsergebniſſe der Frauen in 
der zweiten juriſtiſchen Staatsprüfung nicht mehr ſo gut 
ſeien wie bei der erſten. 

„Immerhin wird man in bezug auf die zur Ausübung des 
juriſtiſchen Berufes erforderliche Ausbildung ſagen können, 
daß die Ablegung der notwendigen Examina, eine gewiſſe Be— 
gabung natürlich vorausgeſetzt, der Frau durchaus möglich ſein 
wird. 

Es fragt ſich nun weiter, für welchen Beruf ſie ſich nach 
Ablauf der Lehrzeit eignet, und ob ſie ſich durch einen juriſti— 
ſchen Beruf befriedigt fühlen kann. Es ſoll hierbei voraus— 
geſchickt werden, daß von Eignung der Frau für einen Beruf 
nur dann geſprochen werden ſoll, wenn ſie nicht nur nicht weni— 
ger als der Mann, ſondern auf Grund ihrer weiblichen An— 
lagen etwas Beſonderes leiſtet; anderenfalls iſt es in den Be— 
rufen, die bisher ausſchließlich dem Mann zuſtanden, wohl 
doch nicht berechtigt, daß ſie in Konkurrenz zu ihm tritt.“ 


Für den Beruf des Univerſitätslehrers iſt die Frau 
nach Meinung der Der. ungeeignet, weil fie als Päd— 
agogin für heranreifende junge Männer ausſcheiden müſſe 
doch könne ſie ſicher als wiſſenſchaftliche Mitarbeiterin 
Tüchtiges leiſten. 


„Wie ſteht es nun mit den praktiſchen Berufen? Auch hier 
ſcheiden eine Reihe von vornherein aus. Ich rechne hierzu die 
juriſtiſche Arbeit in kaufmännniſchen Betrieben irgendwelcher 
Art, denn dort, wo es ſich vorwiegend um geſchäftliche Dinge 
handelt, wird die Frau kaum Gelegenheit haben, ihre beſonderen 
Fähigkeiten zu betätigen, es ſei denn, daß ſie auch dort als 
juriſtiſch vorgebildete Hilfskraft eines beſtimmten Menſchen 
tätig iſt. — Ferner ſcheidet aus der Beruf des Staatsanwaltes. 
Eine Frau als Anklägerin ſetzt ſich in Widerſpruch zu ihrem 
inneren Selbſt. Auch die Eignung zum Strafverteidiger wird 
ihr in den meiſten Fällen abgehen, denn dieſe ſetzt den Einſatz 
der ganzen Perſönlichkeit voraus, die eigentliche Haltung der 
Frau aber iſt perſönliche Zurückhaltung. So findet man auch 
unter den Anwältinnen mehr Sivilanwältinnen. Über dieſe 
läßt ſich noch nichts Abſchließendes ſagen, jedoch kann die Kritik 
nach den bisherigen Erfolgen wohl eine günſtige ſein. Das hohe 
Derantwortungsgefühl der Frau läßt fie den wahren Beruf 
des Anwalts erkennen. 

Sehr wohl geeignet ſein dürfte die Frau für die Verwaltung. 
Auch hier wird Initiative von ihr verlangt, doch in bezug auf 
praftifche Dinge, für die ihr Organiſationstalent und in vielen 
Fällen auch beſondere Sachkunde nicht abzuſprechen ſind. Als 
Leiterin vor Fürſorgeſtellen und als Dezernentin in Miniſterien 
leiſten denn auch Frauen ſeit langem Bleibendes. 

Pofitiv beurteilt werden müſſen auch die Leiſtungen von 
Frauen als Richterin, vor allem als Jugend- und Dormund- 
ſchaftsrichterin. Die erzieheriſche Begabung der Frau, ihre Ge— 
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wandtheit im Umgang mit Jugendlichen und ihre Fähigkeit, 
raſch deren Vertrauen zu gewinnen, laſſen dieſen Beruf, der 
von den männlichen Juriſten meiſt weniger begehrt iſt, als ihr 
eigenſtes Gebiet erſcheinen. Hier wird man auch nicht ſagen 
können, daß es ſich um einen trockenen Beruf handelt, denn es 
gibt kaum einen zweiten Beruf, der ſo nahe mit Menſchen 
zuſammenführt und eine fo große Einwirkungsmöglichkeit gibt. 
So ſtudieren die meiſten Juriſtinnen auch auf dieſen Beruf hin. 

Alles in allem iſt zu ſagen, daß die Frau ſehr wohl in der 
Lage iſt, juriſtiſch zu denken, und daß es auch Berufe gibt, die 
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ſie befriedigen können. Aber da das Angebot an derartigen 
Stellen in abſehbarer Seit ſehr gering ſein wird, ſo ſollte ſie 
nur dann das juriſtiſche Studium wählen, wenn ſie nicht nur 
ganz beſondere Freude am juriſtiſchen Denken hat, ſondern 
wenn ſie ſich auch zur Ausübung eines beſtimmten juriſtiſchen 
Berufes beſonders hingezogen fühlt.“ 


Eine endgültige Entſcheidung kann nur auf Grund län- 


gerer praktiſcher Erfahrungen getroffen werden. Immer— 


hin iſt der Aufſatz als Beitrag zu begrüßen. 
RG R. i. R. Bettner. 


Mitteilungen 


Aus Bayern. 


Der Dorſitzende des Baperiſchen Kichtervereins, Amtsgerichts⸗ 
präſident Frank, iſt mit Wirkung vom 1. Mai 1955 zum 
Präſidenten des Landgerichts München II ernannt worden. 


Sachverzeichnis des Jahrgangs 1932. 


Der zweite Teil des Derzeichnijjes kann wegen dienſtlicher 
Überlaſtung des Herrn Sachbearbeiters erſt der März-Nummer 
beigelegt werden. 


Aus Baden. Der diesjährige badiſche Richtertag findet am 14. Mai in Mannheim ſtatt. 


Schrifttum 


A. Aus den Zeitſchriften. 


Deutſche Juriſtenzeitung, Heft 1: Geſchichtliche Grundlagen 
der deutſchen Verfaſſungspolitik u. Neichsreform (Privdoz. Dr. 
Holborn). Reichsreform ſeit Abſchluß der Länderkonferenz 
(Prof. Dr. Poetzſch-HBeffter). StEHof u. Völkerbund (OVG R. 
Graf Weſtarp). Reichsreform u. Außenpolitik (RA. Prof. Dr. 
Grimm). Stellung des Reichspräfidenten (RGPräſ. i. R. Dr. 
Simons). Stellvertretung des Reichspräſidenten (Prof. Dr. 
C. Schmitt). Preußens Miſſion im Reichsverband (Geh. Rat 
Prof. Dr. Richard Schmidt). Reform des parlam. Wahlrechts 
(Prof. Dr. Jacobi). Grundrechte u. Verfaſſungsreform (Prof. 
Dr. Henſel). Staat u. Wirtſchaft (Wirkl. Geh. Rat Prof. Dr. 
Göppert). Richter! hütet Eure heiligſten Rechte! (Regpräſ. 
a. D. Dr. Campe). Begriff der Sicherung durch Bppothek oder 
Grundſchuld in den Not. (Staats Sekr. a. D. Mügel). Er⸗ 
neuerung des Studiums aus dem Geiſt der Humanität (Präſ. 
Schwiſter). Bankerott der Strafjuſtiz (Senpräſ. Dr. Baum⸗ 
bach). Numerus clausus u. Rechtspflege (OGS GPräſ. Dr. 
Levin). Ausübung des Gnadenrechts in Preußen (StaatsSefr. 
Dr. Erſtze). Steuerliche Behandlung der Steuergutſcheine (RA. 
Dr. Lion). — Heft 2: Amneſtien (OS GPräſ. Staatsrat Dr. 
Meyer). Richter! hütet Eure heiligſten Rechte! (Preuß. IN.). 
Neue Phafe im Kampf gegen pol. Ausſchreitungen (Mink. Dr. 
Boche). Kritit zur Dezember⸗Not v). (RA. Dr. Everling). 
Reicherefution (Prof. Dr. Bilfinger). Beendigung der Ge- 
ſchäftsregierung als geſetzgeberiſches Problem (Prof. Dr. Jel- 
linek). Beamtenrecht der Berfaſſungsreform (RER. Dr. Schwalb). 

Jur. Wochenſchrift, Heft 47: 5 Jahre ArbcercGeſ. (Dr. 
Depene, RA. Abel). Abbau der Arbeitsrichter? (AGR. Dr. 
Tuchler). Tarifliche Regelung von Krankheitszeiten u. 8 616 
BGB. (Prof. Dr. Derich). Arbeitsverhältniſſe auf Probe (LER. 
Dr. Franke). Wirtſchaftlicher Druck u. Anfechtung wegen Dro- 
hung im Arbeitsrecht (SSR. Dr. Heinitz). Geſtaltung der Lehr⸗ 
berträge durch die Richtlinien der Handwerkskammern uſw. 
über Erziehungsbeihilfen (AR. Dr. Rohlfing). Rechtl. Aufbau 
des freiw. Arbeitsdienſtes (GAff. Dr. Friedmann). Aushilfs- 
arbeitsverhältniſſe (SSR. Dr. Franke). Dordienreht u. Dor- 
dienſtrecht (RA. Dr. Senf). Unpfändbarer Lohnbetrag u. Ar⸗ 
beitsverdienſt der Ehefrau (LER. Dr. Lange, Präf. Schwiſter). 
Sohnpfändungsgrenzen nach S aa LBG. (LER. Dr. Lange). 
Lohnanſpruch des nach unwirkſamer oder verfrühter Kündigung 
entlaſſenen Arbeitnehmers (CHD. Dr. Kramer). Vorrecht des 
5 10 F. 2 Fwoch. für Arbeitnehmeranteile der Sozialverſiche⸗ 
rung (LSR. Dr. Becker). — Heft 40/50: Gerichtliche Zwangs⸗ 
maßnahmen gegenüber Verteidigern (Prof. Dr. Dohna). Colonia 
docet (RA. Pottgießer). D®. v. 20./10. 52 gegen unbefugten 

ebrauch von Kraftfahrzeugen (ORegR. Wagner). Veuere 


Rechtſprechung zum UraftfGeſ. uſw. (Senpräſ. Dittmann). Ge⸗ 
fälligkeitsfahrt (Prof. Dr. Krüdmann). Neues landw. Pacht- 
recht (MinR. Dr. Brandis). Bürgerſteuer (GRegR. Henrp⸗ 
chowsfi). Strafgeld im überlandverkehr (RA. Dr. Gppen⸗ 
heimer). Dorfahrtsreht (RA. Dr. Volkmann). — Heft 51/52: 
Rechtsphiloſophie u. Rechtspraxis (Prof. Dr. Radbruch). 25 Jahre 
Rechtsphiloſophie (Prof. Dr. Sauer). Yppertrophie des Eigen- 
tums (RA. Dr. Liebſtaedter). Hypothefenmoratorium (RA. Dr. 
Thiele). — Heft 53: Deutſch⸗öſterr. Rechtsannäherung (RMin. 
Dr. Schiffer). Das Recht in Danzig (GbR. Dr. Reiß), Elſaß— 
Lothringen (RER. Dr. Schwalb), Memelgebiet (ObCribunal⸗ 
richter Dr. Hefje). Hypothefenmoratorium (Minn. Bernard). 
Iſt Danzig Ausland oder Inland nach StGB.? (RA. Dr. 
Salomonski). Staatsangehörigkeit im Reich lebender Perſonen 
ruſſiſch-polniſcher Herkunft (Prof. Dr. Makarow). Muß engl. 
Richter ſeine Verhandlungsnotizen der höheren Inſtanz zur 
Verfügung ſtellend (RA. Dr. Dix). Rechtsſtellung u. Privileg 
des engl. RA. (TER. Dr. Erdſiek). Eheſcheidung in Lettland 
(RA. Berent). — Heft 1: Sum Jahreswechſel (RI Min. Dr. 
Gürtner, Bayr. Staatsrat Spangenberger, Württ. Im. Dr. 
Beperle, Sächſ. OS GPräſ. Dr. Hüttner, Bad. Mindir. Dr. 
Schmidt, Hamburger Regdir. Prof. Dr. Bertram, Gſterr. Im. 
Dr. Schuſchnigg). GAſſ. als Hilfsarbeiter des oberen Juſtiz— 
dienſtes (Mindir. Dr. Thieſing). Recht u. Wirtſchaft (Prof. 
Dr. Popitz). Recht in Polniſch-Gberſchleſien (Adv. Loebinger). 
Unterhaltsanſpruch des unehelichen Kindes gegen den in der 
Landwirtſchaft feiner Eltern beſchäftigten Erzeuger (RG R. Dr. 
Brandis). Geſetzgebung der Schweiz 1950 — 1952 (RA. Dr. 
Meper⸗Wild). — Heft 2: Haftung der Banken aus Kredit- 
auskünften (RA. Dr. Jacoby). Gemeinſame Rechte der Be— 
ſitzer von Schuldverſchreibungen (RA. Dr. Heinemann). Haf- 
tung des Treuhänders mit feinem Vermögen für Koften der 
Maſſeprozeſſe (LER. Dr. Müller, Senpräf. Dr. Kieſow). Kann 
Einkaufskommittent, der die Effekten im Depot beließ, wegen 
Leiſtungsverzugs den Kaufpreis trotz Sinkens des Kurfes 
zurückfordern? (Prof. Dr. Heck). Argent. Geſetz über Gmbb). 
(A GR. Gottſchick). 

Gruchots Beiträge, 4. Heft: Publizität im neuen Aktienrecht 
(Minn. Quaſſowski). Bereicherungsanſpruch gegen Erſitzungs— 
eigentümer (Dr. Göppert). 

Sentralblatt für Handelsrecht, Heft 12: Aus der engl. han⸗ 
delsrechtl. Praxis (Dr. Inhulfen). Urheber- und Miturheber⸗ 
rechtsverhältniſſe am Filmwerk (RA. Dr. Werneburg). Inter- 
eſſenkolliſion im Aufſichtsrat (GAſſ. Dr. Heilbrunn). — Heft 1: 
Uriſe im Wettbewerbsrecht (RU. Dr. Roſenthal). Kapital- 
herabſetzung in erleichterter Form (AR. Dr. Ullmann). Aktien⸗ 
rechtsnovelle (Dr. Spohr). Proviſionsanſpruch des Handelsver- 
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treters aus beiderſeitig unerfüllten Verträgen im Dergleichs- 
verfahren des Geſchäftsherrn (Dr. Kühlewein). 

Konkurs- u. Treuhandweſen, Heft 1: Vergütung von Taxator 
u. Auktionator im Konkurs (AGR. Schneider). Alternative 
Swangsvergleichsvorſchläge (RA. Dr. Bergmann). Derkopp⸗ 
lung von Quoten- u. Liquidationsvergleich (O. Pickler). Be⸗ 
ſtätigter Vergleich u. Einrede der Vorausklage (RA. Dr. Mayer). 

Heſſiſche Rechtſprechung, Heft 12: Lieferungspflicht der Elek⸗ 
trizitätswerke im Konkursverfahren (RA. Dr. Levinger). 

Meckl. Seitſchrift für Rechtspflege, Heft 4: Meckl. Lehn in 
der Zwoſt. (RA. Hoppe). 

Seitſchrift des D. Notarvereins, Heft 1: Durchführung des 
Hyp. Moratoriums u. der landw. Zinsſenkung (GRegR. Har- 
mening). Prüfungs- u. Belehrungspflicht des Preuß. Notars 
bei Beurkundung der Genberſeſchlüſſe der AktGeſ. (IR. 
Berenbrok). Pflichten des Notars bei Beurkundung von Gen— 
VerſBeſchlüſſen (Not Aſſ. Dr. Seybold). 

Sſterr. Richterzeitung, Heft 1: Bäuerliches Erbrecht (Prof. 
Dr. Schönbauer). Weſen u. Art der ärztl. Sachverſtändigen⸗ 
tätigkeit auf zivilr. Gebiete (Prof. Dr. Silbermark). Urteils- 
ſpruch im Daterſchaftsprozeß (Prof. Dr. Swoboda). 

(Egerer) Richterzeitung, Heft 12: Bergbauſchäden (Ing. 
Czerwenka). Schrumpfung unſerer Beweismittel (Dr. Meiſter). 
Exekutionsführung in durch Anwartſchaft beſchränkte Liegen⸗ 
ſchaften (GR. Dr. Frind). 

Prager Jur. Seitſchrift, Heft 22: Literatur zum außerdeut⸗ 
ſchen Staatsrecht (Prof. Dr Sander). — Heft 1: Anerkennung 
tſchechoſl. Ehetrennung von Reichsdeutſchen im Reich (Prof. Dr. 
Weiß). Allg. Geſchäftsbedingungen; erſtattungspflichtige Auf⸗ 
wendungen des Spediteurs (Prof. Dr. Großmann-Doerth). Straf⸗ 
recht im Bankengeſetz (Adv. Dr. Stransky). — Heft 2: Ob. 
Gericht in Sivilſachen (GDR. Dr. Horner). 


Bücherbeſprechungen. 


Roſenthal, Dr. A., RA., Berlin: Kulturgefchichtliche Betrach— 
tungen für Weltleute. F. Vahlen, Berlin 1952. 172 S. 
(5,60 RM., geb. 4,75 RM.) 


Ernſten Plaudereien eines gebildeten Mannes, wie es der 
bekannte Erläuterer des UnlWG. iſt, zu lauſchen, bleibt ſtets 
reizvoll, auch wo man nicht zuſtimmen kann. Im Hauptftüde 
des feſſelnden Büchleins — dankbar lobpreiſenden Betrach— 
tungen zu Egon Friedells Uulturgeſchichte (S. 9-69 und 
119— 154) — werden beachtliche, auf hohe Ziele gerichtete Nutz⸗ 
anwendungen für die Rechtspflege eingeflochten. Das gehalt» 
volle Schlußkapitel über den doktrinären und den konſervativ⸗ 
weltmänniſchen Standpunkt (S. 157—172) behandelt Perjön- 
lichkeitswert, Ehrenſchutz, Strafe und wirft die Frage nach den 
Gaben des wahrhaft berufenen Richters auf. Den ablehnenden 
Ausführungen über Richard Wagner (S. 108—118) wiſſen die 
Verehrer Wagnerſcher Gedankenwelt und Muſik manches zu 
entgegnen, was nicht bloß im Reiche der Empfindung, ſondern 
des bündigen Beweiſes liegt; hier meldet ſich ſcharfer Wider— 
ſpruch. Die feine Studie über Fontanes „Stechlin“ (S. 75 bis 
104) konnte nur ſchreiben, wer ſelbſt geiſtig-leiblich im Lande 
dieſes Dichters geweilt hat; ſie allein ſchon würde dem Werke 
künſtleriſchen Erbauungswert ſichern. 

Reichsgerichtsrat Dr. Georg Müller, Leipzig. 


Rhode, Dr. H., Privatdozent, AR., Münſter: Juriſtiſche Per- 
ſon und Treuhand. Grundzüge einer Lehre vom zweck— 
gebundenen Recht. C. Heymann, Berlin 1952. 178 S. 
(9 AM.) 

Der Titel läßt den Inhalt nicht recht erkennen; Gegenſtand 
der Arbeit iſt eine Prüfung des rechtlichen Charakters der— 
jenigen Erſcheinungen, in denen die herrſchende Meinung 
„juriſtiſche Perſonen“ ſieht. Ihr gegenüber, die als Träger der 
Sondervermögen eine beſondere Rechtsperſönlichkeit annimmt, 
begründet der Verfaſſer die Meinung, daß es ſich bei dieſen Er- 
ſcheinungen um zweckgebundene Vermögen handelt, deren Trä— 
ger die an der „juriftifchen Perſon“ beteiligten natürlichen 
Perſonen ſind, wie z. B. die Aktionäre, die Mitglieder beim 
eingetragenen Verein. Wenn auch die Theorie der „juriſtiſchen 
Perſon“, was nicht zu verkennen iſt, in ihrer Durchführung auf 
einzelne Schwierigkeiten ſtößt, ſo erſcheint aber auch die Theorie 
des Derfaffers nicht befriedigend. Bei der AktGeſ. zweckgebun⸗ 
denes Vermögen der einzelnen Aktionäre, bei der Stiftung 
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ſolches des Stifters und ſeiner Erben in ungezählter Folge und 
bei dem Staate, den öffentlichen Anſtalten und Korporationen 
ſolches aller Staatsbürger bzw. beteiligten Menſchen anzu⸗ 
nehmen, mag rein logifch denkbar fein, wird aber den Derhält- 
niſſen nicht gerecht. Wo die Einwirkungsfähigkeit ſo gering 
oder nicht vorhanden iſt, entſpricht es nicht mehr der Wirklich⸗ 
keit, noch von einem dieſen Perſonen gehörenden Vermögen zu 
ſprechen. Landgerichtsrat Dr. Münzel, Koblenz. 


Jackiſch, Dr B., RA. und Notar in Breslau: Uranke Zivil- 
Juſtiz. F. Vahlen, Berlin 1952. 54 S. (0,90 RM.) 

Der Derfafjer behandelt die Gründe, die m. E. zutreffend für 
die Mängel der Siviljuſtiz verantwortlich zu machen find. Ber⸗ 
vorzuheben find: die allzutheoretiſche Ausbildung der jungen 
Juriſten (nach meiner Erfahrung als Übungsleiter vor allem 
auf allen Gebieten des Verfahrens und der Durchſetzung der 
Rechte, Swangsvollſtreckung, Grundbuch); die zu ſtarke Be- 
laſtung des Richters der I. Inſtanz, die eine individuelle Be⸗ 
handlung (ſtärkere Fühlungnahme mit den Parteien und ihren 
Vertretern) ausſchließt und ihn zum Aktenmenſchen macht, 
was zu einer zu ſtarken Verlegung des Schwergewichts in die 
II. Inſtanz führt; der zu ſtarke Wert, der auf die eidliche 
Seugenausſage gelegt wird. 

Landgerichtsrat Dr. Münzel, Koblenz. 


Groß, J., RA., Berlin: Das Recht der Sicherungsübereignung 
nach 8 950 BGB. F. Vahlen, Berlin 1952. 180 S. 
(Kart. 3,90 RM.) 

Die Sicherungsübereignung wird nach ihren Dorausſetzungen 
und Wirkungen eingehend, in einer auch für den Laien ver- 
ſtändlichen Weiſe dargeſtellt. Die zahlreichen Einzelfragen, die 
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den Praktiker beſchäftigen (3. B. Warenlager, Sittenwidrigkeit, 


Swangsvollſtreckung, Konkurs- und Dergleichsverfahren, Straf- 
recht), werden unter umfaſſender Heranziehung der Recht⸗ 
ſprechung und Literatur erörtert. Das Buch kann beſtens emp- 
fohlen werden. Oberlandesgerichtsrat Neſt le, Stuttgart. 


Bauer, J., Syndikus, Leipzig: Hunde- und Uatzenrecht in jagd- 
licher Beziehung. J. Neumann, Neudamm. 5. Aufl. 155 S. 
(4 RM., geb. 6 RM.) 

Es iſt erſtaunlich, in wie viele Zweige des Rechtslebens 
die Lebensäußerungen der Vertreter dieſer beiden Tierarten ſich 
erſtrecken. Der Verf. hat eine große Anzahl folder Rechts- 
beziehungen — übrigens über das Jagdgebiet hinaus — unter 
Heranziehung einer großen Anzahl von gerichtlichen Entſchei⸗ 
dungen dargeſtellt. Das Studium des Buches wird auch dem 
Laien Aufſchluß über viele Fragen geben, die auf dieſem 
Gebiet im praktiſchen Leben vielfach nur nach dem Rechts- 
gefühl beantwortet werden. Freilich muß man ſtets auf die 
Derfchiedenheit der Tatbeſtände achten, die gerade hier groß iſt. 
Mit der Uritik an den angeführten Entſcheidungen braucht man 
nicht immer einverſtanden zu ſein. Das beeinträchtigt aber den 
Wert des zu empfehlenden Buches nicht. 

Reichsgerichtsrat Arnold, Leipzig. 


Lux, Dr W., Rel. u. Not, Breslau: Schulung für die juriſtiſche 
Praxis. I. Abt. Freiwillige Gerichtsbarkeit einſchließlich 
Notariat und Aufgebotsverfahren. 3. Aufl. H. W. Müller, 
Berlin und München 1952. (9,80 RM.) 

Unter Heranziehung der gef. Vorſchriften und unter Erhebung 
und Widerlegung von Einwendungen werden die einzelnen Ge— 
ſchäfte behandelt und durchgeführt. Für die Praxis ein guter 
Helfer. Senatspräſident am Reichsgericht Linz, Leipzig. 


Schaeffer, C., OSG R. i. R., und Wiefels, Dr J., CG R., Düſſel⸗ 
dorf: Bürgerliches Geſetzbuch, Sachenrecht. C. L. Hirſch⸗ 
feld, Leipzig 1952. 175 S. (5,50 RM.) 

Schaeffer, C., OLGR. i. R., und von Hinüber, Dr O. L., 
LGR., Düſſeldorf: Strafrecht, Allgemeiner Teil. Ebenda. 
144 S. (2,90 RM.) 

Zwei Neuauflagen der beſtens bekannten Schaefferjchen 
Grundriſſe des Rechts und der Wirtſchaft, über deren Güte 
Lobenswertes zu ſagen überflüſſig erſcheint. Für die Beliebt⸗ 
heit der Bände beim Studium und in der Praxis ſpricht, daß 
das Sachenrecht in 59.—62. Auflage, das Strafrecht, Allgemeiner 
Teil, in 46.—55. Auflage vorliegt, beide Bände find bis in 
die neueſte Zeit fortgeführt. So enthält das Sachenrecht Hin⸗ 
weiſe auf die 4. Notverordnung vom 8. 12. 1951; das Straf- 
recht berückſichtigt den Entwurf des Strafgeſetzbuches und die 
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vom Strafrechtsausſchuß bis zum 19. 2. 1952 vorgenommenen 
Änderungen. Im Schrifttum wird auch die DRZ. zitiert. 
Landgerichtsrat Dr. Häbler, Freiberg (Sa.). 


Will, Dr, AR.: Die Univerfität. Einführungs- und Wieder- 
holungshefte für Studium, Examen und Praxis. 1. Ab⸗ 
teilung, Doppelheft 4: Sachenrecht (BGB. 5. Buch), Grund- 
buchordnung. C. Heymann, Berlin 1952. 54 S. (Kart. 
2 RM.) 

Wie bei den anderen, ſchon beſprochenen Heften handelt es 
ſich um eine geſchickte ſchlagwortartige Zuſammenſtellung in 
kürzeſter Form, die es ermöglicht, kurz vor dem Examen den 
Wiſſensſtoff noch einmal am Geiſte vorbeiziehen zu laſſen. 

Landgerichtsrat Dr. Münzel, Koblenz. 


Weinmann, Dr, AGR. u. LGR., Krefeld. Die Anwaltsſtation 
der Referendare. C. Heymann, Berlin 1952. 100 S. (4 RM.) 
Der Verf., bekannt durch feine zahlreichen Hilfsbücer für 
Studium und Praxis, gibt hier dem Referendar für die ſo 
wichtige Anwaltsſtation eine Anleitung, die geeignet iſt, ihn 
in die wichtigſten Anwaltsgeſchäfvte im Rahmen des Sivil⸗ 
prozeſſes, der freiwilligen Gerichtsbarkeit, des Strafprozeſſes 
einzuführen. Wertvoll find die überall eingeſtreuten Hinweiſe 
auf Rechtslehre und Rechtſprechung und auf häufig vorkom— 
mende Fehler. Aus dem Studium des Buches kann der 
Referendar viel Nutzen ziehen, befonders wenn er die wieder— 
holt ausgeſprochene Mahnung beherzigt, daß der RA. ſeine 
höchſte Aufgabe darin erblicken muß, Organ der Rechtspflege 
zu ſein. Senatspräfident D. Scherling, amm i. W. 


weinmann Dr. A., AGR. u. LG., Krefeld: Die wiſſenſchaft- 
liche Arbeit. Anleitung zur Anfertigung der Referendar⸗ 
arbeit uſw. 4. verb. Aufl. C. Heymann, Berlin 1932. 
124 S. (4,60 RM.) 

Daß der von mir DRZ. 1928, 504 beſprochenen 5. Aufl. nun⸗ 
mehr ſchon die vierte folgt, zeigt, daß ein ſtarkes Bedürfnis nach 
einem derartigen Unterrichtsbuche beſteht. Es kann den Stu- 
dierenden in der Tat ein wertvoller Führer ſein. Wenn ich aus 
meinen Erfahrungen hier noch einen Rat anſchließen darf, ſo 
iſt es der, mit der Durcharbeit eines ſolchen Ratgebers nicht 
erſt zu beginnen, wenn man die wiſſenſchaftliche Arbeit erhalten 
hat, weil es dann zu ſpät iſt, ſondern lange vorher. 

Landgerichtsrat Dr. Münzel, Koblenz. 


Axmann, G., AG R., und Ronge, Dr U., GAſſ.: Der preußiſche 
Kechtspfleger in Swangsvollſtreckungsſachen. C. Heymann, 
Berlin 1952. 75 S. (1,80 RM.) 

Das Buch bringt eine Zufammenfafjung des zerſtreuten 
Materials als kurze Einführung in die Zwangsvollſtreckung ins 
bewegliche Vermögen. Auch das Verwaltungszwangsverfahren 
iſt kurz berührt. Für Rechtspfleger, Gläubiger und Schuldner, 
aber auch zu Einführungszwecken iſt das Buch wertvoll. 

Amtsgerichtsdirektor Goeckel, Gotha. 


Ruhl, Dr W., AGR., und Schild, A., Juſtizinſp., Kaffel: 
Die Swangsverſteigerungs- und Swangsverwaltungspraxis. 
C. Heymann, Berlin 1952. 505 5. (Geb. 10 RM.) 

Die Derfaffer bieten in mehr als 150 Beiſpielen dem nicht 
mit dieſem ſchwierigen Geſetz Vertrauten ein wertvolles For⸗ 
mularbuch, mit genauen Derfahrensanweifungen für den Richter 
und Urkundsbeamten zu jedem einzelnen Fall. Dieſe fleißige 
Arbeit mußte bei der Schwierigkeit des Stoffes und der unter⸗ 
ſchiedlichen Landesgeſetzgebung (Hauszinsſteuer, Regelung des 
Swangsverwaltungsweſens, Stempelſteuer uſw.) ſich auf die 
preußiſchen Beſtimmungen beſchränken, da ſonſt die Anſchau⸗ 
lichkeit verlorengegangen wäre. Kechtſprechung und Schrifttum, 
insbeſondere die DRZ., find ausreichend zitiert. Alles in allem 
wird das Buch beſonders an kleinen AG. ein willkommenes 
Hilfsmittel ſein. Amtsgerichtsrat Dr Reichel, Leipzig. 


Staub’s Kommentar zum Handelsgeſetzbuch. 14. Aufl. Walter 
de Gruyter & Co., Berlin 1952. Bd. I. 972 S.; Bd. III, 
965 S. (Geh. je 50 Rm., geb. je 54 RM.) 

Der altehrwürdige Staub erſcheint nunmehr in vierzehnter 
Auflage. Die Einleitung und das erſte Buch ſind von Bondi 
bearbeitet, das zweite von Pinner. Das dritte Buch haben 
übernommen die Reichsgerichtsräte Dr. Heinichen (Anhang zu 
§ 572 nebſt Handelskauf) und Gadow (das ganze übrige dritte 
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Buch). Der erſte und dritte Band liegen vor. Band II und IV 
ſollen noch im Frühjahr erſcheinen. Die bewährte, von Staub 
ſelbſt gewählte Erläuterungsweiſe iſt beibehalten. Begrüßens⸗ 
wert iſt die Einfügung eines Geſetzesregiſters ſowie der an⸗ 
gezogenen Geſetzesſtellen und eines Sachregiſters am Schluſſe 
jedes Bandes. 

Im erſten Buche find die Entwicklungen des heutigen 
Arbeitsrechts voll berückſichtigt. Als Beiſpiel weiſe ich auf 8 59 
A. 34e über die „Herabſetzung übermäßig hoher Dienftver- 
gütungen“ durch die Not O. vom 6. 10. 51 hin. Im Firmen⸗ 
recht iſt die Anſicht 8 18 A. 4, § 21 A. 2, der ſchuldlos ge— 
ſchiedene Ehemann könne feiner früheren Ehefrau jederzeit die 
Weiterführung ihres Namens als Ehefrau in ihrer Firma 
unterſagen, wohl nicht richtig, vgl. Schwarz, BGB., § 18 
A. 4, § 21 A. 2. Beſondere Freude hat mir das Studium des 
zweiten Buches gemacht, das ſich mit der Perſonalgeſellſchaft be- 
ſchäftigt. Vorbildlich iſt hier die Klarheit der Darſtellung des 
ſchwierigen Stoffes; rühmenswert die eingehende Berückſich⸗ 
tigung von Rechtſprechung und Schrifttum zum Geſellſchafts— 
recht. 

Im dritten Bande hat Gadow energiſche Streichungen 
der Ausführungen des bürgerlichen Gemeinrechts vorgenommen, 
fo daß ſich der Umfang der Erläuterungen um 562 Seiten ge⸗ 
mindert hat; entſprechende Kürzungen ſind für den vierten Band 
vorgeſehen. Sie werden die Brauchbarkeit des Buches für die 
Praxis nur erhöhen. 

Alles in allem genommen haben die Bearbeiter der Neu— 
auflage es verſtanden, das berühmte Werk auf der ragenden 
Höhe zu halten, auf die es ſein genialer Erſtherausgeber ge— 
ſtellt hat. In ſchwierigen Zweifelsfragen wird der Praktiker 
niemals ohne Erfolg nach ſeinem Staub greifen. 

Reichsgerichtsrat Dr. Schwarz, Leipzig. 


Deutſcher Anwaltverein. Bericht des Ausſchuſſes für Aktien- 
recht zum Regierungsentwurf. Deutſcher Anwaltverein, 
Nr. 56. W. Moeſer, Leipzig 1952. 84 S. (2,50 RM.) 


Der Bericht beſchränkt ſich dankenswerterweiſe nicht auf den 
Regierungsentwurf eines Geſetzes über AktGeſ. ufw., ſondern 
erörtert auch die durch die Not O. vom 19. 9. und 6. 10. 1951 
in Kraft getretenen Beſtimmungen. In dem Bericht haben 
reichſte praftifche Erfahrungen, umfaſſende Uenntniſſe der wirt⸗ 
ſchaftlichen Zufammenhänge und Bedürfniffe, verbunden mit 
wiſſenſchaftlicher Durchdringung und Beherrſchung des ſchwie— 
rigen Rechtsſtoffs, ein Werk geſchaffen, das trotz ſeiner ge— 
drängten Kürze überall die ihm gebührende Beachtung finden 
wird. Eine Stellungnahme zu den Einzelergebniſſen iſt im 
Rahmen des zur Verfügung ſtehenden Raumes nicht möglich. 
Nur darauf mag hingewieſen werden, daß auch nach Anſicht 
der Verfaſſer des Berichts die Regelung des Erwerbs eigener 
Aktien, wie fie die Notverordnung vom 19. 9. 1951 in ihrem 
Teil J, Art. 1 S 226 gebracht hat, der beſſernden Hand bedarf. 
Dem kann nur zugeſtimmt werden. 

Reichsgerichtsrat Kolb, Leipzig. 


Schumacher, W.: Das ärztliche Berufsgeheimnis nach § 300 
StGB. Veröffentlichungen aus dem Gebiete der Mledi- 
zinalverwaltung. 55. Bd. 9. Heft. Richard Schoetz, Berlin 
1951. 119 5. (6 Rm.) 5 

Der eingehenden, von tiefer Sachkenntnis zeugenden Behand- 
lung der géſchichtlichen Entwicklung des Weſens und des Zwecks 
des Berufsgeheimniſſes, der zugrundeliegenden, Geheimhaltung 
heiſchenden privatrechtlichen Intereſſen des Kranken, der öffent- 
lich⸗rechtlichen des Staates und der Standesintereſſen der Arzte 
folgen Ausführungen über den Rechtscharakter des Berufs- 
geheimniſſes nach dem zu ſchützenden Rechtsgut, über den 

Pflichtenwiderftreit durch das Offenbarungsintereſſe des Staates, 

über die Arten und Geſtaltungsmöglichkeiten des Berufsgeheim— 

niſſes ſowie eine Überficht über die Regelung des Berufsgeheim- 
niſſes in den einzelnen Ländern. In dem ſpeziellen Teil über 
die Regelung des ärztlichen Berufsgeheimniſſes in $ 500 StGB. 
intereſſieren die Ausführungen über die objektiven Tatbeſtands⸗ 
merkmale, über das Gffenbaren als die ſtrafbare Handlung des 

8 500, über das Verbot des unbefugten Gffenbarens, über die 

Offenbarungsrechte (Einwilligung, Wahrung berechtigter Inter— 

eſſen) ſowie über die Offenbarungspflichten, wobei die Pflicht 

zur Herausgabe von Urankengeſchichten im Gegenſatz zu der 
auch in juriſtiſchen Kreifen vielfach herrſchenden Anſicht ver⸗ 
neint wird, weshalb Kranfengefchichten nicht ohne weiteres 
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beſchlagnahmt, werden dürfen. Ausführungen über Weſen und 
Charakter oer. Frafbaren Handlung des Geheimnisverrats be— 
ſchließen die Arbeit, der ein ausführliches Literaturverzeichnis 
aneh engt iſt. 

Oberregierungsmedizinalrat Dr. Schütz, Leipzig. 


Grau, StA. i. R., Syndikus des Automobilklubs von Deutſch— 
land: Automobilſtrafrecht. Verlag „Das Auto und Kraft- 
rad“, Berlin. 5. Aufl. 200 S. (5,80 RM.) 


Der Verf. geht davon aus, daß die Regelung der Haftpflicht 
gegenüber den Verkehrs- und Strafvorſchriften für den Kraft- 
fahrer in den Hintergrund trete, da er ſich gegen ſie durch 
Derjicherung zu ſchützen pflege, und beſchränkt ſich deshalb auf 
die KSDO. vom 10. 5. 1952 und die Strafvorſchriften des 
UF Geſ. Sur Erläuterung wird die Rechtſprechung der OSG. 
und des BayObsG. in reichem Umfange, aber auch die des 
RG. herangezogen, indem die entſcheidenden Sätze wieder— 
gegeben werden. Das Buch iſt geeignet, dem Juriſten und dem 
Publikum einen kurzen Überblick über die Hauptfragen zu geben. 
Erfreulich iſt, daß als Quelle auch die Spruchbeilage zur DR. 
angeführt wird. Es fällt aber auf, daß die Entſcheidungen 
des RG. nicht auch nach der amtlichen Sammlung bezeichnet 
werden. Reichsgerichtsrat Arnold, Leipzig. 


Neumann, Dr G.: Das Recht der Forſt- und Jagdbeamten in 
Preußen zum Waffengebrauch. J. Neumann, Neudamm. 
(2 RM.) 


Verf. gibt eine Grundlage des Rechts zum Waffengebrauch 
und feiner Vorausſetzungen, ſowie des Xreiſes der gebrauchs— 
berechtigten Perſonen. Er macht ferner Dorfchläge für eine 
Umgeſtaltung des Rechtes. Die Arbeit kann Beteiligten und 
Jägern nur empfohlen werden. 

Senatspräſident am Reichsgericht Linz, Leipzig. 


Hildebrand, H.: Gerichtliche Medizin. Leitfaden für Studierende 
und praktiſche Arzte. 2. veränd. Aufl. Richard Schoetz, 
Berlin 1952. 175 S. (4,50 RM. bzw. 5,80 RM.) 

Der Leitfaden, der in knappſter Faſſung die gerichtliche Medi— 
zin behandelt, wie ſie ſich unter Berückſichtigung der neueſten 
Unterſuchungen und Forſchungen darſtellt, wird allen juriſtiſchen 
Kreiſen auf das wärmſte empfohlen, da er gerade wegen ſeiner 
klaren, knappen Darſtellung und wegen des billigen Preiſes eine 
raſche Grientierung geſtattet, die oft ſo nötig iſt. 

Oberregierungsmedizinalrat Dr. Schütz, Leipzig. 


Sitzler, Dr F., Min Dir., und Goldſchmidt, Z., Min Rat, Berlin: 
DO, zur Vermehrung und Erhaltung der Arbeitsgelegen- 
heit vom 5. 9. 1952. J. Bensheimer, Mannheim 1952. 
90 S. (2 M.) 

Der Band bietet eine Einführung in die Materie, den Wort— 
laut und die Erläuterungen der DO., den Text ihrer Durchf. 
vom 14. 9. 1952 und der Not O. zur Belebung der Wirt— 
ſchaft vom 4. 9. 1952, ſoweit fie den Steuernachlaß durch 
Steuerſcheine behandeln. Die Erläuterer find die mit der Aus— 
arbeitung der DO. vom RAM. beauftragten Referenten. Ihre 
Auffaſſung zu der wichtigen DO. kennenzulernen, iſt für die 
Praxis unentbehrlich. Richter Dr. Böhmcker, Kübel, 


Krafenberger, Dr Paul, RA., Nürnberg: RGeſ. betr. Erwerbs- 
und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften mit Darſtellung des ein- 
ſchlägigen Steuerrechts. C. N. Beck, München 1952. 914 S. 
(Leinenband 15 RM.) 

Ein in Anlage, Darſtellungsweiſe und Inhalt ſehr praktiſcher 
Handkommentar, der vor allem den Wirtſchaftlern und Organen 
der Genoſſenſchaften alles juriſtiſch zuverläſſig, überſichtlich und 
vollſtändig bietet, was ſie brauchen. Die Erläuterungen, klar, 
knapp und einleuchtend, find über jenen Sweck hinaus kurz, 
gründlich und vollſtändig. Das Buch genügt durchaus auch dem 
Juriſten zum alltäglichen ſchnellen praktiſchen Gebrauch. Es 
führt bis März 1952 die Rechtſprechung vollſtändig an und ver- 
weiſt den, der Einzelfragen wiſſenſchaftlich nachgehen will, mit 
Sorgfalt überall auf die anerkannten ſyſtematiſchen Werke über 
Genoſſenſchaftsrecht. Der praktiſche Genoſſenſchaftler wird die 
ſorgſame Berückſichtigung der Bilanz- und Steuerfragen in einer 
ausführlichen Darlegung aller für Genoſſenſchaften in Frage 
kommender ſteuerrechtlicher Vorſchriften begrüßen. 

Sandgerichtsdireftor Dr Gerth-Noritzſch, Leipzig. 


Heft 2 


Wagner, Dr. AM., Berlin: Der Kampf um das Recht der Wirt— 
ſchaft. C. Heymann, Berlin 1952. 20 S. (2 RM.) 

Der Verfaſſer fordert eine ſtärkere Berückſichtigung rechts- 
politiſcher Geſichtspunkte bei dem poſitiven Ausbau des Wirt— 
ſchaftsrechts und verlangt vor allem eine größere Intenſivie— 
rung der Theorie des Wirtſchaftsrechts. Mit. Recht weiſt er 
auf die weſentliche Aufgabe dieſes Sweiges der Rechtslehre hin, 
der Legislative einen breiten dogmatiſchen Unterbau zu liefern 
und ſo eine der Wirtſchaft klare Richtlinien weiſende und ihr 
ausreichenden Rechtsſchutz gewährende Geſetzgebung und Recht— 
ſprechung zu ſichern. Auch hebt der Verfaſſer, unter Bekämpfung 
gelegentlich in dieſer Richtung erkennbarer Bagatelliſierungs— 
tendenzen, die Wichtigkeit einer ſyſtematiſchen Durcharbeitung 
und wirkſamen Ausgeſtaltung des Wirtſchafts ſt er a f rechts her— 
vor, deſſen Bedeutung für einen reibungsloſen Ablauf des wirt— 
ſchaftlichen Geſchehens in der Tat nicht unterſchätzt werden 
darf. Oberlandesgerichtsrat Dr. Wilke, Dresden. 


Berliner, Dr. jur. L., ORegR., und Fromm, G., RegR.: Geſetz 
über die Beaufſichtigung der privaten Derficherungsunter- 
nehmungen und Bauſparkaſſen vom 6. 6. 1951. Beck, 
München 1952. 798 S. (Leinen 15 RM.) 


Dieſe Neubearbeitung von Rehms Kommentar wurde infolge 
der Anderungen des Gef. vom 50. 5. 51 und der neueren Recht- 
ſprechung notwendig. Die Darſtellung iſt klar, die Anordnung 
des Stoffes vorzüglich und überſichtlich. Fragen des Privat— 
rechts ſind hereingezogen, aber nicht übermäßig ausgedehnt; ſo 
find z. B. die allgemeinen Verſicherungskonkursvorſchriften gegen= 
über dem Kommentar von Koenige-Peterjen 3. Aufl. kurz ge⸗ 
halten. Die Erläuterungen zu den Dorfchriften über Bauſpar— 
kaſſen ſind nicht umfangreich, ausreichend wird aber auf andere 
Stellen des Kommentars verwieſen. Das DAG. verdient die 
Aufmerkſamkeit auch des Siviljuriſten; ſo habe ich häufiger 
bemerkt, daß die Vorſchrift des $ 26 über Aufrechnung un⸗ 
bekannt iſt. Wohl die wichtigſte privatrechtliche Anderung des 
Gef. vom 50. 5. 51 iſt 8 14 I Satz s; fie beendet eine große 
Anzahl von Streitfragen aus dem Gebiet der Beſtandsüber— 
tragung; Verfaſſer ziehen aus ihr die zutreffenden Folgerungen. 

Richter Dr. Ewald, Hamburg. 


Eleeves, Dr. G., RA., und Rautenberg, Dr. ., RA.: Rechts- 
ſchutz des Verſicherten. C. Heymann, Berlin 1952. 225 S. 
(8 RM.) 

Dankenswerterweiſe unternehmen es die Verfaſſer, das Ver— 
ſicherungsrecht aus dem Geſichtswinkel des Derficherungs- 
nehmers darzuſtellen. Die nach dem Sweck des Buches prak— 
tiſche Gliederung des Stoffes verfolgt die einzelnen Phaſen, 
die der Verſicherungsnehmer vom Bedarf bis zur Hahlung des 
Derficherers zu durchlaufen hat, unterſtützt durch eine aus- 
führliche Dispofition. Die Derfafler halten etwa die Mitte 
zwiſchen volkstümlicher und wiſſenſchaftlicher Darſtellung, im 
weſentlichen referierend aus Rechtſprechung und Schrifttum — 
die DRS. wird leider nicht zitiert —, gelegentlich eigene An- 
ſichten gebend, die dann freilich in der Begründung nicht 
immer ganz ausreichend ſind. Die Seeverſicherung wird ſo gut 
wie gar nicht behandelt, wohl deshalb, weil hier das Bedürfnis 
der Aufklärung des Derficherungsnehmers wegen des Da— 
zwiſchentretens des Verſicherungsmaklers nicht fo dringend iſt. 
Soweit die Derfaffer der einen oder anderen Anſicht den Vor— 
zug geben, läßt ſich erkennen, daß die Grundſätze des Der- 
ſicherungsrechts nicht immer mit voller Schärfe erfaßt ſind. 
Im einzelnen laſſen ſich natürlich eine Reihe von Beanſtan⸗ 
dungen erheben, ſo die nicht ausreichende Behandlung der 
Derficherung für fremde Rechnung und für Rechnung wen es 
angeht und der laufenden Verſicherung, insbeſondere mit der 
Cik⸗Alauſel. Bei Beſprechung der Frage, ob im Falle der 
Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung der Derficherer bereits 
bezahlte Prämien zurückzugewähren hat, iſt verkannt worden, 
daß die Begriffe des bürgerlichen mit denen des Derſicherungs⸗ 
rechts wegen der technifch-wirtfchaftlichen Natur des letzteren 
nicht ſtets identiſch fein können, wie das die Derfaſſer hin- 
ſichtlich der Frage der Veräußerung der verſicherten Sache an 
ſich anſcheinend auch gern zugeſtehen möchten. Erfreulicher⸗ 
weiſe gewähren fie dem Derſicherungsluſtigen keine Anſprüche 
wegen verzögerter Erledigung des Derficherungsantrags, ver- 
geſſen dabei aber die Ausnahmen. Auf weitere Einzelheiten 
einzugehen, verbietet der Raum. 

Richter Dr. Ewald, Hamburg. 
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